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Vorwort

Die Lander und ihre Parlamente starken!

Unter diesem Leitthema und mit dieser Zielsetzung fand
am 31. Marz 2003 in der Hansestadt Lubeck der erste
Fdderalismuskonvent der deutschen Landesparlamente
statt.

Mit der auf dem Konvent durch die Prasidentinnen und
Prasidenten sowie die Fraktionsvorsitzenden einstimmig
verabschiedeten ,LiUbecker Erklarung“ hat der deutsche
Landesparlamentarismus seine Position fir eine Reform
des Fdderalismus in Deutschland und die Stellung der
Bundeslander in Europa formuliert. Die ,Libecker Erkla-
rung“ ist die Plattform, von der aus die deutschen Landes-
parlamente in partei- und fraktionsibergreifender Gemein-
samkeit ihre Forderungen geltend machen.

Es geht um die Starkung der Stellung der Landesparla-
mente, um eine Korrektur der Tendenz zum exekutivlasti-
gen Zentralismus und um die Gewahrleistung des Grund-
satzes der Subsidiaritat bei der Kompetenzverteilung zwi-
schen Europa, dem Bund und den Landern.

Die vorliegende Dokumentation spiegelt mit ihren Wortbei-
tragen die grundsatzlichen Positionen der Landesparla-
mente insgesamt, aber auch ihrer einzelnen Fraktionen
wider und beschreibt die weitergehenden Ansatze fir eine
Starkung des Parlamentarismus.

Ein besonderer Dank gilt an dieser Stelle Bundesprasident
Johannes Rau, der in seinem eindrucksvollen Beitrag
Grundansichten und -einsichten zur Stellung der Lander
und ihrer Parlamente vermittelt hat. Dank gebtihrt ebenso
dem Vorsitzenden der Ministerprasidentenkonferenz und
Ersten Birgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg
Ole von Beust, fir die Positionsbestimmung aus Sicht der
Landesregierungen.

Die gemeinsame Schnittmenge der Reformvorstellungen
der obersten Verfassungsorgane auf Landerebene ist be-
merkenswert. Ein enger Schulterschluss der Landtage und
der Landesregierungen ist das Gebot der Stunde, damit
dem Signal von Lubeck gefolgt wird: Die Lander und ihre
Parlamente starken'

%z- A ot —

Prasident des Schleswig-Holsteinischen Landtages
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Eréffnungsrede

Eréffnunasrede von Heinz-Werner Arens, Prasident
des Schleswig-Holsteinischen Landtages:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Mit einem herzlichen Willkommen
an Sie alle er¢ffne ich den ersten Foderalismuskonvent
der deutschen Landesparlamente in der Hansestadt
Lubeck.

Sehr geehrter Herr Bundesprasident, wir sind Ihnen sehr
dankbar, dass Sie heute bei uns sind. Ich sage das sehr
bewusst. Die Teilnahme unseres Staatsoberhauptes an
dem Fdderalismuskonvent verdeutlicht und hebt zu-
gleich den Rang dieser Versammlung. In diesem Sinne
sind Ihre Anwesenheit, Herr Bundesprasident Rau, und
Ihre Bereitschaft, auf dem Konvent das Wort zu nehmen,
mehr als eine Deklaration.

Es liegt gewissermalien ein konstitutives Element darin;
denn Vieles spricht dafiir, dass hier in Libeck ein Stiick
neue Verfassungswirklichkeit entsteht. Die Idee, die mit
dem Konvent heute verwirklicht wird, ist neu, sie ist in
der deutschen Verfassungstradition und Verfassungsge-
schichte ohne Beispiel.

Unsere gemeinsame Forderung uber Partei- und Frakti-
onsgrenzen hinweg, die Lander und ihre Parlamente zu
starken, wirbt fir ein ausgewogenes Miteinander von
Bund und Landern, flir Gemeinsamkeit von Legislative
und Exekutive in ihrem Bemihen um eine Revitalisie-
rung foderalistischer Grundsatze. Sie wirbt flr die kon-
sequente Verwirklichung von Subsidiaritat und Partizipa-
tion.

Ich danke lhnen, Herr Erster Blrgermeister, dass Sie
uns Uber den Stand der Erérterung dieses Themas in
der Ministerprasidentenkonferenz aktuell informieren. Ich
bin sicher, dass dabei die gemeinsamen Schnittmengen
des Interesses der ersten und der zweiten Gewalt deut-
lich werden. ,Gutes Regieren basiert auf der besseren


Administrator
Eröffnungsrede von Heinz-Werner Arens, Präsident
des Schleswig-Holsteinischen Landtages:


Féderalismuskonvent

Einbindung aller Akteure und gréRerer Offenheit* — so
heil3t es in dem Weillbuch der Europaischen Kommissi-
on vom Juli 2001. Das gilt fur alle Bereiche des europai-
schen Mehrebenensystems. Wir wollen in aller Offenheit
und aller Offentlichkeit unserer Forderung Nachdruck
verleihen, die Lander und ihre Parlamente zu starken.

Ich weiy mich mit Ihnen einig, Frau Ministerprasidentin,
dass Schleswig-Holstein ein wenig stolz darauf ist,
Gastgeber dieser in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland bisher einmaligen Form der Zusammen-
kunft der Landtagsprasidentinnen und Landtagsprasi-
denten sowie der Fraktionsvorsitzenden aller deutschen
Landesparlamente zu sein. Ich nutze die Gelegenheit
gern, Ihnen fiir das gute Miteinander bei der Vorberei-
tung des Foderalismuskonvents zu danken, das auch in
der diesem Thema gewidmeten Landtagsdebatte im
Februar dieses Jahres tiberzeugend zum Ausdruck kam.

Dass unser Anliegen grundsatzlicher Natur ist und tber
die bisher angesprochenen Kreise hinausweist, bestati-
gen Sie, verehrte Frau Kollegin Orthner, mit lhrer Anwe-
senheit. Die EntschlieBung der 6sterreichischen Land-
tagsprasidentenkonferenz vom 7. Februar 2003 zur Zu-
kunft der Landtage in einem Europa der Regionen und in
Osterreich legt ein (iberzeugendes Bekenntnis fiir die
Notwendigkeit eines bewusst gelebten Fdderalismus in
Osterreich und der Europaischen Union ab.

Meine Damen und Herren, die mdglicherweise ge-
schichtliche Dimension dieses Konvents ist angespro-
chen worden. Fiur den Parlamentspraktiker ist aber auch
noch ein Weiteres ganz und gar einmalig. Es galt alle
Landtagsprasidentinnen und alle Landtagsprasidenten
und alle Fraktionsvorsitzenden in den deutschen Land-
tagen an einem Ort zusammenzufiihren. Aber noch viel
wesentlicher: Es galt in intensiven Vorbereitungen eine
zur Thematik konsensuale grundlegende Position zu
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erarbeiten, die von allen getragen werden kann. Und
schlieBlich galt es die wichtigsten Funktionstrager zu
Uberzeugen, an diesem Konvent teilzunehmen, auch
wenn nur ein kleiner Kreis von lhnen die Chance zum
eigenen Redebeitrag erhalten kann. Ich weil3 das sehr
wohl zu wirdigen und bin froh Uber lIhre Teilnahme als
Demonstration.

Und wenn ich Ihnen fir die gute Zusammenarbeit im
Vorfeld dieses Konvents danke, so ist dies weit mehr als
bloRe Hoflichkeit. Die Zusammenarbeit war groRartig,
die Bereitschaft, um des gemeinsamen Zieles Willen
nicht auf Einzelpositionen zu beharren, war bereits eine
erste Bewahrung des deutschen Landesparlamentaris-
mus im Geiste von Solidaritat und Geschlossenheit.

Die grol3e Zahl der Vorsitzenden der Innen-, Rechts-
und Hauptausschiisse ebenso wie der Europaausschis-
se der Landesparlamente macht deutlich, in welcher
Breite und Tiefe das Interesse fiir diese zutiefst parla-
mentarischen Anliegen in unseren Biirgerschaften und
Landtagen vorhanden ist. Die Auseinandersetzung mit
Fragen der Kompetenzverteilung in unserem Staat ist
zwingend notwendig, weil landespolitische Entscheidun-
gen, die Bundespolitik und der Verfassungsprozess der
Europaischen Union vielschichtig ineinander verwoben
sind. Es gibt selbst in dem entlegendsten Winkel unse-
res staatlichen Gemeinwesens keine neutrale Ecke, von
der aus man das Ringen um die Kompetenzverteilung in
Europa unbeteiligt verfolgen koénnte.

Das kann auch gar nicht anders sein. Wenn wir das viel
zitierte Wort vom Europa der Blrger mit Leben erflllen
wollen, wenn wir es ernst nehmen, dass die Blirgerinnen
und Burger durchaus fiir den friedens- und freiheitssi-
chernden europaischen Gedanken sind, sich aber vor zu
viel Machtkonzentration im fernen Brissel flrchten,
dann kann es nur eine Antwort geben: klare Kompeten-
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zen und eindeutige Verantwortlichkeiten auf allen Ebe-
nen!

Mein Gruf® und ein herzliches Willkommen gilt dartber
hinaus allen tbrigen Kolleginnen und Kollegen aus den
deutschen Landesparlamenten, aus dem Bundestag und
aus dem Europaischen Parlament. Er gilt ebenso den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus den Parlaments-
verwaltungen und den Fraktionen. Ein besonderer Gruf
gilt den Schilerinnen und Schulern der Europaschule
Ldbeck, die auf der Galerie Platz genommen haben.

Meine Damen und Herren, Experten aus Wissenschaft
und Politik haben immer wieder auf den Wettstreit von
Effizienz und Legitimation hingewiesen, mit dem wir es
bei dem Zukunftsmodell Europa zu tun haben. Der
»otein der Weisen® wird nicht zu finden sein. Es gibt ihn
nicht. Aber es ist notwendig, dass weiterhin mit Weisheit
und Umsicht Stein auf Stein zusammengetragen wird,
um das europaische Haus so stabil wie mdglich zu ma-
chen.

Das grofRRe Interesse der Wissenschaft an dem Fodera-
lismuskonvent ist flir mich ein ermutigendes Zeichen. Ich
freue mich, zahlreiche namhafte Vertreter als Gaste
begriRen zu kénnen. Die in der Offentlichkeit gern zitier-
te Formel vom Bedeutungsverlust oder gar von der
Ohnmacht der Landesparlamente gibt mir schlieRlich
einen guten Ubergang, um auch die Vertreter und
Vertreterinnen der Medien zu begriflen. Wir wissen es
auch zu schatzen, dass Phonix diese Veranstaltung live
Ubertragt.

Niemand von uns wird behaupten, dass sich der Lan-
desparlamentarismus nach diesem Lubecker Konvent
dem Sagenvogel gleich aus irgendwelchen Aschen er-
heben wird. Aber entgegen einer vor Jahresfrist in einer
Uberregionalen Wochenzeitung verbreiteten Meinung
sind es auch nicht nur die Kormorane, mit denen sich die
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GrufRwor!

Eréffnungsrede / GruBwort

Parlamente der deutschen Lander angeblich vorwiegend
befassen.

Meine Damen und Herren, mit dem Zusammentreten
des Foderalismuskonvents haben die deutschen Lan-
desparlamente ein neues Instrument geschaffen. Sein
Zustandekommen, seine Existenz an sich verkorpert
bereits einen Wert, einen deutlichen Mehrwert fir die
Lander und ihre Parlamente. Er ist die inhaltliche Platt-
form, von der aus der Landesparlamentarismus in
Deutschland seine Position feststellt und zu Gehor
bringt — mit einer Stimme!

Ich winsche allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern
einen interessanten und inhaltlich weiterfiihrenden Kon-
vent hier in der Hansestadt Lubeck.

Prasidentin Christine Lieberknecht (Thiringer Land-
tag):

Lieber Herr Kollege Arens, ich danke lhnen fir lhre
Eréffnungs- und Begriflungsworte und verbinde diesen
Dank gern mit der Anerkennung und dem hohem Re-
spekt davor, dass es unter lhrem Vorsitz als Prasident
der Landtagsprasidentenkonferenz gelungen ist, dieses
bisher einmalige Unternehmen unseres heutigen Kon-
vents so zielstrebig und unbeirrt zu fihren. Vielen herzli-
chen Dank daftr.

Wir kommen nun zu Punkt 2 der Tagesordnung:
GruBwort der Ministerprasidentin des Landes Schleswig-
Holstein. Frau Ministerprasidentin Simonis, ich darf |h-
nen nun das Wort zu einem Gruf an uns erteilen.

Heide Simonis., Ministerprasidentin des Landes
Schleswig-Holstein:

Sehr verehrter Herr Bundesprasident! Sehr geehrter
Herr Landtagsprasident! Meine Damen und Herren
Landtagsprasidenten! Sehr geehrter Herr Blirgermeister
von Beust! Sehr geehrter Herr Stadtprasident! Meine
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Damen und Herren Abgeordneten der Landtage, des
Deutschen Bundestages, des Europaischen Parlaments
und der Stadt Lubeck! Verehrte Gaste! Seit Tagen be-
herrscht weltweit ein Thema die Offentlichkeit. Der Krieg
im Irak droht eine ganze Region ins Verderben zu rei-
Ren. Auf beiden Seiten haben viele Menschen ihr Leben
verloren — Zivilisten und Soldaten.

Angst, Schmerz und Tod sind Uber die irakische Zivilbe-
volkerung hereingebrochen und wie in jedem Krieg sind
die Schwachsten die ersten Opfer: Kinder, Frauen, alte
Menschen und Kranke. Sie sind es, die seit Jahren am
meisten unter dem verbrecherischen System Saddam
Husseins gelitten haben. lhre Lage wird durch den Krieg
nur noch verschlimmert; er ist, wenn man es zusammen-
fassend betrachtet, eine Niederlage fur die politische
Vernunft.

Ich hoffe sehr, dass rasch wieder humanitare Hilfe fur
die Menschen im Irak moéglich sein wird, und wirde Sie
herzlich bitten, wenn die Spendenaufrufe kommen, in
Ihrer jeweiligen Position zu helfen, dass die Spendenbe-
reitschaft der Deutschen nicht mit den Abscheukundge-
bungen aufhort, sondern sich auch in Geld nieder-
schlagt, damit geholfen werden kann. Wir hoffen alle
gemeinsam, dass es Plane fiur den Wiederaufbau dieses
Landes gibt.

Aber so sehr uns dieses eine Thema beherrschen und
bewegen mag, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, so mussen wir doch an anderen Dingen weiterarbei-
ten. Deswegen stelle ich mit einem gewissen Stolz fest:
Dieser Fdderalismuskonvent, der bei uns in Schleswig-
Holstein stattfindet, ist ein Novum in der Geschichte der
Bundesrepublik. Zum ersten Mal treffen sich Vertreter
und Vertreterinnen der Landesparlamente, um mit einer
Stimme zu sprechen und eine gemeinsame Position
gegeniiber dem Bund und der Europdischen Union zu
formulieren.
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Der Zeitpunkt fiir diese Initiative ist gut gewahlt. Er konn-
te natirlich nur auf den sanften Druck eines dickschade-
ligen Dithmarschers zustande kommen, Herr Landtags-
prasident!

Mit der Reform der bundesstaatlichen Ordnung und der
Formulierung einer europaischen Verfassung werden
namlich jetzt schon entscheidende Weichen fir die Zu-
kunft gestellt. Demnachst wird ratifiziert werden, die
Europaische Union wird erweitert werden und die Spiel-
regeln, wie das Ganze funktionieren soll, missen neu
gefunden werden. Das gilt dann auch flr die Spielregeln
zwischen den hdheren Ebenen und den Ebenen darun-
ter.

Die Landesparlamente unterstreichen mit diesem Kon-
vent ihre Rolle als Lander und Regionen im europai-
schen Erweiterungsprozess und ein ganz kleines Stuck-
chen natirlich auch gegeniber der Bundesregierung.

Ich freue mich, dass Schleswig-Holstein dabei eine so
starke Rolle einnimmt, und habe deshalb heute Morgen
wider die politische Kleiderordnung, aber mit einem ge-
wissen Stolz ein Interview Uber die Rolle dieses Kon-
vents und seiner Ziele gegeben. Eigentlich ist das ja
nicht meine Aufgabe, aber ich habe versucht, es ordent-
lich zu machen und immer darauf hinzuweisen, dass es
naturlich die Parlamente sind, die hier um ihre Rechte
diskutieren, und nicht die Regierungen.

Ich darf mich noch einmal ganz ausdricklich bei Land-
tagsprasident Arens, auf dessen Initiative die Idee eines
Foderalismuskonvents der Landesparlamente zurlck-
geht, dafir bedanken, dass er Sie alle von diesem Ge-
danken Uberzeugt hat, dass wir nur dann, wenn wir ge-
meinsam Uber die Partei- und Landergrenzen hinweg
zusammenarbeiten, die Positionen der Lander und
Kommunen starken kénnen.
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Wie grof3 das Interesse an diesem Konvent ist, zeigt
auch die Anwesenheit von Ihnen, Herr Bundesprasident
Rau, und von lhnen, Herr Erster Birgermeister Ole von
Beust als Vorsitzender der Ministerprasidentenkonfe-
renz. Seien Sie uns ganz herzlich willkommen in Libeck!
Der Stadtprasident zuckt jetzt zusammen; niemand —
sei es auch die Ministerprasidentin — darf namlich in
Libeck Gaste willkommen heilten. Aber ich habe es
einmal getan, Herr Stadtprasident, und hoffe, Sie verzei-
hen mir. Denn schlieBlich und endlich ist Libeck ein
Stlck von Schleswig-Holstein und ich habe es in der
Rolle als Ministerprasidentin dieses Landes Schleswig-
Holstein getan und nicht als Lubeckerin.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Reform-
prozess der bundesstaatlichen Ordnung beschaftigt
unsere Landesregierung schon seit 1999. Bei den ver-
schiedenen Themen sind die Fortschritte sehr unter-
schiedlich ausgepragt. Bei der innerstaatlichen Kompe-
tenzordnung kommen wir relativ gut voran.

In allen Fragen aber, die die Neuregelung der Finanzbe-
ziehungen oder die Entflechtung der Gemeinschaftsauf-
gaben berlhren, laufen — wen wundert’s — die Verhand-
lungen viel schleppender. Uberraschen kann das nicht,
denn schlief3lich geht es hier ums Geld und um handfes-
te Interessen.

Wir wollen, wenn wir Gelder vom Bund bekommen, dass
nicht dauernd dazwischengeredet wird und uns klar ge-
macht wird, wie viel Mittel wir damit zu binden hatten.
Das ist sehr schon nachzuvollziehen am Beispiel der
Werftenhilfe. Friher gab der Bund zwei Drittel, die Lan-
der gaben ein Drittel. Dann wurde es ein Anteil von
50:50 und heute ist das Verhaltnis genau umgekehrt von
einem Drittel zu zwei Dritteln. Das empfinden wir als
ungerecht. Aber auch hier gibt es schon erste Meilen-
steine auf einem langen, allerdings guten Weg, wie man
diese Streitpunkte aus der Welt bekommen kann.
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Auch die inneren Reformen der Europaischen Union
sind schon seit Jahren Thema mit hoher Prioritat. In der
Vorbereitung des Beitritts missen die Vertreter im Kon-
vent, die Mitgliedstaaten, das Europaische Parlament
und die Kommission ihre Hausaufgaben machen. Es
muss gelingen, Strukturen und Verfahren zu schaffen,
die auch in einem Europa der 25 oder spater der 27
Mitgliedstaaten funktionieren. Da kann es dann wohl
nicht so weitergehen, wie es heute der Fall ist; denn das
wirde irgendwo zu einer Blockade flihren, bei der man
sich weder vorwarts noch rickwarts bewegen kdnnte.

Die Europaische Union wird nur dann dauerhaft funkti-
onsfahig sein und bei den Birgerinnen und Birgern
Akzeptanz finden, wenn Fdderalismus und Subsidiaritat
wichtige Grundprinzipien sind. Um das zu erreichen,
mussen alle Akteure zusammenarbeiten. Es hat keinen
Zweck, die Spruche aus Brussel wie die Spruche des
Orakels von Delphi entgegenzunehmen. Man muss mit-
reden kdnnen. Das bedeutet auch, die Rolle des Euro-
paischen Parlaments muss gestarkt werden.

Am Ende heil3t das auch Abschied nehmen von ge-
wohnten Strukturen. Es gilt selbstkritisch zu prifen, ob
Althergebrachtes noch zeitgemal ist. Der vom Konvent
vorgeschlagene Mechanismus zur Subsidiaritatskontrol-
le ist in diesem Zusammenhang ein richtiges Signal.

Sicherlich ist das kein bequemer Weg, aber ich glaube,
er ist ohne Alternative. Denn wir alle wollen doch, dass
auch kunftig von den Landern und von den Landtagen
Politik gestaltet werden kann und nicht nur Sitzungen
abgehalten werden. Es ist fur mich kein Selbstzweck, die
eine Institution zu starken und die andere zu schwachen.
Im Mittelpunkt steht immer das Ziel, die Wege zu verkir-
zen und die Prozesse und Entscheidungen effizienter
und fir die Blrgerinnen und Birger transparenter zu
machen. Dabei gewinnen am Ende alle Institutionen.
Das ist es auch, was die Menschen von uns Politikerin-
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nen und Politikern in Deutschland und in einer groRer
gewordenen Europaischen Union erwarten.

Wir missen diesen Weg gehen, wenn wir die Menschen
fur Europa und seine Institutionen interessieren wollen
und wenn der Aberglaube beseitigt werden soll, Europa
ware nur Burokratie.

Geringe Wahlbeteiligungen — das haben wir hier gerade
erleben missen — sind nicht nur auf Landesebene, son-
dern auch auf Bundesebene problematisch fiir die De-
mokratie. Wenn in manchen Stimmbezirken nur 14 %
der Menschen zur Wahl gehen, wird es nicht lange dau-
ern, bis dort die Seelenfanger auftreten. Es muss uns fir
die Europawahl im Jahre 2004 gelingen, mehr Burgerin-
nen und Burger als bisher davon zu uberzeugen, dass
es sich lohnt, die Stimme fir Europa abzugeben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diesen Erwar-
tungen und Herausforderungen stellen Sie sich heute
Vormittag hier in Libeck. Sie haben sich ein sehr ehr-
geiziges Ziel gesetzt und Sie wollen dies in Ruhe und
Uber alle Partei- und Landergrenzen hinweg diskutieren.
Ich wiinsche lhnen gute und erfolgreiche Diskussionen
und winsche lhnen, wenn die ,Libecker Erklarung®
verabschiedet ist, dass Sie alle das Gefiihl mit nach
Hause nehmen, ein groRes Stiick auf dem Weg weiter-
gekommen zu sein, den Sie sich vorgenommen haben.
Ich bedanke mich bei lhnen fiir lhre Aufmerksamkeit.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Herzlichen Dank, Frau Ministerprasidentin, fir dieses
gehaltvolle GruBwort und flir die praktizierte Koopera-
tion.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:
Ansprache des Bundesprasidenten. Herr Bundesprasi-
dent, Sie haben das Wort.
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Ansprachen

Johannes Rau, Bundesprasident:
Herr Landtagsprasident! Meine Damen und Herren!

l.

Im Juni 1948 unternahm ein Berater des amerikanischen
Militargouverneurs Clay eine Rundreise durch die westli-
chen Besatzungszonen. Danach zog er das Resiimee:
Fast jeder maligebliche Deutsche hat einen Verfas-
sungsentwurf in der Tasche.

Funfundfiinfzig Jahre spater kdme er nach einer Reise
durch das vereinte Deutschland vielleicht zu dem Be-
fund: Fast jeder hat einen Verfassungs-Reformentwurf in
der Tasche.

Schneller als von vielen erwartet steht erneut das The-
ma Fdderalismusreform auf der Tagesordnung. Die Re-
gierungschefs des Bundes und der Lander sind sich
sogar einig in dem Wunsch, dass die Reform bis Ende
nachsten Jahres verwirklicht sein soll. Das ist ein ehr-
geiziges Programm, und entsprechend grof3 durften bald
der Zeitdruck und das Bemiihen um eine Verstandigung
sein.

Darum ist es gut, dass jetzt die Prasidenten und Frakti-
onsvorsitzenden der deutschen Landesparlamente ihre
Uberlegungen und Vorschldge zu der Reform éffentlich
einbringen. Sie stehen damit in einer Tradition, die alter
ist als das Grundgesetz: Schon Uber die Frankfurter
Dokumente haben seinerzeit nicht allein die Ministerpra-
sidenten und Parteispitzen beraten, sondern auch einige
Landtage; und an der Schlusssitzung des Parlamentari-
schen Rates nahmen auch die elf Landtagsprasidenten
der drei westlichen Besatzungszonen teil. Seither haben
sich die Prasidenten der Landesparlamente immer wie-
der sachkundig und engagiert an der verfassungspoliti-
schen Debatte Uber den Féderalismus beteiligt.
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Gut und bemerkenswert finde ich auch, dass diesmal die
Parlamentsprasidenten gemeinsam mit den Vorsitzen-
den der Landtagsfraktionen handeln. Diese Allianz
macht deutlich, wie einmitig die Landesparlamente die
Starkung des Foderalismus als ein Gebot der Stunde
verstehen. Auch der Deutsche Bundestag sollte sich des
Themas bald annehmen, denn es ist zu wichtig, um es
allein den Regierungen zu uberlassen.

Il.

Ich bin nun allerdings nicht zu Ihnen gekommen, um mir
Ihre heutigen Beschlisse zu Eigen zu machen und de-
ren sofortige Umsetzung zu fordern. Das vertriige sich
nicht mit meinen Neutralitatspflichten, und aulRerdem
sehe ich manches auch etwas anders als Sie. Wir haben
dartuber im Januar schon gesprochen, als die Parla-
mentsprasidenten bei mir zu Gast waren. Nein, ich bin
heute deshalb hier, weil ich glaube, dass dieser Konvent
einen wichtigen Impuls fir den Beginn einer breiten 6f-
fentlichen Debatte Uber die Reform unserer féderalen
Ordnung geben kann. Zu dieser Debatte will ich mit mei-
nen Uberlegungen beitragen.

Dabei gilt mein erster Gedanke dem Stil der Reform-
debatte: Billige Vereinfachungen schaden ihr. Sie
braucht Augenmass, denn es geht ums Verfassungsle-
ben und nicht um irgendein totes Ding, und sie braucht
Aufrichtigkeit, auch wo es um handfeste Interessen und
um politische Macht geht.

Zu den billigen und schadlichen Vereinfachungen zahit
fir mich eine Kritik am Fdderalismus, die tber alles Bis-
herige den Stab bricht. Fir die Weichenstellungen, die
zu der heutigen Verfassungslage gefiihrt haben, gab es
ja doch gute Griinde. Beispielsweise ist der Wunsch
nach Rechts- und Wirtschaftseinheit schon zu den
Zeiten von Friedrich List eines der wichtigsten Motive auf
dem Weg zur deutschen Einheit gewesen, und genauso
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war es in der Geschichte der europaischen Einigung
nach 1945. Schon darum war die Entscheidung des
Grundgesetzes fiur eine starke Rolle des Bundes in der
Gesetzgebung genauso verstandlich und richtig wie die
Vorsorge fiir die Ubertragung von Hoheitsrechten auf
zwischenstaatliche Einrichtungen als Schlissel vor allem
zur europaischen Integration.

Die bundesweite Einheit der Rechtsordnung und Sorge
fur gleichwertige Wirtschafts- und Lebensverhaltnisse
entsprach, nicht zu vergessen, dem Uberwaltigenden
Wunsch der Bevdlkerung. Daran hat sich gewiss bis
heute nichts geandert. Im Gegenteil: Wann immer ein
Thema bundesweit debattiert wird — von Bildungsstan-
dards bis zu gefahrlichen Hunden — erschallt lauter denn
je der Ruf nach bundeseinheitlicher Regelung. Neben-
bei: Manchmal beweist sich politische Fihrungskraft ja
gerade darin, lautem Rufen zu widerstehen.

Auch die so genannten Gemeinschaftsaufgaben wurden
1969 mit Zweidrittelmehrheit, mit guten Griinden und mit
parteienubergreifend grof3er Begeisterung in die Verfas-
sung eingefugt. Im gleichen Zug wurden Formen der
Mischfinanzierung verfassungsrechtlich abgesichert, die
Bund und Lander schon seit den fiinfziger Jahren ein-
trachtig praktiziert hatten. Gewiss reiften langst nicht alle
Blutentraume, die sich mit den Neuerungen verbanden,
aber fir die Modernisierung des Landes und fiir seine
Wettbewerbsfahigkeit haben auch sie wichtige Funda-
mente gelegt.

Also: Nichts gegen eine sorgfaltige Uberprifung all die-
ser Bereiche; aber bitte ohne Uberheblichen Fundamen-
talismus nach dem Motto: ,Die vor uns haben alles
falsch gemacht!*

Zum notigen Augenmal® mdchte ich ein Wort des Kdlner
Staatsrechtlers Klaus Stern zitieren: ,Der Bundesstaat® —
schreibt Stern, ,bedarf mehr als jede andere Staatsform
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der standigen staatsrechtlichen, staatsphilosophischen
und staatspolitischen Durchdringung. Bundesstaat und
Fdderalismus sind (...) die Verkorperung des permanen-
ten Kompromisses. Eine vollendete, alle Beteiligten zu-
frieden stellende Foéderativverfassung wird es nicht ge-
ben; erreichbar ist nur die relativ beste.*

In meinen Worten: Wir sollten stets darauf achten, wie
es der bundesstaatlichen Ordnung geht und was sich an
ihr verbessern lasst. Wir miissen dabei aber beherzigen,
dass eine foderale Ordnung keine Maschine ist, sondern
aus Zusammengehdrigkeitsgefiihl, Vertrauen, Solidaritat
und gegenseitigen Zugestandnissen erwachst. Die Re-
form ist eine dauernde Aufgabe, weil sie dem lebendigen
Miteinander gilt, und sie ist weniger Gesetzestechnik als
politische Kunst.

Da koénnte nun freilich jemand dazwischenrufen: ,Ja,
eine Theater-Kunst ist sie! Und kénnte fragen: ,Wird
zum Thema Fo&deralismusreform nicht jahrein, jahraus
dasselbe Stlick aufgefihrt, ohne dass es dem Fo&dera-
lismus in Wirklichkeit genutzt hatte? Tauchen nicht die
immer gleichen Forderungen auf wie eine Bihnenar-
mee, die hinter den Kulissen zum Ausgangspunkt zu-
rickkehrt, um dann von neuem an den Zuschauern vor-
beizuziehen? Tragen nicht vielleicht sogar manche der
Mitspieler Masken — sei es, um ihr Interesse zu verhul-
len, das in Wahrheit nur ja alles beim Alten bleibe, sei
es, um ihre Schwéche zu verhillen? Wer will das Stuick
noch sehen, wer noch dafiir zahlen?* Zu solchen Fragen
unseres Zwischenrufers wirde ich nur eine hinzufigen:
Hat er ganz unrecht?

Wenn aber die Reformrhetorik der vergangenen funf-
zehn, zwanzig Jahre tatsachlich in einem starken Miss-
verhaltnis zum Erreichten steht, dann sollten wenigstens
jetzt substantielle Verbesserungen erreicht werden!
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Das setzt freilich auch die nétige Aufrichtigkeit voraus.
Sie beginnt mit dem Eingestandnis, dass die foderale
Zustandigkeitsordnung kein Selbstzweck ist, sondern
Teil der gesellschaftlichen Selbstorganisation, und fir
die Gesellschaft bestimmte Ergebnisse erreichen soll.

Wer Zustandigkeiten andern will, der will meist auch die
Ergebnisse andern — dann sollte er das aber auch offen
sagen. Zustandigkeitsfragen sind immer auch Machtfra-
gen und Geldfragen. Das ist ja nicht vorwerfbar —
schlieBlich missen alle Beteiligten bestimmte Interessen
und Werte wahren und fiir die meisten ist das sogar eine
Amtspflicht, deren gute Erflllung demokratischer Kon-
trolle unterliegt. Warum also nicht offen legen, welche
Interessen im Spiel sind, und gemeinsam nach einem
verninftigen Ausgleich zum Wohle Aller suchen?

Il

Nun vom Stil der Debatte zu ihrem Inhalt: Ich bin Gber-
zeugt davon, dass die Reform des deutschen Fddera-
lismus nétig ist, und dass sie gelingen kann.

Sie ist nétig, weil viele dullere und innere Faktoren lang-
sam, aber stetig die Gewichtsverteilung, ja die Ausge-
wogenheit unserer foderalen Ordnung verandert haben.
Dabei sind die staatliche Willensbildung und das staatli-
che Handeln bereits in bedenklichem Male entparla-
mentarisiert und kompliziert, ja undurchschaubar gewor-
den.

Das trifft unsere Demokratie ins Mark, denn sie lebt von
der parlamentarischen Kontrolle des exekutiven Han-
delns auf der europaischen, auf der Bundes- und auf der
Landesebene. Die Demokratie lebt davon, dass fir die
Birger klar ist, wem sie auf Zeit welche Verantwortung
Ubertragen haben und wer ihnen nach der Frist Rechen-
schaft schuldet.
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Von den auReren Faktoren des Verfassungswandels will
ich nur auf den wichtigsten eingehen: auf die europai-
sche Einigung. Sie hat die Verfahren und Institutionen
unseres Bundesstaates tief und nachhaltig verandert.
Das zeigen schlaglichtartig schon wenige Zahlen: Der
Deutsche Bundestag behandelte in seiner 3. Wahlperio-
de (1957 bis 1961) dreizehn EG-Vorlagen — in der elften
Wahlperiode (1987 bis 1990) waren es genau 2.400 EU-
Vorlagen mehr!

Die Europaisierung von Rechtsetzung und Politik ent-
spricht einer Leitentscheidung des Grundgesetzes. Alle
wichtigen politischen Krafte unseres Landes haben die-
se Entscheidung immer bejaht. Sie hat sich als richtig
und segensreich erwiesen, und sie gilt auch fir die Zu-
kunft. Der Bundestag und die Landesparlamente haben
durch die Ubertragung von Hoheitsrechten auf die euro-
paische Ebene allerdings erheblich an Gesetzgebungs-
und Mitwirkungsrechten verloren. Darauf hat der Verfas-
sungsgesetzgeber 1992 mit dem neu eingefiigten Artikel
23 des Grundgesetzes geantwortet. Die fortschreitende
Europaisierung ist aber auch dartiber hinaus von Bedeu-
tung fiir die Fdderalismusreform:

Wenn Gesetzgebungsrechte Ubertragen werden, dann
kénnen die deutschen Parlamente auf die Beratungen
im Rat der Europaischen Union und im Europaischen
Rat nur noch begrenzt Einfluss nehmen. Das ergibt sich
zum Teil schon aus der Natur der Sache — die Kompro-
misssuche dort findet eben am Konferenztisch statt und
lasst sich schlecht fernsteuern; und auRerdem gibt es
zur Kontrolle der EU-Rate schliel3lich das Europaische
Parlament, dessen Rechte wir alle weiter gestarkt sehen
wollen. Zum Teil folgt der Steuerungsverlust des Bun-
destages und der Landtage auch aus der Aufgabentei-
lung zwischen Exekutive und Legislative und daraus,
dass die Lander in EU-Angelegenheiten durch den Bun-
desrat mitwirken.
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Das Ergebnis all dessen bleibt jedenfalls ein deutlicher
Zustandigkeitsverlust der nationalen Parlamente und
eine fortwadhrende Starkung dessen, was man Exekutiv-
foderalismus nennt: Das enge Zusammenwirken der
Regierungen des Bundes und der Lander, das fir die
Offentlichkeit deutlich weniger durchschaubar ist als die
parlamentarische Beratung und Entscheidung.

Hinzu kommt, dass den deutschen Parlamenten selbst
bei der Umsetzung sekundaren Gemeinschaftsrechts in
nationales Recht immer weniger Spielrdume zur eigenen
Gestaltung bleiben. Viele EU-Richtlinien sind dermafien
detailverliebt, dass die Umsetzung fast auf bloRe Ab-
schrift hinauslauft.

Zusatzlich zu schaffen machen Bund und Landern der
enorme Regelungsappetit der EU — mit gelegentlichen
Griffen in Nachbars Garten — und der Umstand, dass die
EU fast ausschlieRlich marktschaffend, aber vergleichs-
weise wenig marktkorrigierend tatig ist. Von solcher
Warte aus steht dann nur allzu leicht jede regionale
Strukturpolitik unter dem Generalverdacht der Marktsto-
rung und Wettbewerbsverfalschung. Auch das engt die
Gestaltungsmadglichkeiten vor allem der Lander weiter
ein. Zugleich weckt die zunehmende Binnenmarktkon-
kurrenz mit anderen europaischen Regionen bei vielen
Landespolitikern den Wunsch, sich aus manchen inner-
staatlichen Abstimmungserfordernissen und Riicksichten
zu lésen, um so auf europaischer Ebene besser mandv-
rieren zu kénnen.

Wie gesagt: Zum Prozess der europaischen Integration
gibt es keine verninftige und winschenswerte Alternati-
ve. Die geschilderten Entwicklungen rufen aber nach
Konsequenzen:

Erstens: Wir dirfen nicht nachlassen im Einsatz dafur,
dass die Verfassung der Europaischen Union auf einer
klaren und allseits respektierten Kompetenzabgrenzung
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zwischen Union und Mitgliedstaaten beruht, die auch
dem Subsidiaritatsgrundsatz entspricht. Europas Zukunft
soll wohlgeordnete Einheit in Freiheit und Vielfalt sein.
Darum ist es gut und erfreulich, dass nach dem jetzigen
Stand der Beratungen des Europaischen Konvents die
kiinftige Verfassung flr Europa einen ausdricklichen
Bezug auf das foderale Prinzip enthalten soll.

Zweitens: Die mit der europdischen Integration unwei-
gerlich verbundene Verminderung der Zustandigkeiten
der deutschen Parlamente sollte Folgen dafir haben,
wie die Hoheitsrechte wahrgenommen werden, die in
nationaler Zustandigkeit bleiben. Die sollten um der de-
mokratischen Legitimitat willen mdglichst ,parlaments-
freundlich® ausgestaltet werden, und das sowohl auf
Bundes- und auf Landesebene als auch im Verhaltnis
zwischen Bund und Landern. Auf jeder Ebene muss die
angemessene parlamentarische Kontrolle gesichert und
selbstbewusst ausgetbt werden. Solche ,Parlaments-
freundlichkeit* sollte ein Leitgedanke der nun ins Auge
gefassten Fdderalismusreform sein.

V.

Damit komme ich zu den inneren Faktoren, die in unse-
rer fédderalen Ordnung allmahlich die Gewichte verscho-
ben haben. Die einschlagigen Sachverhalte sind Ihnen
allen vertraut:

Der Bund hat von seinen Befugnissen zur konkurrieren-
den Gesetzgebung und zur Rahmengesetzgebung prak-
tisch flachendeckend und mit viel Liebe zum Detall
Gebrauch gemacht. Bei seiner Rahmengesetzgebung
sieht man gelegentlich vor lauter Rahmen die Bilder
nicht mehr.

Die Lander und vor allem die Landesparlamente haben
auch dadurch erheblich an Gestaltungsmdglichkeiten
und an autonomer Verantwortung verloren. So hat man
beispielsweise flir den Bayerischen Landtag in der Le-
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gislaturperiode 1990 — 1994 errechnet, dass nur sech-
zehn von 120 Gesetzgebungsvorhaben gestaltende
Entscheidungen gewesen seien — alle anderen hatten
der bloRen Fortschreibung von Landesrecht und seiner
Anpassung an Bundes- und Europarecht gegolten.

Mit der umfassenden Bundesgesetzgebung hat sich die
Zahl der im Bundesrat zustimmungsbedurftigen Bun-
desgesetze drastisch erhdht. Das liegt Gbrigens gar nicht
so sehr daran, dass die Zahl der Grundgesetznormen,
welche die Zustimmung des Bundesrates anordnen, sich
im Lauf der Zeit verdreifacht hat: Bei drei Viertel der
zustimmungspflichtigen Gesetzentwirfe zwischen 1981
und 2001 ergab sich die Zustimmungsbedurftigkeit viel-
mehr aus den Artikeln 84 Absatz 1 oder 105 Absatz 3
des Grundgesetzes, die von Anfang an in der Verfas-
sung stehen.

Spitzenreiter mit rund der Halfte aller Falle ist Artikel 84
Absatz 1 - also die Zustimmungspflichtigkeit, weil der
Bund die Gesetzesausfiihrung auch auf Feldern regeln
will, wo sie grundsatzlich eigene Angelegenheit der Lan-
der ist.

In diesem Zusammenhang einige Worte zu dem Vor-
wurf, der Bundesrat werde zur Fortsetzung der Parteipo-
litk mit anderen Mitteln missbraucht und von den im
Bundestag opponierenden politischen Kraften nach
Méglichkeit zur ,Blockade® genutzt.

Es stimmt, dass der Prozentsatz der Zustimmungsver-
weigerungen bedeutsam stieg, wenn im Bundesrat Lan-
der die absolute Mehrheit hatten, deren Regierungen
von den Oppositionsparteien im Bundestag getragen
wurden. Fast immer lag dem aber nicht allein parteipoli-
tisches Kalkul zugrunde, sondern mindestens ebenso
legitime Landerinteressen, und meist wurde dann im
Vermittlungsausschuss ein Kompromiss erreicht.
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Man mag das, je nach verfassungspolitischem Tempe-
rament, als unbefriedigende Verwasserung bedauern
oder als Teil der gewaltenteilenden und gewaltenhem-
menden Checks and Balances begruf3en — jedenfalls
war es so von Anfang an im Verfassungsgeflige ange-
legt und hat die Handlungsfahigkeit des Bundes Uber die
Jahrzehnte nicht gravierend beeintrachtigt.

Das ist natirlich kein Freibrief fir Obstruktion: Jedes
mutwillige, ausschliellich parteipolitisch motivierte Nein
im Bundesrat sollten die Wahler empfindlich bestrafen.
Sie sollten es andererseits zu schatzen wissen, wenn
ein Land aus guten eigenen Griinden entgegen der poli-
tischen Farbenlehre abstimmt. Apropos politische Far-
benlehre: Der Bundesrat ist ja in den letzten Jahren bun-
ter geworden. Das starkt hoffentlich die Orientierung an
den Landerinteressen, und auch das tate dem Fodera-
lismus gut.

Doch zuriick zu den verfassungsimmanenten Elementen
des Wandels in der féderalen Ordnung: Auch das Sys-
tem der Gemeinschaftsaufgaben und Mischfinanzierung
hat nachhaltig unitarisierend gewirkt und die Zustandig-
keiten von Bund und Landern immer mehr ineinander
verflochten und verschlungen. All das verlangt natirlich
nach intensiver Abstimmung, und da schlagt stets die
Stunde der Exekutiven: Mittlerweile koordinieren die
Regierungen des Bundes und der Lander ihre Politiken
und Entscheidungen in etwa dreihundert Gremien. Die
Landesregierungen untereinander stimmen sich in mehr
als neunhundert Ausschissen und standigen Konferen-
zen ab — und zwar meist hinter verschlossenen Turen.

Um den Mut zum eigenstandigen Handeln ist es da oft
schlecht bestellt. Daflr sorgen schon die vielen Ein-
stimmigkeitserfordernisse. AulRerdem schatzen viele
Regierungen den berihmten ,Mustergesetzentwurf*
auch als Zuchtmittel gegeniiber der heimischen Opposi-
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tion, der man mit seiner Hilfe entgegenhalten kann, ihre
verstiegenen Forderungen teilten ja nicht einmal ihre
Parteifreunde in anderen Landern.

Aus dem ,stéahlernen Gehause der Burokratie” ist im
Verbundféderalismus eine Art Wolkenkratzer geworden.
Auch das stellt die Parlamente vor Probleme: Sie gera-
ten, wie der Prasident des Bundesverfassungsgerichts,
Hans-Jirgen Papier, erst jingst gesagt hat, nicht selten
in die Rolle einer ,Ratifizierungsinstanz“ ohne wesentli-
che eigene Gestaltungsmacht (...); sie sind vor die Alter-
native gestellt, auf das ihnen unterbreitete Resultat exe-
kutiv-foderativer Koordination mit Ja oder Nein zu ant-
worten, wobei in der Praxis vielfach nur die Mdglichkeit
der Zustimmung verbleibt.

Der hohe Konsensbedarf zwischen Bund und Landern
kann die Qualitdt der Entscheidungen ungunstig beein-
flussen. Er fuhrt dazu, dass Lésungen bevorzugt wer-
den, bei denen Kontroverses ausgeklammert bleibt, und
er begunstigt blof3e Routine. So drohen zentrale foderale
Werte wie Vielfalt, Eigenverantwortung und Kreativitat
aus dem Blick zu geraten. An ihre Stelle tritt die Einheits-
I6sung als das vermeintlich rationalere und effizientere
Regelungsinstrument.

Paketldsungen, die unter Ausschluss der Offentlichkeit
ausgehandelt werden, leiden au3erdem oft unter einem
herben Mangel an Transparenz. Abgeordnete und Wah-
ler haben es schwer, politische Verantwortung zuzuord-
nen, denn wer in einem von siebzehn Beteiligten ge-
schniirten Paket flr welches Detail verantwortlich war,
das bleibt oft dunkel. Aus Sicht der Beteiligten mag das
Vorteile bergen, aber es lockert den Zusammenhang
zwischen politischem Handeln und demokratischer Re-
chenschaft.

Dabei ist durchaus die Frage erlaubt, ob die Parlamente
an diesen Entwicklungen so ganz unschuldig sind.
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Nehmen sie ihre Kontrolimdglichkeiten wirklich beharr-
lich und intensiv genug wahr, oder beschéftigen sie sich
lieber mit weniger anstrengenden und weniger streitge-
neigten Materien?

Wer kennt sie nicht, die Landtagstagssitzungen, die mit
der Beratung von weltpolitischen Themen, mit der Wie-
derholung von Bundestagsdebatten, mit Streit Gber An-
gelegenheiten aus dem eigenen Wirkungskreis einzelner
Gemeinden oder mit Uberlegungen zur Spielplangestal-
tung eines Stadttheaters gefiillt und vertan werden?
Meist ware die auf derlei verwandte Energie der Abge-
ordneten besser in die eigenen Zustandigkeiten inves-
tiert, sei es nun in gesetzgeberische Initiativen oder in
eine selbstbewusste und gute Regierungskontrolle. Ge-
rade die kann Ubrigens viel zum Wettbewerb um die
beste Landesverwaltung beitragen und also ein echter
Standortvorteil sein.

Stattdessen stellt beispielsweise ein Kommissionsbericht
im Auftrag des Landtages von Nordrhein-Westfalen fest:
,In manchen Fallen, wie dem der Gentechnologie, ist der
eigene Gestaltungswille [des Landtags] nur schwach
ausgepragt und Uberwiegt das Interesse, neu anfallende
Materien dem Bund zur Regelung zu Uberweisen. In
anderen Fallen, denen der so genannten ,Abschreibege-
setzgebung’, wird der Ubernahme von Gesetzen anderer
Lander vor eigenstandigen Losungen der Vorzug gege-
ben.”

Mit Blick auf den Deutschen Bundestag spricht der Pra-
sident des Bundesverfassungsgerichts sogar von einer
drohenden ,Selbstentmachtung des Parlaments®. Viel zu
oft haben sich die Abgeordneten ihre Meinungsbildung
und Entscheidung von den Parteizentralen und den Re-
gierungen, von Bund-Lander-Absprachen und selbst
durch die Ergebnisse von Sachverstandigenkommis-
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sionen und Regierungsabsprachen mit privaten Verban-
den abnehmen lassen.

Ich bin davon Uberzeugt: Es kommt entscheidend darauf
an, den Parlamentarismus und das reprasentative Man-
dat zu starken. Daflr kbnnen die Parlamentarier und die
Parlamente selber viel tun. Zum Beispiel winschte ich
mir, manche Spitzenpolitiker ndhmen die Parlamente so
wichtig wie ihre Auftritte bei Sabine Christiansen und
Maybritt lliner — die ich beide schatze.

Und umgekehrt: Wo steht eigentlich geschrieben, dass
man eine wichtige politische Frage nicht spannend und
informativ auch einmal in einer Parlamentsdebatte erdr-
tern kann, die auf den Donnerstag- oder Sonntagabend
um Viertel vor zehn stattfindet? Einen Publikumsbedarf
an guten politischen Debatten um diese Zeit gibt es doch
ganz offenbar — die Parlamente sollten sich trauen, dar-
auf zu antworten!

Natirlich bliebe das Bild der féderalen Ordnung unvoll-
stdndig ohne einen Blick auf die Finanzbeziehungen
zwischen Bund und Landern. Auch da herrschen Ver-
flechtung und Vermischung. Die ertragreichsten Steuern
wie die Einkommensteuer und Umsatzsteuer sind Ge-
meinschaftssteuern, die Gesetzgebungs- und die Er-
tragskompetenz fallen zum Teil auseinander wie bei der
Erbschaftsteuer und der Kfz-Steuer, und bei den Ausga-
ben qilt: Mal fihrt der Bund die Ldnder am Goldenen
Zugel, mal birdet er ihnen und den Kommunen mit der
Umsetzung seiner Beschllisse erhebliche finanzielle
Lasten auf, ohne den Grundsatz zu beherzigen ,wer
bestellt, bezahlt®. Beides vermindert die Eigenstandigkeit
der Lander. Hinzu kommt: Fur die Burger ist Iangst nicht
mehr zu durchschauen, wer eigentlich was bezahit.

Anders ist es beim Bund-Lander-Finanzausgleich: Der
ist inzwischen wohl auch flir Experten undurchschaubar.
Manche andere Vorwirfe gegen ihn finde ich jedoch
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Ubertrieben. Es winscht sich doch hoffentlich niemand
ein Miteinander allein nach dem Motto: ,Wenn jeder an
sich denkt, ist an alle gedacht.”

Der Finanzausgleich ist Ausdruck der gemeinsamen
Verantwortung aller fir die Existenz und Eigenstandig-
keit der Bundesgenossen. Er soll Nachteile wettmachen,
die zum Beispiel durch die Ungunst der Geschichte,
durch Nachteile der geographischen Lage oder durch
den Niedergang ehemaliger Schlisselindustrien ent-
standen sind und an denen meist auch die beste Lan-
despolitik nur langfristig etwas andern kann.

Dabei ist er nur ein Teil der Mittelflisse zwischen den
staatlichen Ebenen und er sollte deshalb nicht isoliert
betrachtet werden — von anderen Fordermallnahmen
profitieren vor allem Lander, die im Finanzausgleich
Nettozahler sind. Gewiss, der Finanzausgleich darf nicht
nivellierend wirken, denn die Schwacheren sollen zur
Aufholjagd angespornt bleiben und die Solidaritat der
Starkeren darf nicht Uberbeansprucht werden. Ohne
diese Solidaritat kommen wir aber nicht aus! Darum ist
es gut, dass der Bund und die Lander sich vor nun bald
zwei Jahren auf einen neuen Bund-Lander-Finanz-
Ausgleich verstandigt haben.

Ubrigens brauchten wir nach meiner Uberzeugung einen
Finanzausgleich selbst fir den Fall einer umfassenden
Neugliederung des Bundesgebietes. Sie wird immer
wieder als Wundermittel angepriesen — dariber kann ich
mich nur wundern.

Erstens zeugen viele dieser geometrischen Phantasien
von ungehemmt zentralstaatlichem Denken: Das Gebiet
soll einfach so filetiert werden, dass es sich insgesamt
optimal steuern und verwalten Iasst.

Zweitens steht dem gottlob der féderale Eigensinn der
Menschen entgegen, die nun mal von Herzen an ihren
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Heimatlandern hangen, auch wenn die nicht alle Profit
Center sind.

Drittens liegen gerade in der Vielfalt die Starke und die
Lebenskraft unserer féderalen Ordnung, und viertens:
Selbst wenn ein Neuzuschnitt nicht nur die unweigerli-
chen Umstellungskosten mit sich brachte, sondern auch
den Finanzausgleichsbedarf zeitweise auf Null senkte —
dieser Vorteil ware nicht von Dauer.

Darum ist auch beim Thema Neugliederung Wirklich-
keitssinn nétig: Ich habe nichts dagegen, wenn benach-
barte Lander dariber nachdenken, wie das Berlin und
Brandenburg getan haben; aber keine Neugliederung
wird je zum Ende des Bedarfs an gesamtstaatlicher So-
lidaritat fihren.

V.

Werfen wir einen Blick zuriick: Die Ubertragung von

Hoheitsrechten auf die europaische Ebene, die intensive

konkurrierende Gesetzgebung und Rahmengesetzge-

bung des Bundes, die Gemeinschaftsaufgaben, die

Mischfinanzierung und die Falle, in denen von dem

Grundsatz ,Wer bestellt, bezahlt“ abgewichen wird, ha-

ben insgesamt folgende Wirkungen:

- Sie vermindern den Bereich der autonomen Eigenver-
antwortung der Lander,

- sie verringern die Zustandigkeiten und die Bedeutung
der Parlamente vor allem der Lander und damit die
demokratische Kontrolle politischer Verantwortung und

- sie starken vor allem die Regierungen des Bundes und
der Lander, den Konsensdruck und den Zug hin zum
Exekutivfoderalismus.

Die Reform der féderalen Ordnung muss nun ihre Kunst
darin erweisen, dass sie neue Handlungsrdume und
neue Dynamik eroffnet, ohne Bewahrtes zu gefahrden
und ohne in unproduktive Rechtszersplitterung oder gar
in Kleinstaaterei und Staatenblndelei zu entarten.
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VI.
Es ist nicht meines Amtes, einen Katalog konkreter An-
derungsvorschlage vorzulegen. Ich mdchte lhnen aber
sagen, an welchen Priifsteinen nach meiner Uberzeu-
gung alle Anderungsvorschlage gemessen werden soll-
ten:

Jedes Reformkonzept sollte Verbesserungen schon
wunterhalb® der Verfassungsanderung einschlief3en. Ich
denke zum Beispiel an mehr gesetzgeberische Zurlick-
haltung des Bundes bei der Ausgestaltung von Verwal-
tungsverfahren zur Ausfihrung durch die Lander. Ich
denke auch an eine selbstbewusstere Austbung und
Wahrung der eigenen Kompetenzen vonseiten der Par-
lamente gegenuber den Regierungen und vonseiten der
Lander gegeniber dem Bund. Ich halte aulerdem eine
intensivere politische Bildungsarbeit fur nétig, um bei
den Burgerinnen und Burgern noch mehr Verstandnis
und Zustimmung fur den Sinn und die Vorziige unserer
féderalen Ordnung und fur die Bedeutung ihrer Vitalitat
zu wecken. Auch gute AnstéRRe zu einer breiten gesell-
schaftlichen Debatte Uber Sinn und Ziele der Fdderalis-
musreform kénnen nur nitzlich sein — da bietet sich den
politischen Parteien ein weites Betatigungsfeld.

Wo Uber die Anderung von Zusténdigkeiten nachge-
dacht wird, da sollten die Reformvorschlage mehr ver-
sprechen als nur eine Drehung am Kaleidoskop oder
eine Neuabgrenzung der Claims der Ministerialverwal-
tungen. Dabei ist, wie erwahnt, auch wechselseitige
Aufrichtigkeit vonndten: Es geht meist um verstandliche
Interessen, und die sollten auch klar benannt werden. Es
geht um praktikable Abgrenzungen zu finden. Nur ein
Beispiel: Wenn die Forschungsférderung entflochten
werden sollte, dann kédme die Ubernahme der Grundla-
gen- und Grof¥forschung durch den Bund in Betracht
und die Ubernahme der Einrichtungen der ,Blauen Liste*
durch die Lander. Was das bedeutete, musste dann
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aber sauber auf den Bund und die Lander heruntergeb-
rochen werden. Nur dann sind tragfahige Vereinbarun-
gen maoglich.

Bei allen Anderungsvorschlagen sollten wir, dass Aufga-
ben und Ausgaben zusammengehdren und also auf
Uberzeugende Weise besser zusammengebracht wer-
den missen als bisher: Wer Aufgaben Gbernimmt, muss
sie bezahlen kdnnen, wer Uber MaRnahmen entscheidet,
soll ihre Finanzierung sicherstellen. Nur dann kann auch
eine Entflechtung von Aufgaben gelingen.

Nur so wird auch die nétige demokratische Transparenz
erreicht: Die Birger sollten nach der Reform die Ent-
scheidungen des Bundes und der Lander Uber Ausga-
ben und Einnahmen viel eindeutiger und leichter als
bisher auf politische Entscheidungen zurickfuhren kén-
nen. Mit anderen Worten: Sie mussen viel besser erken-
nen kénnen, wer von ihnen Geld fir was verlangt.

Schon aus diesen Transparenzgriinden sollte jede ernst-
zunehmende Reform auch nach der Zukunft der
Mischfinanzierungen fragen. Ich empfehle dazu die Lek-
tlre des jungsten Berichtes des Bundesrechnungshofes.
Er halt Mischfinanzierungen fir ,grundsatzlich problema-
tisch“. Sie schwachen den Zusammenhang zwischen
Entscheidungsverantwortung und Kostentragerschaft
und flhren leicht dazu, dass jeder jedem Uberall drein-
redet und am Ende unklar ist, wer denn eigentlich fir
was verantwortlich war. Das fuhrt dann leicht zu Ergeb-
nissen in Einklang mit dem Erfahrungssatz: ,Ein Kamel
ist ein Pferd, das von einem Komitee entworfen wurde.”
Mit anderen Worten: Gerade im Bereich der Mischfinan-
zierungen bieten sich durchaus Méglichkeiten zur Ent-
flechtung.

Schliel3lich: Wo es um die Rickubertragung von Ge-
setzgebungszustandigkeiten auf die Lander geht, da
durfen Reformvorschlage nicht im Ergebnis zu Mandel-
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brot-Figuren flhren — Sie wissen schon, diese unendlich
komplexen Bilder aus der Chaosforschung. Es bringt
wenig, mit Blick auf einen Gesetzgebungsgegenstand
den Landern nur einige Teilfragen zur eigenen Regelung
zurlckzulbertragen oder noch ein Schock neuer, un-
endlich feinziselierter Mitwirkungsverfahren einzufiihren.
Wenn riickiibertragen wird, dann nicht ein bisschen auf
vielen Feldern, sondern dann lieber auf wenigen ganz.

AuRerdem: Das ist keine Einbahnstrafte: Wo nétig, mus-
sen auch Zustandigkeiten des Bundes angemessen
arrondiert werden. Freilich: Die Darlegungs- und Beweis-
last tréagt immer der, der etwas andern will. Sonst landen
wir wieder beim selbstgefalligen ,Wir wissen ja doch
alles besser als die Mutter und Vater des Grundgesetzes
und als alle friheren Hiter der Verfassung“ — vor dem
ich eingangs gewarnt habe.

VII.

Reformen sind nétig — aber gibt es flr sie wirklich die
noétigen Mehrheiten? Viele Beobachter geben darauf
eine skeptische Antwort. Sie beflirchten, das Stiick ,Fo-
deralismusreform“ werde auch weiterhin unverdrossen
aufgefihrt, ohne dass sich wirklich etwas zum Besseren
verandere. Es hatten sich namlich langst allzu Viele im
Bund und in den Landern ganz komfortabel in den be-
stehenden Verhaltnissen eingerichtet, ja sie mussten
sogar von jeder Reform einen Verlust an eigener Bedeu-
tung beflrchten.

Ich bin da inzwischen viel zuversichtlicher. Gewiss wer-
den alle Beteiligten pflichtgemaf die Vor- und Nachteile
von Reformschritten fur den ihnen anvertrauten Verant-
wortungsbereich priifen; aber an der grundsatzlichen
Bereitschaft zur Veranderung fehlt es nicht mehr.

VIII.
Ich habe vorhin an James Pollock erinnert und an seinen
Bericht Uber den Tascheninhalt deutscher Politiker im
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Fruhling '48. Denen, die damals Uber die Verfassung
berieten, gelang unter schwierigsten Bedingungen zu
guter letzt Vortreffliches. Es gelang, weil den Muttern
und Vatern des Grundgesetzes etwas Entscheidendes
gemeinsam war: das Bewusstsein, nicht blof fiir Einzel-
interessen, sondern fir das Gemeinwesen als ganzes
verantwortlich zu sein, und der feste Wille, dieser Ver-
antwortung nach bestem Wissen und Gewissen gerecht
zu werden.

Auch eine gute Reform unserer foderalen Verfassung
kann nur in einem solchen Geist gelingen. Das Nétige
tun statt Ausflichte machen, seinen angemessenen
Beitrag leisten statt blo® auf den eigenen Vorteil sehen —
so lautet das Gebot der Stunde fiur alle, die da beraten
und entscheiden, und das mussen zuvérderst auch die
Parlamente sein. Was dabei frommt, Iasst sich vielleicht
am schonsten mit einem Kirchenlied des Grafen Zinzen-
dorf sagen:

»Wir wollen nach Arbeit fragen,
Wo welche ist,

Nicht an dem Amt verzagen,
Uns fréhlich plagen

Und unsere Steine tragen.
Aufs Baugerist.”

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:
Vielen Dank, Herr Bundesprasident, fir diese klaren,
entschiedenen und sehr grundsatzlichen Ausfiihrungen
und vielen Dank auch fir die Nichtparteinahme aber
Unterstltzung unserer Arbeit.

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung:

Ansprache des Vorsitzenden der Ministerprasidenten-
konferenz. Herr Erster Burgermeister von Beust, Sie
haben das Wort.
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Ole von Beust, Erster Biirgermeister der Freien und
Hansestadt Hamburg:

Sehr geehrter Herr Bundesprasident! Sehr geehrter Herr
Arens! Sehr verehrte Frau Simonis! Herr Stadtprasident!
Meine Damen und Herren Abgeordneten! Meine sehr
verehrten Damen und Herren!

Herr Bundesprasident, Sie haben ja so Recht. Aber die
Wirklichkeit ist natlrlich sehr schwer und Sie haben
dargelegt, welche Schwierigkeiten es gibt zwischen den
Ideen und Analysen, die man hat, und deren Umsetzung
in die Wirklichkeit. Dabei ist ja trotz aller Reformnotwen-
digkeit, Gber die wir uns bestimmt einig sind, der Fédera-
lismus kein Auslaufmodell, sondern alles andere. Es gibt
24 Staaten der Erde, die im Wesentlichen nach fédera-
len Prinzipien organisiert sind, und es werden immer
mehr. Wenn Sie die Diskussion in Europa verfolgen,
sehen Sie, dass der Trend eher weg vom Zentralismus
hin zu Regionalisierung und Fdéderalismus geht. Und
wenn Sie sich konkret die Debatte in Frankreich anse-
hen, fallt interessanterweise auf, dass es grundsatzlich
ein grofRes Interesse der franzésischen Regierung, aber
auch der regionalen Gebietskdrperschaften gibt, auch
vom deutschen Foderalismus etwas zu lernen.

Wir haben das Angebot des Premierministers der fran-
zosischen Republik, gemeinsam mit einigen Vertretern
der Regionen bei der nachsten Konferenz der deutschen
Ministerprasidenten im Juni in Berlin zu beginnen. Und
wir sind auch bereits eingeladen, am 27./28. Oktober in
Poitiers gemeinsam mit den Prasidenten der franzosi-
schen Regionalrate und dem Premierminister Fragen
des Fdderalismus und der deutsch-franzésischen Bezie-
hungen zu diskutieren.

Das Interessante ist dabei Folgendes, meine Damen
und Herren: Wenn es um Fdderalismus in Frankreich
geht, sagen diejenigen, die mehr féderative Prinzipien in
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Frankreich wollen: ,Schaut nach Deutschland!” Und
diejenigen, die dagegen sind, sagen: ,Um Gottes Willen,
schaut nach Deutschland!”

Das macht deutlich, dass wir hier in der Tat vor der Not-
wendigkeit einer Weichenstellung und einer Reform
stehen. Ich denke, wir stehen aus mehrerlei Grinden vor
dieser Notwendigkeit. Ein Grund ist es allerdings nicht —
darauf hat der Herr Bundesprasident hingewiesen —; der
so genannte Reformstau in der Bundesrepublik ist nicht
ursachlich verbunden mit dem Prinzip des Foderalismus.
Da gebe ich lhnen, Herr Bundesprasident, vollig Recht.
Naturlich sind fur die Reform der Bundesgesetzgebung
in erster Linie die Bundesorgane und die Bundesregie-
rung zustandig, aber mit Verlaub, ich glaube, alle Bun-
desregierungen, gleich welcher Couleur, taten sich mit
wirklich einschneidenden Reformen schwer, weil natir-
lich Veranderungen Verunsicherung hervorrufen und
sich jeder letztlich scheut, diese Veranderungen durch-
zusetzen. Dieser so genannte Reformstau ist also mit
Sicherheit nicht Schuld unseres foderativen Systems.

Wenn wir also in Deutschland von der Notwendigkeit
einer Reform des Fdderalismus sprechen, hat das fur
mich zwei Aspekte.

Der eine Aspekt ist folgender — der Herr Bundesprasi-
dent hat darauf ebenfalls hingewiesen —: Wir werden
doch als Deutsche nicht fir eine europaische Verfas-
sung und den Europaischen Konvent, der darlber tagt,
eine klare Kompetenzverteilung, Subsidiaritat und Klar-
heit der Finanzstrome glaubwirdig fordern konnen,
wenn es uns selbst nicht gelingt, dies im eigenen Land
zu gestalten.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle ein Wort zum Europai-
schen Konvent. Ich glaube, es wird fir die deutschen
Lander von grof3er Wichtigkeit sein, unabhangig von der
argumentativen Notwendigkeit auch die Voraussetzun-
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gen fir die eigene Reform des Foderalismus zu schaf-
fen, und nach den Grundsatzen, die ich eben skizziert
habe, wird es auch notwendig sein, die Rechte der deut-
schen Lander bei der Erarbeitung der europdischen
Verfassung zu sichern. Es gibt — der Herr Bundesprasi-
dent hat darauf hingewiesen — auf europaischer Ebene
einen gewissen Hang zu sagen: Warum sollen wir ei-
gentlich die Kompetenzen genau in einer europaischen
Verfassung darlegen? Und wenn wir sie schon darlegen
— diese Bestrebungen werden ja starker —, wollen wir
zumindest eine Generalklausel schaffen, die die ganze
Kompetenzverteilung wieder aufhebt und sagt: Im Zwei-
fel ist Europa fir alles zustandig.

Dem gilt es auch aus dem Interesse der deutschen Lan-
der heraus massiv entgegenzutreten. Wir brauchen hier
eine klare Kompetenzzuordnung innerhalb der europai-
schen Verfassung mit einer Garantie der Rechte der
Lander, die gesetzgebende Koérperschaften auf regiona-
ler Ebene haben. Das gilt auch und gerade fur Deutsch-
land.

Darum ist es aus meiner Sicht wichtig, dass dann, wenn
in einer europaischen Verfassung Kompetenzverteilun-
gen vorgenommen werden, auch juristische Instrumen-
tarien vorhanden sind, dass die Lander — auch die deut-
schen — die Médglichkeit haben, gegen eine mdgliche
Kompetenzverletzung juristisch vorzugehen. Denn die
Postulierung von Kompetenzen nitzt nichts, wenn dieje-
nigen, deren Kompetenzen verletzt werden kdnnen, kein
Klagerecht gegen diese Kompetenzverletzung haben.
Darauf missen wir sorgfaltig achten.

Der zweite innerstaatliche Grund ist, dass wir in der Tat
aus den vom Bundesprasidenten geschilderten Griinden
eine Reformnotwendigkeit haben. Die mangelnde Kon-
kurrenz zwischen Kompetenz auf der einen Seite und
Verantwortung und Durchfliihrung auf der anderen Seite,
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die immer weiter fortschreitende Verletzung des Grund-
satzes der Subsidiaritdt sowie verwirrende Finanzstrome
machen eine Reform notwendig. Sie machen sie not-
wendig aus zweierlei Griinden.

Das eine ist: Demokratie und Demokratieprinzip sind nur
dann glaubwirdig durchsetzbar, wenn das staatliche
System nicht so verwirrend ist, dass die Burgerinnen
und Birger nicht mehr wissen, wen sie tatsachlich mit
Kompetenz wofiir wahlen. Darum ist es auch eine Her-
ausforderung und ein Ausfluss des Demokratieprinzips,
dass hier eine Reform mit einer klaren Kompetenzvertei-
lung und klaren Finanzstrdmen im Foderalismus erfolgt.

Das zweite ist Folgendes: Naturlich dauern manche
Entscheidungsfindungen in Deutschland aufgrund der
Schwierigkeiten, die schon dargelegt worden sind, zu
lange. Es gibt viele Dinge — das wissen wir —, bei denen
wir uns im Grunde alle einig sind und trotzdem wundert
man sich, dass es nicht vorangeht. Da fragt man viel-
leicht ganz banal: Woran liegt das eigentlich? Ich glau-
be, die in sich verwobenen, nicht klar definierten Zu-
standigkeiten bei den Finanzstrdmen fihren zu einer
unzumutbaren zeitlichen Verzdgerung bei der Durchset-
zung politischer Vorhaben. Das erschwert unsere Positi-
on im europaischen Wettbewerb und weltweit.

Worum geht es konkret? — ,Reform des Féderalismus®
heil’t ,Reform der innerstaatlichen Kompetenzordnung*
und ,Reform der Gemeinschaftsaufgaben und der damit
verbundenen Mischfinanzierung®. Die Ministerprasiden-
ten der Lander haben in der vergangenen Woche in
Berlin auf ihrer Konferenz Uber konkrete Vorhaben ge-
sprochen, wie eine solche Reform stattfinden kénnte.

Voraussetzung Nummer eins ist, dass sich die Lander
einigen. Das heilt, zundchst mussen sich die Landesre-
gierungen einigen, aber auch die Landesparlamente
mussen kongruent mit ihren Landesregierungen einig
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sein, diese Reform zu wollen. Ich werde die ersten
Schritte gleich vorstellen.

Im Ubrigen missen die Lander gemeinsam mit der Bun-
desregierung erortern, was maoglich ist.

Die Rahmenbedingungen sind so, dass vieles mdglich
sein musste. Ich teile hier die Skepsis, die teilweise ge-
aulert wird, schon deshalb nicht, weil der Bundeskanz-
ler in seiner Regierungserklarung ebenfalls auf diese
Missstédnde hingewiesen und deutlich gemacht hat, dass
der Bund zu einer Reform bereit ist.

Sollen also die Lander gemeinsam den Bund beim Wort
nehmen und gemeinsam diese Reform der innerstaatli-
chen Kompetenzordnung und der Gemeinschaftsaufga-
ben erarbeiten? Innerstaatliche Kompetenzordnung, was
heiflt das nach den Vorstellungen der Ministerprasiden-
ten der Lander konkret?

Zunachst einmal sind wir Gbereingekommen, die bishe-
rige konkurrierende Gesetzgebung in geeigneten Ge-
genstanden auf eine konkurrierende Gesetzgebung mit
eigenstandigem Zugriffsrecht der Lander umzuwandeln.
Das heifdt, der Bund behalt grundsatzlich sein Rege-
lungsrecht, die Lander sind aber zu eigener Gesetzge-
bung nicht verpflichtet. Wenn der Bund von dem Rege-
lungsrecht Gebrauch gemacht hat, kénnen sie von der
Bundesregelung abweichende Gesetze beschlielRen, die
in den jeweiligen Landern Geltung haben und ihre Gel-
tung auch dann behalten, wenn der Bund seinerseits
seine Bundesgesetze novelliert. Das ist konkurrierende
Gesetzgebung nach Artikel 74 Grundgesetz mit einem
eigenstandigen Zugriffsrecht der Lander.

Nicht wenn der Bund zugreift, hat er die Kompetenz,
sondern der Bund kann zugreifen, aber auch die Lander
kénnen zugreifen. Dies soll fir bestimmte aufgelistete
Bereiche geschehen, zum Beispiel fur das Notariats-
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wesen, fir das Versammlungsrecht, fir Teile der Ge-
setzgebung fir das Wohnungswesen, fiir die Umweltge-
setzgebung, fur Teile der offentlichen Flrsorge, fur die
Forderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeu-
gung, fir die Regelungskompetenz im Bereich der Heil-
berufe und schlieBlich fir Teile des Besoldungs- und
Versorgungsrechtes. Das sind die Blocke, bei denen die
Ministerprasidenten konkret eine konkurrierende Ge-
setzgebung mit einem Zugriffsrecht der Lander und eine
klare Kompetenzzuordnung gefordert haben. Dies wird
in dem Positivkatalog, den ich lhnen eben vorgetragen
habe, festgelegt und soll im Verhandlungswege mit dem
Bund erreicht werden.

Der zweite Punkt ist dieser: Die Rahmengesetzgebung
soll vollstandig entfallen. Das hei3t konkret, dass die
bisher der Rahmengesetzgebung unterliegenden Rechte
entweder der eben zitierten konkurrierenden Gesetzge-
bung mit Zugriffsrecht der Lander unterstellt werden
sollen oder in die ausschlieRliche Hoheit der Lander
Ubergehen sollen beziehungsweise in die ausschlief3li-
che Regelungskompetenz des Bundes. Dies bezieht
sich, soweit es sich um die Auflésung der Rahmenge-
setzgebung hin zur konkurrierenden Gesetzgebung mit
Zugriffsrecht der Lander handelt, auf die Bereiche der
Rechtsverhéltnisse des o6ffentlichen Dienstes der Lan-
der, der Gemeinden und der offentlichen Kdrperschaf-
ten, der allgemeinen Grundsatze des Hochschulwesens,
des Jagdwesens, des Naturschutzes, der Landschafts-
pflege, der Bodenverteilung, der Raumordnung und des
Wasserhaushaltes.

Bei einer ausschlielllichen Gesetzgebung, die auf die
Lander Ubergeht weg von der Rahmengesetzgebung,
soll es um die allgemeinen Rechtsverhéltnisse der Pres-
se gehen und die Gesetzgebung des Bundes soll Aus-
schlieBlichkeitscharakter beim Melde- und Ausweis-
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wesen sowie beim Schutz des deutschen Kulturgutes
vor Abwanderung ins Ausland erhalten.

Ich will nicht verhehlen, dass in einigen dieser Bereiche
manche Lander — unabhangig von A- oder B-Couleur;
darum geht es nicht, sondern vielmehr um spezifische
Landerinteressen — gewisse Vorbehalte angemeldet
haben und einige dieser Punkte noch einer Detaillber-
prifung unterziehen wollen. Im Grundsatz besteht aber
die Auffassung, dass in den eben konkret aufgezahlten
Bereichen die Rahmengesetzgebung entfallen und eine
solche Dreigestaltung der bisherigen Rahmenkompeten-
zen des Bundes — konkurrierende Gesetzgebung mit
Zugriffsrecht der Lander, ausschlieflich Bund, aus-
schlieRlich Lander — erfolgen soll, neben der Uberfiih-
rung der Aufgaben des Artikels 74 der bisherigen kon-
kurrierenden Gesetzgebung in ausgewahlten Bereichen
auf eine konkurrierende Gesetzgebung mit Zugriffsvor-
behalt der Lander.

Dieses ist ,im Schweinsgalopp dargelegt® das Ergebnis
der Ministerprasidentenkonferenz, wie eine Reform der
Kompetenzverteilung des Bundes und der Lander aus-
sehen soll. Dies wird, wenn es Wirklichkeit wird, enorme
Auswirkungen haben. Denn ich bin Uberzeugt, dass
vermutlich eine Reihe von Kommissionen und Gremien
— Herr Bundesprasident, Sie haben auf die Vielzahl der
Gremien hingewiesen — , die bisher die Arbeit des Bun-
des und der Lander im Rahmen der Rahmengesetzge-
bung koordinieren, Gberfliissig werden, beziehungsweise
es muss eine Abstimmung der Lander untereinander
stattfinden, wobei die Einbindung des Bundes in diese
Abstimmung nicht mehr erfolgen misste, weil dann ja
klare Kompetenzaufteilungen existieren.

Meine Hoffnung ist, dass es gelingt, einen Grofiteil die-
ser konkret formulierten Gesetzesvorhaben zunachst
unter den Landern zu hundert Prozent deckungsgleich



Ansprachen

zu machen, um dann in den Verhandlungen mit dem
Bund diese Schritte nach vorne gehen zu konnen;
denn — wie gesagt — der Bund hat seine grundsatzliche
Zustimmung und sein Wohlwollen signalisiert. Allerdings
wissen wir, meine Damen und Herren, dass zwischen
dem grundsatzlichen Signal und der konkreten Ausfor-
mulierung immer noch viel zu reden sein wird und lange
Wege gegangen werden mussen.

Noch komplizierter gestaltet sich die Frage bei der Re-
duzierung der Gemeinschaftsaufgaben und der Reduzie-
rung der Mischfinanzierung hin zu einer klaren Ordnung
der Finanzstrome zwischen Bund und Landern. Denn
wenn es um Geld geht, wird es noch schwieriger, als
wenn es um Kompetenzen geht.

Die Ministerprasidenten haben gerade ausfuhrlich tber
die finanziellen Auswirkungen der Reduzierung der Ge-
meinschaftsaufgaben — nicht deren Auflésung! — sowie
der Entflechtung der Mischfinanzierung gesprochen. Wir
sind uns einig, dass die bislang im Zuge der Mischfinan-
zierung aufseiten des Bundes eingesetzten Mittel den
Landern vollstédndig, dauerhaft und dynamisch als freie
Mittel zur Verfigung gestellt werden sollten. Diese For-
derung wird naturlich einer der Knackpunkte sein. Das
heil3t, wenn wir hier zu einer Kompetenzverteilung kom-
men und weg von der Mischfinanzierung — nicht gene-
rell, aber in ausgedehnten Bereichen —, darf es natirlich
nicht so sein, dass der Bund seine Aufgaben, die er im
Wege der Mischfinanzierung bei den Gemeinschaftsauf-
gaben mit Ubernommen hat, nicht mehr erfillt und sich
bei der Finanzierung aus diesen Bereichen zurlickzieht
und sagt: Lander, macht mal schon. Ich bin froh, das
Geld zu behalten.

Die vom Bund bisher aufgewendeten Mittel missen
vielmehr dynamisch in den Bereichen, in denen die
Kompetenz auf die Lander tbergehen soll, den Landen
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zur Verfugung gestellt werden. Das werden schwierige
Verhandlungen werden.

Allerdings kann ich mir auch vorstellen, dass es ein ge-
wisses Interesse des Bundes geben kann, sich von Auf-
gaben zu l6sen. Denn natirlich fihrt das Lésen von
Aufgaben zwar zu weniger Kompetenz in diesem Be-
reich, aber natirlich auch zu einem Weniger an Arger.
Dadurch ist die Ubergabe von Zusténdigkeiten teilweise
auch eine durchaus geschéatzte Ubergabe von Verant-
wortung. Wir werden sehen, wie die Verhandlungen
laufen werden.

Zwei Gemeinschaftsaufgaben sollen nach dem Wunsch
der Lander ganz abgeschafft werden, namlich die Ge-
meinschaftsaufgabe ,Ausbau und Neubau von Hoch-
schulen einschlieBlich der Hochschulkliniken® und ,Bil-
dungsplanung®. Hier wollen wir eine vollstandige Kompe-
tenz der Lander, allerdings in Koordination der Aufgaben
der Lander untereinander, aber ohne Zustandigkeit und
ohne Beteiligung des Bundes.

Zwei weitere Gemeinschaftsaufgaben sollen in den Dia-
log mit dem Bund einbezogen werden, zum einen die
.verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® und
zum anderen die ,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kistenschutzes®. Hier meinen wir, dass Reformbe-
darf im Sinne einer Entflechtung der Aufgaben besteht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie sehen, es
geht um eine Vielzahl von Vorhaben. Es geht um die
grundsatzliche Veranderung der Kompetenzaufteilung
und es geht um die grundsatzliche Anderung der Fi-
nanzstrome zwischen Bund und Landern.

Noch einmal: Der weitere Gang wird der sein, dass die
Lander nunmehr in Kirze bei Abgleichung noch diver-
gierender Vorstellungen —die machen aber, wie ich
schatze, lediglich 25 % der Vorhaben, die ich skizziert
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habe, aus; denn bei 75 % der Vorhaben gibt es schon
die Einigkeit der Lander —, versuchen werden, Einigkeit
zu erzielen. Ich bin Uberzeugt, es wird gelingen. Dann
werden die Lander in die Verhandlungen mit dem Bund
in der Hoffnung eintreten, in dem genannten kurzen
Zeitraum mit ihm einig zu werden.

Ich mache mir keine lllusionen, dass hier ein unglaubli-
cher Aufgabenberg vor uns liegt. Meine herzliche Bitte
an Sie, ist die, um Ihrer aller Mithilfe. Die Lander, das
sind sowohl die Landesregierungen als auch die Lan-
desparlamente. Wichtig in den jeweiligen Landern wird
sein festzustellen, wie die Beteiligung der Landesparla-
mente an diesem Vorhaben der Lander vor sich gehen
kann, die dann naturlich in die Verhandlungen mit dem
Bund eintreten.

Ich bin Uberzeugt, dass dies nicht bundeseinheitlich
geregelt werden kann, sondern dass jedes Land fiir sich
selbst sehen muss, wie eine Beteiligung der Landespar-
lamente bei diesem Vorhaben geschehen kann und wie
die Landesparlamente Einfluss auf diese Vorstellungen
der Landesregierungen nehmen kénnen und zwar so-
wohl untereinander wie auch in den Verhandlungen mit
dem Bund.

Was die Landesregierungen garantieren sollen und
mussen, ist eine umfassende Information der Landes-
parlamente. Es ist die Verpflichtung der Ministerprasi-
denten, daflr Sorge zu tragen, dass die Parlamente und
die zustandigen Ausschiisse umfassend mit den ent-
sprechenden Materialien Uber dieses Vorhaben infor-
miert werden, um zu einer eigenen Meinungsbildung
kommen zu kénnen.

Nach meiner Erfahrung sind viele dieser Dinge in ihrer
Zielsetzung und von ihrem Gehalt her gar nicht umstrit-
ten —auch parteipolitisch nicht —, sondern der Teufel
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steckt in der Tat im Detail, also letztlich in der Aufteilung
und Neuorganisation der finanziellen Strome.

Aber ich glaube, die Frage der Kompetenzverteilung darf
und kann nicht losgeldst werden von der Neuverteilung
der finanziellen Strome. Wenn es gelingt — davon bin ich
Uberzeugt —, zumindest in einem Teil dieser Dinge vo-
ranzukommen — wahrscheinlich wird es nicht in allen
Punkten gelingen; da sollte man sich keine lllusionen
machen — und grundlegende Fragen Uber die Schwierig-
keiten im Aufbau und in der Struktur des Foderalismus
zu lésen, kann man von einer Verwirklichung des vollen
Demokratieprinzips sprechen. Die Landesparlamente
werden durch eine solche klare Struktur- und Kompe-
tenzverteilung dann wieder mehr zu eignen gesetzgebe-
rischen Kompetenzen und Vorhaben auf Landesebene
zuriickkehren kénnen. Denn natirlich fiihrt jede Kompe-
tenzverlagerung, jede finanzielle Zustandigkeitsverlage-
rung vom Bund auf die Lander, jede Kompetenzvertei-
lung von Gemeinschaftsaufgaben zu Landeraufgaben
hin zu einer starkeren Kompetenz der Landesparlamen-
te. Das Demokratieprinzip verlangt diese Kompetenz der
Landesparlamente.

Sie alle erfahren es ganz drastisch in den Wahlkampfen
und in den Dialogen mit den Birgerinnen und Birger:
Die Burger wissen letztlich Uberhaupt nicht mehr, wer
wofir zustandig ist. Derjenige, der gerade Wahlkampf
macht — egal, ob es Kommunalwahlen, Landtagswahlen
oder die Bundestagswahlen sind —, bekommt die Prigel
fur alles, weil die Leute nicht mehr beurteilen kénnen,
was ist kommunale Zustandigkeit, was ist Landeszu-
sténdigkeit oder was ist Bundeszustandigkeit. Es sollte
also in unser aller Interesse liegen, neue, klarere Zu-
standigkeiten auszuweisen, die Finanzstrome zu ordnen
und damit dem Demokratieprinzip zum endgtltigen
Durchbruch zu verhelfen, indem den Landesparalmen-
ten mehr Kompetenzen eingeraumt werden.
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Prasidentin Christine Lieberknecht (Thiringer Land-
tag):

Vielen Dank Ihnen, Herr von Beust, als Vorsitzendem
der Ministerprasidentenkonferenz fiir lhre engagierten
Worte und auch fur den Grundkonsens in unseren An-
liegen als Vertreter der Landesparlamente. Ein Ziel des
Konvents besteht ja darin, als Vertreter der Landespar-
lamente mit den Exekutiven, mit der Bund-Lander-
Kommission ins Gesprach zu kommen und dort unsere
Anliegen einzubringen. Nochmals vielen herzlichen
Dank.

Wir kommen nun zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Position der deutschen Landesparlamente. Ich darf dem
Vorsitzenden der Konferenz der Prasidentinnen und
Prasidenten der deutschen Landesparlamente, Herrn
Landtagsprasidenten Heinz-Werner Arens, das Wort
geben.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Herr Bundesprasident! Verehrte Ehrengaste! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Am 4. Juni des vergange-
nen Jahres hat die Landtagsprasidentenkonferenz auf
der Wartburg beschlossen, einen Konvent der Prasiden-
tinnen und Prasidenten und der Fraktionsvorsitzenden
der Landtage und Burgerschaften einzuberufen. Mit der
Idee des Foderalismuskonvents der deutschen Landes-
parlamente bewegen wir uns auf bekanntem Gelande.
Bereits vor zwanzig Jahren verabschiedete die Land-
tagsprasidentenkonferenz in Bonn eine Entschlieung,
in der es wortlich heil3t:

,Die Prasidenten der Landesparlamente — Prasidentin-
nen gab es damals noch keine — ,betrachten es als eine
ihrer vornehmsten Aufgaben, die Stellung der Landes-
parlamente zu starken und damit einer Gefahrdung foéde-
rativer und demokratischer Grundsatze unserer Ver-
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fassungsordnung im Interesse der Freiheitssicherung
und der demokratischen Mitwirkungsmdglichkeiten des
Blrgers zu begegnen.®

Dennoch war der Fdderalismuskonvent mit ganz neuen
Herausforderungen verbunden. Denn die Landtagspra-
sidentinnen und Landtagsprasidenten mussten sich mit
den Vorsitzenden aller Landtagsfraktionen auf einen
gemeinsamen politischen Standpunkt einigen kdnnen.
Das ist uns in der Vorbereitungsarbeit gelungen. Wir
haben uns verstandigt; wir haben Uber Partei- und Frak-
tionsgrenzen hinweg einen Grundkonsens gefunden.

Dafiir gibt es eine Erklarung. In den politischen Parteien
und in den Fraktionen hat es uUber einen ebenso langen
Zeitraum dieselbe Diskussion gegeben. Das Problem-
bewusstsein in allen Parlamenten hat sich in den Ergeb-
nissen zahlreicher Enquetekommissionen und wissen-
schaftlicher Untersuchungen niedergeschlagen. Auch
die vielen Entschlielungen der letzten Jahre und insbe-
sondere der letzten Monate aus den deutschen Landes-
parlamenten zum Foéderalismusthema sind ein ein-
drucksvoller Beleg dafur, dass die Zeit reif ist fiur eine
neue Positionsbestimmung.

Die Fraktionen werden heute in ihren Beitragen jeweils
ihre eigenen Akzente setzen. Sie werden zu Protokoll
genommen. Sie sind der Stoff fir kinftige weiterfuhren-
de und ins Detail gehende Diskussionen.

Als Ergebnis unserer gemeinsamen Abstimmungs-
gesprache in zwei grofen Lesungen liegt der Entwurf
einer ,Lubecker Erklarung“ der deutschen Landesparla-
mente vor. Es erflllt mich mit Genugtuung, aber noch
mehr mit Respekt und Dankbarkeit, dass die deutschen
Landesparlamente trotz unterschiedlicher Blickwinkel
das Verbindende, das Gemeinsame im Auge haben. Wir
bekennen uns in dieser ersten Phase des Konvent-
Prozesses zum Konsensprinzip. Dadurch sind wir in der
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Lage, in der aktuellen Reformdiskussion auf deutscher
wie auf europaischer Ebene mit einer Stimme zu spre-
chen.

Bestimmte zeitliche Rahmenbedingungen waren bei der
Planung des Fdderalismuskonvents zu beachten: Zum
einen tagt der Europaische Konvent, dessen Ergebnisse
schon im Juni dieses Jahres vorliegen sollen. Zum ande-
ren laufen die Beratungen im Rahmen der Bund-Lander-
Kommission zur Modernisierung der bundesstaatlichen
Ordnung; die Zeitplanung haben wir vorhin gehért. Da-
bei war es der Eigenverantwortung der jeweiligen Regie-
rungen Uberlassen, die Parlamente in diese Verhand-
lungen einzubeziehen.

Eine lediglich abwartende und passive Rolle konnten die
Landesparlamente nicht akzeptieren. Die Landesparla-
mente muissen sich in der Reformdiskussion unmittelbar
mit eigenen Forderungen zu Wort melden. Wir nutzen
das offene Zeitfenster, um dem Anliegen des deutschen
Landesparlamentarismus Gehoér zu verschaffen und
unsere Forderungen in die laufenden Verhandlungen auf
Bundesebene und auf der Ebene der Europaischen Uni-
on einzubringen.

Der deutsche Fdderalismus hat sich bewahrt — eine un-
serer Eingangsfeststellungen. Die Kompetenzverteilung
zwischen Bund und Landern ist fur die Blrgerinnen und
Blrger nicht nur ein Mittel der Freiheitssicherung, son-
dern sie bewahrt und fordert auch regionale Identitat und
Vielfalt. Zu Recht betont unsere ,Lubecker Erklarung®
daneben die zusatzlichen Moglichkeiten demokratischer
Teilhabe durch Wahlen und Abstimmungen in einer f6-
deralistischen Staatsordnung. Diese Vorzige sind im
Zeitalter der Globalisierung nicht hoch genug einzu-
schatzen. Hierliber besteht nicht nur in Landesparlamen-
ten Einigkeit, sondern in den Landern insgesamt. Daher
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steht diese zentrale Aussage am Beginn unserer Ab-
schlusserklarung.

Gleichwohl zweifelt niemand am Reformbedarf. Auch
das ist hier und heute ausdricklich ausgefuhrt worden.
Aufgabe des Fdderalismuskonvents ist es, die Reform
des Fdderalismus voranzutreiben und die Rolle der Lan-
desparlamente in Deutschland, aber auch auf der Ebene
der Europaischen Union zu starken. Dabei betonen wir,
dass das foderalistische System der Bundesrepublik
Deutschland ohne starke und selbstbewusste Landes-
parlamente nicht funktionsfahig, ja gar nicht denkbar ist.
Aus diesem Grund definieren die deutschen Landespar-
lamente heute ihre gemeinsame Position und aus die-
sem Grund soll von Libeck ein Signal ausgehen: Ein
Signal zur Foderalismusreform in Deutschland und ein
Bekenntnis zum europaischen Einigungsprozess.

Mit unseren Forderungen ergreifen wir Partei flr Subsi-
diaritdt und Blrgernahe, fur eine klare Kompetenzvertei-
lung und fiir die herausragende Rolle der Parlamente in
einem demokratischen Verbund. Sie richten sich nicht
gegen die Regierungen. Mit den Landesregierungen
teilen wir vielmehr die meisten Reformwlnsche. Die
Uberschrift unserer Schlussresolution ebenso wie das
Transparent hier im Saal verkiinden sehr bewusst: ,Die
Lander und ihre Parlamente starken!”

Das Anliegen des Fdderalismuskonvents ist ein ebenso
klares Bekenntnis zur Europaischen Union. Nicht ohne
Grund hebt die ,Libecker Erklarung® die Bedeutung des
europaischen Zusammenschlusses fiir Freiheit, Sicher-
heit, Frieden und Wohlstand auf unserem Kontinent
hervor.

Meine Damen und Herren, die Forderungen des Fodera-
lismuskonvents richten sich auch nicht gegen die Euro-
paische Union. Das Gegenteil ist der Fall. Wenn wir uns
auf das Prinzip der Subsidiaritat berufen, so erkennen
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wir ausdricklich ein tragendes Bauelement des europai-
schen Hauses an.

Der Tubinger Philosoph Ottfried Hoffe hat unlangst ein
Wegnahmeverbot und ein Ruckgabegebot als die zwei
Seiten des Subsidiaritatsprinzips benannt. Wer, wenn
nicht wir Landesparlamentarier, haben Wéachter dieses
Wegnahmeverbotes und des Riickgabegebotes zu sein!

Meine Damen und Herren, heute geht es uns auch dar-
um, den Charakter des deutschen Fdderalismus zu ver-
andern: Weniger exekutiv, mehr parlamentarisch ge-
pragt. Die Landesparlamente sind die obersten Organe
der politischen Willensbildung und sie kénnen mit ihrer
Kompetenz und Erfahrung auch auf den Ebenen des
Bundes und der Europaischen Union wichtige Beitradge
leisten. Eine Starkung der Landesparlamente ist eine
Starkung der parlamentarischen Demokratie insgesamt.
Denn die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben und die
Ausibung staatlicher Gewalt bedirfen einer vom Volk
ausgehenden und auf das Volk rickfiihrbaren Legitima-
tion. Innerhalb dieser demokratischen Legitimationskette
sind die Parlamente das wichtigste Bindeglied. Das Or-
gan, in dem sich das Prinzip der Volkssouveranitat in der
Organisation der reprasentativen Demokratie verwirk-
licht, ist die Volksvertretung, ist das Parlament.

In den letzten Jahrzehnten haben wir verzeichnen mis-
sen, dass sich das im Grundgesetz angelegte ausgewo-
gene Verhaltnis zwischen Bund und Landern ver-
schoben hat. Auf Landesebene kann Uber immer weni-
ger Materien eigenstdndig entschieden werden. Die
Folgen sind eine wachsende Zentralisierung, eine Ent-
wicklung zum Exekutivféderalismus, die Verflechtung
politischer Entscheidungen, die schwindende Birgerna-
he und die Gefahrdung der Transparenz politischen
Handelns.
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Daran tragen gewiss auch die Lander einen Teil Mitver-
antwortung, die in der Vergangenheit der Verlagerung
ihrer Kompetenzen an den Bund bisweilen freudig zuge-
stimmt haben. Gerade in Zeiten leerer Kassen zeigte
sich, wie grof3 die Verlockung sein kann, den Bund an
der Gestaltung von Fragen zu beteiligen, die zur aus-
schliel3lichen Kompetenz der Lander gehoren.

Aber wir wollen nicht vergangene Entwicklungen bekla-
gen. Es gilt vielmehr die Aufgaben der Zukunft zu bewal-
tigen. Und hier sind sich die Landesparlamente ihrer
Starken durchaus bewusst.

Die Landesparlamente sind die Verfassungsorgane mit
der groRten Birger- und Sachnahe. Vor dem Hinter-
grund der europaischen Integration und der zunehmen-
den Globalisierung politischer und wirtschaftlicher Ent-
scheidungen wachst das Bedlrfnis nach Vermittlung von
Politik vor Ort. Hierauf haben mehrere Enquetekommis-
sionen zutreffend hingewiesen. Deshalb ist auch die
kommunikative Funktion der Landesparlamente gefor-
dert. Es sind ohne Frage die Landesparlamente, die eine
grokere Offentlichkeit von Politik gewéhrleisten und da-
durch die Akzeptanz von Entscheidungen bei den Bir-
gerinnen und Burgern steigern kénnen. Die Landespar-
lamente wirken der Entfremdung von Politik entgegen,
sie vermitteln Legitimation auch durch Kommunikation.

Deshalb wollen wir die Landesparlamente starken. Re-
gionale Angelegenheiten sind auf der regionalen Ebene
zu lésen. Dem Prinzip der Subsidiaritdt muss auf allen
Ebenen zum Durchbruch verholfen werden. Entschei-
dungen mussen auf der politischen Ebene getroffen
werden, die daflr Uber die gréte Problemnéahe verfiigt.
Das ist die Maxime, nach der die im Fdderalismuskon-
vent versammelten Vertreterinnen und Vertreter der
deutschen Landesparlamente ihre Forderungen zur
Starkung der Lander und ihrer Parlamente ausrichten.
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Der erste Foderalismuskonvent soll den Grundkonsens
der deutschen Landesparlamente definieren. Dieser
Grundkonsens in Gestalt der ,Lubecker Erklarung® ist
die Plattform unserer kinftigen Zusammenarbeit. Die
Befugnisse der Lander im Bereich der Gesetzgebung
sollen durch eine Rickfiihrung von Gesetzgebungskom-
petenzen an die Lander gestarkt werden. Daneben for-
dern die Landesparlamente die Einfihrung einer Vor-
ranggesetzgebung, die es den Landern ermdglicht, bun-
desgesetzliche Regelungen in festgelegten Rechtsberei-
chen durch Landesrecht zu ersetzen oder zu erganzen.

Von zentraler Bedeutung sind die mit der Finanzausstat-
tung der Lander verbundenen Fragen. Hier ist die Forde-
rung der Landesparlamente nach mehr Autonomie der
staatlichen Ebenen bei der Gestaltung von Einnahmen
und Ausgaben sowie nach Konnexitat, also der Verknup-
fung von Regelungskompetenz und Finanzierungsver-
antwortung auf einer Ebene, hervorzuheben.

Bezogen auf die Europaische Union wird eine klare
Kompetenzabgrenzung nach dem Prinzip der Subsidiari-
tdt und der begrenzten Einzelermachtigung gefordert.
Zur Sicherung einer hieran ausgerichteten zukinftigen
Kompetenzordnung der Europaischen Union schlieRen
sich die Landesparlamente dem Vorschlag der Arbeits-
gruppe ,Subsidiaritat“ des Europaischen Konvents nach
einer wirksamen politischen Ex-ante-Kontrolle an. Die
nachtragliche gerichtliche Kontrolle durch den Europai-
schen Gerichtshof hat davon unberthrt zu bleiben. Hier
muss den Landern und Regionen mit Gesetzgebungsbe-
fugnissen sowie dem Ausschuss der Regionen zur Wah-
rung des Subsidiaritatsprinzips und ihrer verfassungs-
maRigen Rechte und Zustandigkeiten ein Klagerecht
zuerkannt werden.

Von diesen Forderungen ausgehend besteht die Not-
wendigkeit, den Konventprozess fortzusetzen. Denn
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selbstverstandlich gibt es auch Fragen, die die Parla-
mente und die Fraktionen kontrovers beurteilen und bei
denen wir heute noch keine Einigkeit haben. Eine Aus-
einandersetzung mit diesen Fragen wird folgen mussen.

Die deutschen Landesparlamente haben allen Grund,
die Umsetzung ihrer Forderungen zielstrebig und
selbstbewusst mit den Regierungen in Bund und
Landern zu verhandeln. In den meisten Landtagen und
Birgerschaften sind in diesen Tagen und Wochen
fraktionsubergreifend EntschlieBungen verabschiedet
worden, die den Konventprozess und die Forderungen
der ,Libecker Erklarung“ ohne Vorbehalt unterstiitzen.
Diese zuséatzliche parlamentarische Legitimation ist eine
groBe Rickenstarkung; denn ungeachtet aller Ent-
schlieBungen und Forderungen aus der Vergangenheit
startet dieser Foderalismuskonvent inhaltlich an der
Nulllinie. Es gibt keine Vorerfahrungen flr einen solchen

Prozess.
Aber es gibt die Bereitschaft und die Entschlossenheit

der deutschen Landesparlamente, das Spiel nicht langer
von den Zuschauerbanken aus zu verfolgen. Mit dem
Foderalismuskonvent ist der Ball, der schon nahe der
Auslinie rollte, wieder mitten im Spiel.

Ich danke lhnen allen, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, welchem Team Sie auch angehdren, welcher Farbe
Sie sich auch immer zurechnen, fiur lhren Einsatz, fur
Ihren Teamgeist und fiir die wunderbare Zusammenar-
beit.

Prasident Peter Straub (Landtag von Baden-
Wiirttemberg):

Meine Damen und Herren, ich mdchte unseren Gasten
nochmals herzlich danken. Besonderer Dank gilt Ihnen,
Herr Bundesprasident. Sie haben die Bedeutung unse-
res Konvents durch |hre Anwesenheit unterstrichen. Sie
haben mit lhren Ausfiihrungen wichtige Anregungen flr
unsere weitere Arbeit gegeben, eine Arbeit, die Sie ein
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mal bildhaft sehr gut dahin beschrieben haben, dass es
gilt, aus einem Marmorkuchen wieder eine Schichttorte
zu machen. Dass wir dabei die Debatte mit Augenmalf}
und Aufrichtigkeit fUhren missen, haben Sie uns Uber-
zeugend bewusst gemacht. Wir flihlen uns durch lhre
Worte in unserem Anliegen bestarkt und es ist unser
Wunsch, dass Sie uns auf dem eingeschlagenen Weg
auch weiterhin als Ratgeber begleiten.

Danken mdchte ich auch Frau Ministerprasidentin Simo-
nis und Herrn Ersten Birgermeister von Beust fir die
GruBworte und Darlegungen zur Fo6deralismusreform,
deren Notwendigkeit auch die Ministerprasidentenkonfe-
renz bejaht. Ich sehe in den Leitlinien zur Féderalismus-
reform ein gutes Arbeitspapier fir die weitere Diskussi-
on.

In diese Diskussion werden die Landesparlamente die
heute zu verabschiedende ,Libecker Erklarung® einbrin-
gen. Es ist meine Bitte an Sie, in der Ministerprasiden-
tenkonferenz daflir zu werben, dass mdglichst zeitnah
eine Diskussion zwischen Landesparlamenten und Lan-
desregierungen stattfindet. Ich meine, wir sollten vor
Aufnahme der Verhandlungen mit der Bundesebene
eine gemeinsame Position auf Landesebene erarbeiten,
weil ich der Uberzeugung bin, dass zur Fdderalismusre-
form Landesregierungen und Landesparlamente geho-
ren. Unsere Verhandlungskommission wird jedenfalls ab
heute bereitstehen, diese Gesprache zu fuhren.

Schliel3lich danke ich unserem Gastgeber, Herrn Prasi-
denten Arens, fiir die Einbringung unserer Uberlegun-
gen, die nach engagierter, aber — ich muss auch sa-
gen — mit Augenmal} gefilhrter Diskussion in die ,Libe-
cker Erklarung“ Eingang gefunden haben, die wir heute
verabschieden werden.
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Jetzt darf ich darauf hinweisen, dass wir vor den Ausfiih-
rungen der Fraktionsvorsitzenden in eine Kaffeepause
eintreten. Weil wir die Zeit schon etwas Uberschritten
haben, sollten wir sie auf etwa 15 Minuten begrenzen.
Fir die anschlieende Aussprache konnen jetzt schon
Wortmeldungen bei Herrn Landtagsdirektor Dr. Scho-
ning abgegeben werden.

(Unterbrechung: 11:15 bis 11:35 Uhr)

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Meine Damen und Herren! Die Sitzung des Konvents ist
wieder eroffnet. Wir horen jetzt die Stellungnahmen der
Fraktionsvorsitzendenkonferenzen beziehungsweise der
Fraktionen. Ich erteile zunachst Herrn Fraktionsvorsit-
zenden Christoph Bohr von der Fraktionsvorsitzenden-
konferenz der CDU das Wort.

Christoph Boéhr [CDU], Rheinland-Pfalz:

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir gehen heute
Morgen einen ersten Schritt, einen unverzichtbaren,
aber eben auch nur einen ersten Schritt auf ein Ziel hin,
dass nach meinem Eindruck noch in ferner Zukunft liegt.
Wenn diese Veranstaltung heute, dieser Konvent der
deutschen Landtage, einen Sinn macht, dann — so mei-
ne ich— muss es der sein, dass wir uns gemeinsam
vornehmen, das sehr hoch gesteckte Ziel, das wir heute
Morgen in den Blick nehmen, in den kommenden Mona-
ten, wenn wir Uber manche schwierigen Detailfragen
diskutieren werden, Uber Fragen diskutieren werden, bei
denen die Meinungen zwischen der Exekutive und der
Legislative zum Teil weit auseinander gehen werden,
nicht aus dem Blick verlieren. Wir missen uns sozusa-
gen selbst den Riickenwind fiir die Debatte verschaffen,
die vor uns liegt.
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Es geht um die Fortentwicklung unseres Verstandnisses
von Demokratie in Deutschland. Wenn ich das so
formuliere, macht das deutlich, welch hoch gestecktes
Ziel wir mit dieser Initiative verbinden. Es geht um die
Abwehr und die Abwendung von Fehlentwicklungen
unserer bundesstaatlichen Ordnung und es geht um die
Entwicklung einer zeitgemaflen Gestaltung dieser
bundesstaatlichen Ordnung.

Anders als friiher ist das Bekenntnis unserer Verfassung
zum Fdderalismus in unserer Gesellschaft und in der
Offentlichkeit nicht mehr selbstverstandlich. Das war
anders, als die Mutter und Vater des Grundgesetzes
unsere Verfassung zu Papier brachten. Heute rechtfer-
tigt sich der Fdderalismus nicht mehr aus sich selbst
heraus. Im Gegenteil, in vielfaltiger Weise ist der Fode-
ralismus in Deutschland in die Kritik geraten. Davon war
heute Morgen schon zu Recht die Rede. Manche ver-
binden mit ihm den Vorwurf einer politischen Blockade,
viele verbinden mit ihm die Vermutung von Schwerfallig-
keit. Es gibt einige, die den deutschen Fdderalismus
sozusagen fir ein letztes Relikt von Provinzialismus in
einer Zeit der Globalisierung halten, und es gibt nicht
wenige, die im deutschen Fdderalismus immer noch
eine rickstandige Kleinstaaterei sehen.

Eines ist jedenfalls wahr: Sinn und Nutzen von Fddera-
lismus liegen nicht mehr auf der Hand, er ist nicht mehr
selbstverstandlich, er rechtfertigt sich nicht mehr aus
sich selbst heraus. Wenn wir ehrlich sind, ist dieser
Rechtfertigungsdruck, dem der Féderalismus ausgesetzt
ist, einer der Beweggriinde, warum wir, die Konferenz
der Landtagsprasidenten und die Konferenz der Frakti-
onsvorsitzenden, diese Veranstaltung gemeinsam auf
den Weg gebracht haben.

Ich finde, zu einer ehrlichen Bestandsaufnahme gehort
auch, dass wir selbstkritisch zugeben, dass diese Kritik,
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von der ich eben sprach, nicht nur aus der Luft gegriffen
ist. Der Fdderalismus in Deutschland hat sich in den
rund sechs Jahrzehnten seines Bestehens verandert. Es
gibt Fehlentwicklungen. Er ist weitestgehend zu einem
mehr oder weniger reinen Exekutivfdderalismus gewor-
den. Und das bezeichne ich als eine Fehlentwicklung.
Es ist jedenfalls nicht das, was wir, die Landtage in
Deutschland, wollten. Wir wollen keinen Foderalismus,
in dem die Parlamente so ganz und gar in den Hinter-
grund treten, so ganz und gar ausgeklammert sind aus
dem fdderalen Geschehen. Ich finde, das ist in einer
parlamentarischen Demokratie wenig befriedigend. Des-
halb gehért zu dem, was wir uns auch fiir die Diskussio-
nen der kommenden Monate vorgenommen haben, den
Kritikern des deutschen Fdderalismus zu antworten und
die, die ihm gleichglltig gegentber stehen, fir den deut-
schen Fdderalismus zu gewinnen.

Das aber heil3t, liebe Kolleginnen und Kollegen, das Ziel,
was wir uns vornehmen, ist nicht nur ein hochgesteck-
tes — wie ich am Anfang sagte —, sondern es ist auch
das Ziel einer umfassenden Reform, vielleicht sogar der
umfassendsten Reform seit Griindung der Bundesrepu-
blik Deutschland.

Der Konvent heute ist deshalb ein bemerkenswertes
Ereignis, weil er zeigt, dass wir gemeinsam davon Uber-
zeugt sind, einen Einstieg in diese Debatte auf dieses
Ziel hin finden zu mussen. Das war bisher schon ein
langer Weg. Wenn ich mir die Diskussion auch in unse-
ren Reihen, parteilbergreifend und fraktionstbergrei-
fend, von vor einem Jahr oder vor zwei Jahren an-
schaue, muss ich sagen: Sie war damals anders, als sie
heute ist. Gleichwohl ist dieser erste Schritt, den wir
heute tun, nur ein erster Schritt. Ein langer Weg liegt
noch vor uns.
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Wir haben in der Erklarung, die in den letzten Wochen
ausgearbeitet wurde, nur einige wenige Ziele gemein-
schaftlich und Ubereinstimmend zu Papier gebracht und
von diesen wenigen Zielen viele auch nur in Umrissen.
Und ich sage am Beginn dieses Diskussionsprozesses
fur die Fraktionsgemeinschaft von CDU und CSU ganz
klar: Zu diesen Zielen, die wir in der Erklarung schon zu
Papier gebracht haben, und zu den Zielen, denen wir
uns in der Diskussion der kommenden Monate zuwen-
den werden und missen, gehdrt nicht die Frage einer
Landerneugliederung in Deutschland. Das hat fir uns
mit der Frage der Reform des Fdderalismus nichts zu
tun. Das ist ein anderes Thema.

Wir wollen — und das verbinden wir mit dieser Diskussi-
on — das Vorhaben der Rettung des Fdderalismus in
einer zeitgemalRen Form. Die Leitschnur, die Grundidee
fir diese Aufgabe, die Rettung des Foderalismus in
Deutschland, die ist uns in die Hand gegeben, wir
mussen sie nicht erst suchen. Wir haben diese Leit-
schnur, wir haben diese Grundidee. Das, was im gesell-
schaftlichen Leben unseres Landes der Grundsatz der
Subsidiaritat ist, das ist Féderalismus in der Organisati-
on des staatlichen Lebens. An dieser Grundidee ent-
lang — meine ich— muss sich die Diskussion in den
kommenden Monaten bewegen.

Wir wollen die Freiheit in der Gestaltung zurliickgewin-
nen, die uns in weiten Teilen in den deutschen Landes-
parlamenten abhanden gekommen ist, und wir wollen
die Méglichkeit der Verantwortung zuriickgewinnen. Das
eine lasst sich von dem anderen nicht trennen, die Frei-
heit zu gestalten und die Verantwortung zu erméglichen.

In diesem Zusammenhang gibt es eine Uberlegung —
das ist ein Kernsatz —, die zu entscheiden ist und die
uns begleiten muss. Sie wurde hier heute Morgen schon
zum Ausdruck gebracht. Wir missen die Einnahme-
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verantwortung auf der einen Seite und die Ausgaben-
verantwortung auf der anderen Seite wieder in eine
Hand legen. Ich glaube, dass das die Grundidee ist, der
wir folgen missen. Das gilt Gbrigens auch fur jede Fi-
nanzreform, die uns in anderem Zusammenhang be-
schattigt.

Ich denke, in diesem Zusammenhang gibt es drei Leit-
ideen, die im Blick auf die Debatte, die vor uns liegt und
die wir heute Morgen beginnen, unsere Diskussion be-
fruchten mussen:

Erstens. Um diese Fehlentwicklungen, von denen heute
Morgen schon oft gesprochen worden ist, zu beheben,
brauchen wir ein Mehr an Entflechtung statt ein Mehr an
Mischfinanzierung. Wir missen das Rad ein gutes Stlick
zuruckdrehen.

Wir brauchen zweitens mehr Trennsysteme statt mehr
Gemeinschaftsaufgaben.

Wir brauchen drittens mehr an Wettbewerbsfoderalis-
mus und weniger an kooperativem Fdderalismus. So
sehr der kooperative Fdderalismus eine tragfahige Ant-
wort auf eine bestimmte Problemlage in den 60er- und
70er Jahren war, so sehr meine ich, ist heute das Gebot
der Stunde, mehr Elemente des Wettbewerbsfoderalis-
mus in den deutschen Fdderalismus einzufiihren.

Ich finde, dieses Ziel lohnte jede Anstrengung, das Ziel,
das wir heute Morgen formulieren, namlich dass Ver-
antwortung in den deutschen Landesparlamenten wieder
wahrgenommen werden kann, dass Gestaltungsaufga-
ben in eigener Verantwortung wieder wahrgenommen
werden koénnen und dass die Politik insgesamt fir den
Birger wieder ein gutes Stiick mehr zurechenbar wird
und sich der eine hinter dem anderen weniger verste-
cken kann.
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Ich freue mich auf diese Diskussion. Sie ist Uberfallig, sie
ist notwendig, sie liegt im Interesse unseres Landes und
im Ubrigen dient sie auch der Glaubwirdigkeit unserer
Politik.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Vielen Dank, Herr Bohr.
Fur die CSU erteile ich ihrem Fraktionsvorsitzenden im
Bayerischen Landtag, Herrn Alois Gliick, das Wort.

Alois Gliick [CSU], Bayern:

Herr Prasident! Meine verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Kollege Bohr hat gerade davon gesprochen, dass wir
einen ersten Schritt tun. Ich denke, dieser Realismus ist
richtig. Aber richtig ist auch, dass wir nach jahrelangen
aussichtlosen Diskussionen nun doch zu einer Konkreti-
sierung der Debatte, zumindest zunadchst der Zielbe-
schreibungen kommen, wie eine Reform, eine kunftige
Gestaltung des Fdderalismus in Deutschland aussehen
kdénnte. Und ich halte es fur besonders bemerkenswert,
dass hier fast zeitgleich die Parlamente und die Regie-
rungen Uber die Ministerprasidentenkonferenz ihre Ziele
formulieren.

Ich glaube, wir missen aus der Warte der Parlamenta-
rier selbstkritisch sehen, dass die Ergebnisse der Minis-
terprasidentenkonferenz deutlich konkreter, zum Teil
weiterflhrender sind und dass wir uns vonseiten der
Parlamente wahrscheinlich sehr anstrengen missen,
damit wir nun in dem Diskussionsprozess der nachsten
Monate und Jahre beim Ringen um die konkrete Aus-
gestaltung tatsachlich entsprechend mitsprechen kon-
nen und am Schluss — weil kleiner, handlungsfahiger
und operativ besser ausgestattet — nicht doch die Minis-
terprasidenten und die Landesregierungen in Verhand-
lungen mit der Bundesregierung weitgehend das
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Geschehen bestimmen. Ich denke, dass muissen wir als
Malstab nehmen.

Meine Damen und Herren, die Politik ringt in Deutsch-
land gegenwartig um einen Weg — ich will es einmal so
bezeichnen — der Revitalisierung des Landes. Wir sind
der Uberzeugung, dass das Subsidiaritatsprinzip als
konsequent angewandtes Leitprinzip in allen Politikbe-
reichen und gesellschaftlichen Bereichen dafir eigent-
lich der Schlissel schlechthin ist.

Die konsequente Umsetzung des Subsidiaritatsprinzips
fordert mehr Verantwortungsbereitschaft, mehr Transpa-
renz, weil ndher an den Themen und an den Menschen,
mehr Kreativitat, mehr Flexibilitdt, mehr Wettbewerb der
Ideen und der Initiativen, mehr Blrgerndhe und damit
gleichzeitig weniger Politikverdrossenheit und auch ein
geringeres Risiko flr das Ganze bei Fehlentwicklungen.

Subsidiaritat ist letztlich die wohl bestmdgliche Antwort
auf wachsende Komplexitat, denn je komplexer Sach-
verhalte und Probleme werden, umso weniger kann man
zentral fuhren und entscheiden.

Ein so angewandtes Subsidiaritatsprinzip fordert zwei
Ziele, die beide gleich wichtig sind und vielen unverein-
bar zu sein scheinen, namlich einen Weg zu finden, um
auf der einen Seite die Innovationskraft und auf der an-
deren Seite die innere Stabilitat in unserem Land wieder
zu starken.

Nun findet man kaum Gegner des Subsidiaritatsprinzips.
Deshalb muss man auch fragen: Warum kommen wir in
allen Bereichen — wenn wir ehrlich sind, missen wir das
auch fir unsere eigenen Lander fragen — eigentlich so
schwer voran? Letztlich sind es Sachverhalte, die haufig
nicht offen benannt werden und bei denen wir selbst von
der Problematik nicht frei sind.
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Das ist erstens die Anwendung des Subsidiaritatsprin-
zips in der Ausgestaltung des Fdderalismus, die konkret
immer fUr irgendjemanden oder fir mehrere Machtver-
zicht bedeutet, Verzicht auf Gestaltungsmoglichkeiten.
Wenn wir ehrlich sind, fragen wir: Wer von uns will das
schon gern?

Zweitens gerat das Subsidiaritatsprinzip schnell in Kon-
flikt mit den Ideen der Gleichheit und der Gerechtigkeit.
Es ist natlrlich notwendig, Rahmenbedingungen zu ges-
talten. Das steht aber ganz schnell im Hintergrund. Das
merken wir auch in unseren Diskussionen.

Worum geht es uns in den Landesparlamenten? Ich
glaube, dass wir schlecht beraten sind, wenn wir nach
aullen hin in erster Linie Kompetenzzuwachs und
Machtzuwachs fiir die Landesparlamente in den Vorder-
grund stellen, weil dies den Blrgern — salopp gesagt —
relativ egal ist. Ich glaube, dass es wichtig ist, herauszu-
arbeiten, dass es um zukunftsfahige Strukturen geht, um
die sachgerechten Strukturen fiur die Lésung der Prob-
leme, fur die Ausgestaltung der Demokratie und allem,
was dazu gehort.

Im Ubrigen gehért zu einer umfassenden Reform des
Foderalismus in Deutschland eine Ebene, die hier nicht
vertreten ist und die bisher auch nicht im Arbeitsergebnis
der Ministerprasidenten aufgegriffen worden ist: Das ist
die kommunale Ebene. In einer Gesamtreform missen
wir Bund, Lander und Kommunen als ganzheitliches
Staatswesen sehen, im Ubrigen insbesondere auch mit
Blick auf die Finanzen, worum gegenwartig bei der Fra-
ge einer Gemeindefinanzreform bei den Kommunen
gerungen wird.

In der ,Lubecker Erklarung“ ist insbesondere das In-
strument der Vorranggesetzgebung hervorzuheben. In
der Erklarung der Ministerprasidenten wird es als
Zugriffsrecht beschrieben. Es kénnte der Weg einer
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flexiblen Antwort auf die unterschiedlichen Méglichkeiten
der Lander sein: die Forderung einer Ubertragung ge-
eigneter Gegenstande der konkurrierenden Gesetzge-
bung und der Rahmengesetzgebung in die Landesge-
setzgebungen und einige andere Themen dazu. Natr-
lich ist sie ein Konsenspapier. Dabei moéchte ich noch
einmal darauf hinweisen, dass bislang der notwendige
Konsens in der Ministerprasidentenkonferenz offensicht-
lich zu deutlich konkreteren Ergebnissen gefuhrt hat als
in unseren Beratungen.

Ich will einige Anmerkungen aus bayerischer Sicht ma-
chen. Dabei stiitze ich mich auf die Ergebnisse der En-
quetekommission ,Reform des Fdderalismus — Starkung
der Landesparlamente“. Das Ergebnis wurde im Marz
letzten Jahres vorgetragen.

In verschiedenen Bereichen der konkurrierenden Ge-
setzgebung soll die alleinige Gesetzgebungskompetenz
an die Lander Ubergehen. Hier nennen wir einige Bei-
spiele. Der Katalog der Rahmengesetzgebung soll ver-
ringert und in eine Grundsatzgesetzgebung umgewan-
delt werden. Die allgemeinen Grundsatze des Hoch-
schulwesens sollen zum Beispiel in die alleinige Gesetz-
gebungskompetenz der Lander Ubergehen. Wir haben
uns auch ausfiihrlich zur notwendigen Reform der Fi-
nanzverfassung geduliert. Ich will mit Blick auf die Zeit
nicht auf die Einzelheiten eingehen.

Wir hatten auch sehr gern die Formulierung gesehen,
dass kunftig Gesetzgebungskompetenzen der Lander
nur dann auf den Bund oder die Europaische Union U-
bertragen werden, wenn nicht nur der Bundesrat, son-
dern auch die Mehrheit der Landesparlamente zustimmt.
Aber wir wissen: Es ist ein Konsenspapier. Wir brauchen
eine gemeinsame Plattform. Deswegen hat das den
Charakter der Anmerkung, des Stoffes fur die weitere
Diskussion.
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Fir die weitere Arbeit haben wir zwei Spannungsfelder
zu klaren. Das eine ist das Spannungsfeld Bund-Lander.
Wir méchten aus den geschilderten Griinden der Sach-
gerechtigkeit vom Bund mehr Handlungsfreiheit. Aber
wir missen wie in jeder anderen Verhandlung auch u-
berlegen: Wie kann der Bund davon profitieren? Der
Bund kann dadurch gewinnen, dass er selbst handlungs-
fahiger wird, weil bei vielen Sachverhalten und Gesetzen
die Zustimmung des Bundesrates, die bislang notwendig
war, nicht mehr notwendig ist. Fur Deutschland ist wich-
tig, dass die jeweils Regierenden handlungsfahiger wer-
den. Daran durfen wir aus der Sicht der Lander keine
Zweifel aufkommen lassen.

Der Vermittlungsausschuss ist ein notwendiges Organ.
Aber es ist genau der Weg, bei dem fiir Birgerinnen und
Blrger nicht mehr erkennbar wird, wer Verantwortung
tragt. Es hat das Ritual von Tarifverhandlungen oder EU-
Verhandlungen in Nachtsitzungen. Irgendwann muss ein
Ergebnis her. Hinterher stehen die meisten Parteien in
einer gewissen Distanz zu dem Ergebnis, weil es eben
einen entsprechenden Kompromisscharakter hat. Genau
diese Undurchschaubarkeit, diese Verwischung der Ver-
antwortung foérdert Politikverdrossenheit. Der Bund kann
durchaus gewinnen. Das muss uns deutlich sein.

Der zweite Spannungsbogen befindet sich in unseren
eigenen Reihen. Die Frage ist: Wie kdnnen wir die Dinge
bei den unterschiedlichen Mdglichkeiten der leistungs-
starkeren Lander und der leistungsschwacheren Lander
gestalten? Ich unterstreiche ausdriicklich das, was der
Kollege Béhr gesagt hat. Zur Debatte steht nicht eine
Reform der Lander. Damit hatten wir die Diskussion
sofort kaputtgemacht.

Das Instrument einer Vorranggesetzgebung oder einer
Zugriffsgesetzgebung ist — ich habe es angesprochen —
eine Mdglichkeit, innere Flexibilitdt zu bekommen. Trotz-
dem besteht wohl bei vielen aus unseren eigenen
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Reihen eine gewisse Besorgnis, dass mit mehr Hand-
lungsfahigkeit fiir die starkeren Lander — Starke im Sinne
von mehr wirtschaftlicher Leistungskraft, von GroRe et
cetera — die Verhaltnisse in Deutschland unter Umstan-
den noch weiter auseinander driften kdnnten. Aber ich
denke, die Antwort kann nicht sein, deswegen alle star-
ker gefesselt zu halten, sondern die Antwort, die wir
suchen missen, ist die auf die Frage: Welches Maf} an
Solidaritat bis hin zum Finanzausgleich und flexibler
Ausgestaltung ist notwendig, damit die starkeren Lander
ihre Dynamik fir die Gesamtentwicklung in unserem
Land und fur ihren eigenen Verantwortungsbereich ein-
bringen koénnen und gleichwohl Gesamtsolidaritat in
Deutschland erhalten bleibt? Wir haben da noch viel zu
tun. Das mussen wir angehen.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Vielen Dank, Herr Glick. Fir die Fraktionsvorsitzenden-
konferenz der SPD erhalt jetzt Herr Fraktionsvorsitzen-
der Joachim Mertes das Wort.

Joachim Mertes [SPD], Rheinland-Pfalz:

Herr Prasident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wir miissen natiirlich auch der Offentlichkeit sagen, was
uns in diese wunderschone Hansestadt Liibeck getrie-
ben hat. Ist es die verletzte Eitelkeit, dass wir nicht mehr
so wichtig sind wie 1945? Ist es das Gefihl des Nicht-
Ausgelastet-Seins? Wird unsere Bedeutung unter-
schatzt?

All diese Fragen konnte man an diesen Konvent pole-
misch anlegen, wenn nicht die Frage ware, die von vie-
len Kolleginnen und Kollegen bereits vorweg genannt
worden ist: Wie ordnen wir in der Bundesrepublik
Deutschland das Verhaltnis der Teile zum Ganzen, aber
auch der Teile zueinander neu? Es geht um Fragen, die
in unser demokratisches Wollen tief eingebrannt sind,
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namlich Solidaritdt, Eigenverantwortung, Gemeinsinn,
aber auch Eigensinn.

Die eigentliche Frage, die wir bis jetzt noch nicht beant-
wortet haben — ich werde sie auch nicht beantworten
kénnen —, ist: Was nltzt es eigentlich den Burgerinnen
und Birgern? Verbessert es ihre Lebenschancen? Stei-
gert es ihre Chancen auf Teilhabe am politischen und
gesellschaftlichen Geschehen? Dann erst kdme die Fra-
ge, die uns als Abgeordnete angeht: Welchen Anteil
fordern wir als Landesparlamente fiir uns bei der Beant-
wortung der Frage, was es den Burgerinnen und Bur-
gern nutzt?

Wir haben einen bestimmten Kompetenz- und Bedeu-
tungsverlust zu verzeichnen. Den haben wir so gewollt.
Wir wollten die Europdische Gemeinschaft. Vielleicht
nicht so, aber wir wollten sie. Wenn Auslander zu uns
kommen und fragen: Was macht ihr denn in den Lan-
dern?, dann sagen wir— zumindest bei uns im Land
Rheinland-Pfalz —: Wir sind diejenigen, die am nahesten
mit dem Leben der Burgerinnen und Burger verbunden
sind. Das sind die 6ffentliche Sicherheit, das Bildungs-
wesen, die kulturellen Einrichtungen, die Infrastruktur,
die Wirtschaftsstrukturpolitik, die Innovationsférderung.

.Fur die Lebensbedingungen in unserem Land und die
Wettbewerbsfahigkeit unserer Gesellschaft sind die Leis-
tungen von Landes- und Kommunalpolitik eher wichtiger
als die von Bundespolitik.*

So einen Satz wirde ich nicht wagen mir zuzuschreiben.
Er stammt von Fritz Scharpf, der ein bekannter, profun-
der Kenner und Kritiker unserer foderalen Praxis ist.

,Das, was in deiner Gemeinde, in deinem Landkreis, in
deiner Stadt vor sich geht, ist das Naheste®.
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Dann kommen noch die Wahrung und die Verteidigung
und die Aufienpolitik und was auch immer.

Wir stehen in dieser Debatte in der Gefahr, den Bund,
die Lander und — Herr Glick nannte sie Gott sei Dank —
die Kommunen auseinander zu dividieren. Es darf nach-
her keine Verlierer geben. Wenn wir eine Position be-
kommen, bei der sich einer als Verlierer flhlt, wird der
ein schwieriger Verhandlungspartner sein. Also missen
wir deutlich machen, was wir gemeinsam erreichen kon-
nen.

Wir kénnen gemeinsam Folgendes erreichen — nach
meiner Meinung gibt es in der ,Libecker Erklarung“ ge-
nug Argumente: Der Fdderalismus, an den wir unsere
Erwartungen richten, ermdglicht es den Menschen, ihre
kulturellen Traditionen, ihre landsmannschaftlichen Ei-
genarten zu bewahren und zu pflegen. Das ist fast das
Wichtigste, der ,Kitt“ der Lander und Kommen, was wir
nicht unterschatzen sollten.

Wir wollen, dass die Lander gerade ihre kulturellen Tra-
ditionen und Eigenarten bewahren. Wir kdnnen es im
Foderalismus zugleich schaffen, dass die staatlichen
Aufgaben und die Ausiibung von Macht auf verschiede-
ne Ebenen verteilt werden, und damit Aufgabenndhe —
Aufgabennahe ist immer Burgernéhe — organisieren.

Aber, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
mir ist das Wort zu wenig an die Kommunen gerichtet
worden. Ich bin auch noch ehrenamtlicher Birgermeister
in einem Ort mit 1.000 Seelen. Das gibt es bei uns in
Rheinland-Pfalz noch. Mir ist auch heute Morgen bei den
Einlassungen unserer Gaste zu wenig darlber gespro-
chen worden, dass auch wir den Kommunen in vielen
Situationen das zumuten, was uns vom Bund und der
Europaischen Gemeinschaft zugemutet wird. Nur der
wird auf die Dauer sehr glaubwirdig sein, der selber so
handelt, wie er es von Mitpartnern erwartet.
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Der Zufall und des Wahlers Gunst haben dazu gefiihrt,
dass wir in Rheinland-Pfalz zu regieren haben. Glauben
Sie mir: Es ist den Regierenden sehr schwer deutlich zu
machen, dass die Kommunen nicht sozusagen Ersatz-
sparkasse fir eigenes falsches oder richtiges Handeln
sind. Auch das gehort mit in diese Debatte. Dann hatten
wir namlich Partner. In Berlin und Brlissel wird es
schwierig.

Wir brauchen diese Partner. Die Menschen haben zur-
zeit den Eindruck, dass komplexe und folgenschwere
Entscheidungen an immer entfernteren Orten getroffen
werden. Im Féderalismus waren wir in der Lage, diese
Entscheidungen wieder nahe zu den Menschen zu brin-
gen.

Wir brauchen in dieser Debatte nicht vor den Defiziten
des Fdderalismus davonzulaufen. Wer die Dauer von
Entscheidungsablaufen als zeitraubend empfindet, liegt
vollig richtig. Versuchen Sie einmal, zwischen zwei Lan-
dern eine Bildungskooperation zu verabreden! Dann
weill man, wovon man redet. Es ist oft schwer durch-
schaubar, was der Einzelne an Entscheidungen getrof-
fen hat.

Allerdings muss eines klar sein: Wer diese Vielfalt nicht
will, wird auch verhindern, dass es die regionale Innova-
tions- und Veranderungskraft gibt. Wer das alles so
stromlinienférmig wie die Kultusministerkonferenz
macht — mit 16:0 —, der braucht sich nicht zu wundern,
wenn er diesen Haufen so hat.

Wir missen also den Mut haben, diese Entscheidung,
Foderalismus und Wettbewerb nebeneinander, zu tref-
fen. Mir kommt der Begriff Wettbewerbsféderalismus
sehr sperrig vor, weil er mir fast wie ein Kampfbegriff
vorkommt. Aber wenn wir sagen, Wettbewerb und Fdde-
ralismus um die bessere Idee und um die besseren
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Mdglichkeiten, ich denke, dann wird daraus auch etwas
Gemeinsames.

Die ,Lubecker Erklarung® beschreibt nun in der Tat mit
einem Konsens, den wir schaffen konnten, wie wir uns
die Reform vorstellen. Die Reform wird etwa so sein
mussen, wie sie schon Carlo Schmidt 1948 beschrieben
hat: Erstens. Die Lebensinteressen dirfen nicht durch
partikulare Egoismen gefahrdet werden. Zweitens. Was
das Land ohne Schadigung des Ganzen tun kann, das
soll es auch allein tun.

Man kann also in zwei Hauptsatzen eine ganze Menge
ausdrucken.

Ich denke, es ist wichtig, dass wir das bei der Neuaus-
richtung zwischen Bund und Landern beachten, aber
auch bei der Europaischen Union. Wenn wir auf der
einen Seite eine handlungsfahige Europaische Union
wollen, heildt das natirlich auch, dass wir sie mit Kompe-
tenzen ausstatten missen. Das heildt, irgendeiner muss
jetzt Kompetenzen abgeben. Davor brauchen wir uns
nicht zu verstecken. Das wird genauso geschehen. Das
werden auch Landesparlamente sein. Aber wir missen
in dem Korridor, in dem wir in der Lage sind, allein Ent-
scheidungen zu treffen und glauben, dass wir das bes-
ser machen kénnen, im Geiste der Subsidiaritat birger-
nah Entscheidungen auf der Ebene lassen, wo sie am
Ende auch getroffen werden kdnnen und wo man in der
Lage ist, das Problem zu I6sen. Folgerichtig missen wir
viele Mechanismen organisieren, die VerstolRe gegen
die Subsidiaritat und Kompetenziberschreitungen ver-
hindern.

Ich méchte nicht klagen, aber Sie alle wissen, was wir
demnéachst in der Wasserwirtschaft aufgrund einer euro-
paischen Richtlinie durchzuflihren haben. Das ist viel-
leicht perfekt, sicher und gut, aber uns ware auf Landes-
ebene und auf kommunaler Ebene etwas weniger Auf-
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wandiges eingefallen, um eine verniinftige Wasserver-
sorgung zu organisieren. Das hat friher bei uns der
Dorfblirgermeister selbst zu organisieren gehabt. Heute
haben wir Verblnde dafir und inzwischen muss das
Brussel I8sen. Das ist wieder ein klassisches Beispiel
dafir, dass wir lernen missen, das auf der Ebene zu
machen, die am nahesten ist.

Wir missen unsere Landesregierungen zwingen — ich
sprach eben von dem Leid als Fraktionsvorsitzender, der
die Landesregierung mittragen darf; hoffentlich hort das
da keiner —, friilher mit uns ins Gesprach zu kommen.
Das ist nicht das, was sie als Prioritdt sehen. Wir mis-
sen dafur sorgen, dass sie uns frihzeitig und umfassend
informieren. In Rheinland-Pfalz gibt es bereits eine In-
formationspflicht, die eingeflhrt worden ist. Dazu steht in
meinem Manuskript: Die Erfahrungen sind positiv. Ich
mochte es meinen Mitstreitern aus Rheinland-Pfalz
leicht machen und sagen: Wir haben Erfolge. Aber es
muss noch viel miteinander geredet werden. Es muss
vor allen Dingen daruber geredet werden, wie das, was
die Parlamente sagen, im Bundesrat vertreten werden
kann. Ich weil3, wir kbnnen den Ministerprasidentinnen
und Ministerprasidenten in nachtlichen Gesprachsrun-
den das Handchen halten, aber bei grundsatzlichen
Diskussionen mussen wir in der Lage sein, nachhaltig
mitzubestimmen.

In dieser ,Lubecker Erklarung“— ich darf hier fir die
SPD-Fraktionen reden — wird diesen Forderungen im
Wesentlichen entsprochen. Wir sind — wie viele gesagt
haben — am Anfang dieses Prozesses. Und ich sage
voraus, was andere eventuell aus Hoflichkeit nicht getan
haben: Es wird schwieriger werden. Das, was wir bis
jetzt haben, ist ein guter Anfang. Aber wenn es konkret
ums Geld geht, wenn es konkret um die Mallhahmen
geht, wird immer die Frage sein, ist eine hier vertretene
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Fraktion in der Opposition oder ist sie in der Regierung.
Auch das ist fir das Rollenverstandnis entscheidend.

Wir wollen allerdings eine gréRtmadgliche Einigung und
Mehrheitsfahigkeit bei den Themen erzielen. Wenn es
bei uns so kommt wie bei der Kultusministerkonferenz,
dass alles nur 16:0 geht—oder auf der europaischen
Ebene —, dann sind wir am Ende dieses Prozesses,
dann zerfasert er. Auch das gehort zur Wahrheit.

Ich mdchte mich nun aus Zeitgrinden — wie es die Kol-
legen auch gemacht haben — auf zwei wichtige Fragen
konzentrieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der einen Seite ist
festzustellen, die Briicke in den neuen Bundeslandern
zwischen der Angleichung der Lebensverhaltnisse und
dem Wettbewerb des Fdderalismus wird schwer zu bau-
en sein. Das wird uns am langsten beschéaftigen.
Zugleich mdchte ich fur diejenigen, fir die ich zu spre-
chen habe, klarmachen, eine Angleichung der Lebens-
verhaltnisse ist und bleibt auch weiterhin das Ziel in der
Lander- und Landespolitik. Das gilt Gbrigens nicht nur fir
die Lander, die dazugekommen sind, sondern das gilt
auch fir Lander wie Rheinland-Pfalz, fir meine Heimat
im rheinischen Schiefergebirge, wo es auch Leute gibt,
namlich Uber 50 %, die einen Jahresverdienst von
50.000 DM haben. Auch das gehoért mit zum Wissen.

Der zweite Punkt ist die Frage der Konnexitat. Das habe
ich eben im Bereich der Kommunen schon angespro-
chen. Wir werden das — glaube ich — nicht so reinrassig
machen kénnen, wie es unsere Kollegen aus Schleswig-
Holstein beschrieben haben, denn es muss ja auch
Substanz finanzieller Art hinter dieser Konnexitat — wer
bestellt, bezahlt — stecken. Aber es kann nicht so sein —
und zwar egal wer —, dass Brussel, Berlin oder bei uns
Mainz Dritten mitteilen, was sie im nachsten Jahr aus
welcher Kasse zu zahlen haben. Das kann nicht gut
gehen.
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Deshalb missen wir uns diesem Prinzip anndhern. Wir
mussen mehr an das herankommen, wir mussen es
umsetzen und zumindest sensibler dafiir werden, wie wir
in Zukunft damit umgehen wollen.

All das kann dazu beitragen, die Frage zu beantworten:
Was nitzt es den Biirgern? Letztlich liegt im Interesse
der Birgerinnen und Biirger, dass ein Staat, der sich auf
neue Herausforderungen einstellt, seine Erfahrungen im
Foderalismus mit aufnimmt, modernisiert und respek-
tiert, dass wir alle miteinander in diesem System arbei-
ten und leben missen.

Ich bedanke mich fir die SPD-Fraktionen der Landes-
parlamente bei unserem Gastgebern, Herrn Landtags-
prasident Arens, der alles gut vorbereitet hat und dies —
wie schon oft gesagt worden ist — mit Dithmarscher Stur-
heit durchgesetzt und durchgehalten hat. Das muss wohl
so sein, wenn man ein grolles Projekt anstoRt. Wir
hoffen, dass wir auf diesem interessanten Niveau, auf
dem wir heute diskutiert haben, auch noch weiter mit-
einander diskutieren kdnnen.

Herr Arens, Sie haben gesagt, es sei heute wieder der
Ball der Landesparlamente im Spiel. Es sei heute der
Anpfiff gewesen. Nun wissen wir alle, dass Deutschland
im Moment, was das FuBballspielen angeht, nicht auf
allerhochstem Niveau ist, aber wir wollen das Bild den-
noch aufnehmen und hoffen, dass wir einen erfolgrei-
chen Spielverlauf haben werden. Eine gute Raumauftei-
lung, Flexibilitdt und der Wille zum Erfolg sind im FuRball
wichtig, vielleicht auch in der Politik.

Vielen Dank.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Vielen Dank Herr Mertes. Ich erteile jetzt Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Winfried Kretschmann das Wort flr die
Fraktionen von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.
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Winfried Kretschmann [Biindnis 90/Die Griinen],
Baden-Wiirttemberg:

Herr Prasident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Alle, die wir hier sind, wollen den Foderalismus bundes-
deutscher Auspragung reformieren. Wir wollen ihn wie-
der gestaltungsfahig machen und seinen urspriinglichen
Aufbau von unten nach oben mit Leben erfullen. Wir
haben einen grofen Konsens im Allgemeinen. Ich finde,
der kann sich sehen lassen. Aber es wird sich natirlich
zeigen, dass sich an konkreten Punkten schnell auch
Differenzen herausstellen werden. Wir mussen unsere
Forderungen insbesondere gegeniber dem Bund durch-
setzen. Er soll Kompetenz und damit Macht abgeben.
Man hat es selten in der Politik gehort, dass das jemand
freiwillig macht. Das heil3t, wir miissen gegenulber der
Offentlichkeit begriinden, warum die foderale Ordnung
fur die Blrgerinnen und Birger gut ist. Nur wenn wir
diesen o6ffentlichen Druck erzeugen, kénnen wir wirklich
etwas erreichen.

Der Foderalismus in Deutschland ist ein undurchschau-
bares Geflecht. Umso mehr missen wir darauf achten,
dass wir die Debatte nicht technokratisch fiihren, sodass
sie niemand versteht.

Es geht im Konkreten um die Starkung der Landespar-
lamente als Orte der demokratischen Willensbildung.
Und wir missen die Offentlichkeit davon Uberzeugen,
dass es uns Landesparlamentariern nicht darum geht,
uns wichtig zu machen, sondern dass die Birgerinnen
und Burger etwas von der Fdderalismusreform haben,
namlich mehr Einfluss auf den Gang der Dinge.

Ein kurzer historischer Ausflug: Die Franzésische Revo-
lution hat mit den universalen Menschen- und Freiheits-
rechten die Grundlage fiir eine nationalstaatliche Ord-
nung freier und gleicher Blrger geschaffen. Sie war
damit der Ausgangspunkt eines republikanischen, repra-
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sentativen, gewaltenteiligen Staates und ist bis heute
das Fundament jeder Demokratie. Aber die Schweizer
Eidgenossenschaftsidee, die geschichtlich viel weniger
beachtet wird, hat Freiheit und Selbstregierung aus dem
Kantonsprinzip und aus direkter Demokratie entwickelt.
Die amerikanische Revolution hat beide Prinzipien zu-
sammengefiihrt. Wenn wir in eine der altesten, angese-
hensten und lebendigsten Demokratien schauen, nam-
lich in die USA — auch in diesen Tagen —, wo der Féde-
ralismus viel starker, strikter und weitgehender ist als bei
uns, kann das — so glaube ich — vielen Menschen, die
meinen, wenn wir mehr nach unten verlagern, bricht die
Unordnung aus, diese Angste nehmen. Man sieht dann
ein wohlgeordnetes Allgemeinwesen, in dem die Burge-
rinnen und Birger die Demokratie nicht nur im Kopf,
sondern auch im Herzen tragen.

Und wenn wir sehen, dass der Aufbruch zu Dezentralitat
und Regionalisierung nun auch Staaten mit einer zentra-
listischen Tradition erfasst, wie Grof3britannien und
Frankreich, muss am Fo&deralismus wohl etwas dran
sein. Das kann ja wohl kein Zufall sein.

Ich glaube, der Kernpunkt ist, in einer komplexen Welt —
sie wird immer komplexer — ist alles, was zentralistisch
geschieht, zu komplex und erreicht die Blrgerinnen und
Birger in ihrer Vielfalt und ihrem Pluralismus nicht rich-

tig.

Gemeindefreiheit und kommunale Selbstverwaltung sind
Beitrage des deutschsprachigen Raumes zur europai-
schen Freiheitsgeschichte. Es geht also hauptsachlich
darum, wie die Burgerinnen und Burger in einem zu-
sammenwachsenden komplexen und unubersichtlichen
Europa und in einer noch unibersichtlicheren Welt ihre
Vorstellung vom guten Leben und einer guten politi-
schen Ordnung einbringen kénnen. Das ist der Grund-
gedanke des Subsidiaritatsprinzips.
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Alle, die wir in unsere Haushalte schauen, wissen, dass
wir uns in einer schweren Krise der 6ffentlichen Finan-
zen befinden und dass wir selbst bei gutem Wachstum
schwere strukturelle Defizite haben. Wir muissen also
ohnehin den Staat Uberdenken und das Dreieck zwi-
schen Staat, Blrgergesellschaft und Markt neu ordnen
und neu justieren. Fur diese grof’e Aufgabe brauchen
wir die Verbindung mit den Burgerinnen und Birgern vor
Ort. Sie mlUssen das akzeptieren, die Einschnitte, die da
erfolgen. Sie mussen auch auf mittel- und langfristige
Sicht einen Gewinn davon haben. Das heif3t, wir tun das,
um zum Beispiel unsere Kernkompetenzen als Lander —
zum Beispiel die Bildung — kraftvoll zu reformieren und
mit den ndtigen Ressourcen auszustatten. Ich erinnere
an die PISA-Diskussion. Wir missen das tun, damit wir
wieder an die internationale Spitze gelangen. Mehr Ei-
genverantwortung, Starkung der Zivilgesellschaft, des
birgerschaftlichen Engagements von Gemeinschaften,
von Stiftungen und von Birgerinitiativen aller Art, die
sich fir das Gemeinwohl einsetzen, das kénnen wir nur
dann erreichen, wenn davon wieder moglichst viel in
kommunale und Landerhoheit gelangt. Denn nur wer
sich mit seinem Gemeinwesen identifiziert, engagiert
sich auch dafiir.

Ministerprasident Teufel ist fir den Bundesrat und die
Lander im Europaischen Konvent. Die Gedanken des
Foderalismus und der Subsidiaritdt sind dort schwer
durchzusetzen, wie wir wissen, weil der bundesdeutsche
Foderalismus eben als Problemorganisation erscheint,
bei dem eine Ebene die andere blockiert. Wenn wir die-
sen Gedanken in Europa durchsetzen wollen, missen
wir das andern. Wir missen fir Europa alles ablehnen,
was zu ahnlichen Blockadehaltungen flihrt.

Das Wichtigste ist die Intransparenz. Das heilt, dass
man nicht mehr weil3, wer woflr verantwortlich ist. Es ist
klar: Wenn die Burgerinnen und Blirger nicht mehr klar
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sagen konnen, wer verantwortlich ist, und sich jeder
Politiker mit anderen Zustandigkeiten herausreden kann
und Schuldzuweisungen an die jeweils andere Ebene
vornimmt, missen die Burgerinnen und Blirger das Ver-
trauen in die Politik verlieren. Es geht hier um elementa-
re Vertrauensbildung bei Biirgerinnen und Bilrger bei
einer transparenten Kompetenzordnung.

Das nachste Problem ist die absolute Exekutivlastigkeit.
Nur wenn wir das andern, wird vielleicht verhindert, dass
sich jeder Ministerprasident in der Offentlichkeit als ver-
hinderter Nebenkanzler aufspielt.

Das namlich ist viel interessanter, als die Debatten im
Parlament zu flihren. Am Beispiel der Rahmengesetz-
gebung sage ich Folgendes. Naturlich sagt jeder: Der
Bund macht statt Rahmengesetzgebung immer Vollge-
setze. Aber haben wir jemals erlebt, dass sich die Minis-
terprasidenten zusammengesetzt und gesagt hatten:
Das wollen wir nicht. Ihr macht bitte ein Rahmengesetz,
basta? Wenn sie das gemacht hatten, ware es namlich
so gekommen. Nein, weil der Bund Vollgesetze macht,
kdbnnen sie uUberall mitreden. Dann wird das Prinzip
,Kompetenz fir die Lander” sofort hintangestellt.

Da geht es um den Geist, den wir oft in der Selbstblo-
ckade der Ministerprasidentenkonferenzen sehen. Wenn
man in einer Ministerkonferenz so lange herummacht,
bis alles so gleich ist, als ware es in einem zentralisti-
schen Staat gemacht worden, braucht man sich nicht
dariber zu wundern, dass man den Fdderalismus selbst
Uberflissig macht.

Es geht also um die Richtung der Reform. Es geht um
Gestaltungsfoderalismus. Es geht um Vielfalt. Es geht
um Eigenstandigkeit.

Worum es gewiss nicht geht, ist Wettbewerb im Sinne
von Konkurrenz. Davor kann ich nur warnen. Wenn wir
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diesen Ton hineinbringen, endet das am Ende mit gar
nichts. Es geht vielmehr darum, dass wir tun, was wir fir
richtig halten. Dann wird es auch so sein, dass sich gute
Ideen herumsprechen. Wir brauchen keine Angst zu
haben. Das ergibt sich von selber. Aber wir wissen: Eine
gute ldee aus Bayern muss nicht unbedingt in einem
neuen Bundesland passen, wie wir aus aktueller Diskus-
sion wissen.

Es kommt also darauf an, dass der Nachfolgekonvent
die Dynamik entwickelt, damit wir wirklich am Tisch und
nicht am Katzentisch sitzen.

Wo sind die Verbundeten? Die Verblndeten sind ers-
tens unsere Kolleginnen und Kollegen in den Bundes-
tagsfraktionen. Zu ihnen haben wir gute Kontakte. Auch
sie sind die Profiteure. Auch sie leiden darunter, dass
zwischen den Exekutiven zu viel abgesprochen wird.
Das heil’t, auch sie gewinnen in ihrem eigenen
Parlament wieder an Kraft. Da sie entscheiden, haben
wir bei einer Verfassungsanderung gute Verbindete.

Zweitens ist es so: Man kriegt nichts, wenn man nichts
gibt. Wir kriegen nur Kompetenzen, wenn der Bund wie-
der besser und leichter regieren kann und nicht bei allem
mitgesprochen wird. Das muss uns klar sein.

Also: Alle wollen einen Ruck durch Deutschland. Oft
ruckelt es eben nur, weil wir von Lobbyisten umzingelt
sind.

Hier gibt es die aber nicht. Das machen nur wir. Nur wir
Politiker entscheiden, ob es einen echten Ruck gibt. Die
Latte ist hoch gelegt. Jetzt heil’t es kraftvoll springen.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Danke, Herr Kretschmann. Jetzt gebe ich das Wort fir
die Fraktionen der FDP Herrn Fraktionsvorsitzenden
Jorg-Uwe Hahn.
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Jorg-Uwe Hahn [FDP], Hessen:

Herr Prasident Arens! Meine sehr verehrten Prasidentin-
nen und Prasidenten der Landtage! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der Féderalismus in Deutschland steckt in
einer Krise. Immer gréRere Aufgabenfille des Bundes,
Streitigkeiten Uber die Rolle des Bundesrates, Uneinig-
keit im Finanzausgleich und ein immer starkeres Europa
hohlen die Kompetenzen der Lander und insbesondere
die Kompetenzen der Landtage aus. Deshalb ist es sehr
klug, dass hier aus Schleswig-Holstein heraus, sozusa-
gen auf Druck unseres Prasidenten hier, Herrn Arens,
gemeinsam mit seiner Mannschaft — Herrn Landtagsdi-
rektor Dr. Schoning sei ebenfalls Dank — die Initiative
ergriffen worden ist, dass wir, die Landtage, das Sie, die
Prasidenten, das wir, die Fraktionsvorsitzendenkonfe-
renzen, uns Uber diese Situation austauschen und L6-
sungsvorschlage erarbeiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird verdammt auch
Zeit. Der Sprecher des Bundesrates, Ole van Beust, hat
vorhin mit diplomatischer Bescheidenheit erklart, dass
man nunmehr die Vereinbarung, die die Ministerprasi-
denten in der vergangenen Woche getroffen haben, zu
Hause mit dem Parlament besprechen wolle. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, das liest sich in der Presseerkla-
rung, die die Freie und Hansestadt Hamburg am Freitag
herausgegeben hat, wie folgt: ,Die Leitlinien der Minis-
terprasidenten werden nun an den Bund Ubermittelt und
werden Thema des Treffens der Landerchefs mit dem
Bundeskanzler Ende Juni sein.”

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Parlamen-
tarier sollten unsere Regierungen beim Wort nehmen
und das tun, was uns Ole von Beust gesagt hat, und
zunachst einmal zu Hause erdrtern, was die Ministerpra-
sidenten in der vergangenen Woche gemeinsam be-
sprochen haben. Dann sollen die Ministerprasidenten
gemeinsam zum Bundeskanzler gehen.
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Ich kann mich den Kollegen Vorrednern nur anschlie-
Ben. Das, was wir heute machen, ist ein erster Schritt,
aber ein wichtiger Schritt, ein Schritt, der Gberfallig ist,
und ein Schritt, der nunmehr konkret gemacht werden
muss.

Wir haben es in den Vorbereitungstreffen gesehen: Das
Protokoll ist sehr diplomatisch formuliert. Eine Reihe von
Vorschlagen gerade der liberalen Truppe wurden mit
dem Bemerken versehen, dass es jetzt noch nicht an
der Zeit sei, dies in die Diskussion hineinzunehmen,
dass man dies aber im Wortbeitrag des Sprechers der
liberalen Gruppe am heutigen Tage erdrtern kénne, da-
mit es in die weiteren Besprechungen eingehe. Ich
mdchte Ihnen deshalb kurz die sechs Punkte sagen, die
uns in der Diskussion der letzten Wochen und Monate
geleitet haben und die wir in die abschlieRenden Dis-
kussionen, wenn es wirklich konkret wird, hineinbringen
wollen.

Erstens: Das Thema Subsidiaritét, das heil3t Verlage-
rung der Aufgabenkompetenzen von oben nach unten.
Zweitens: Eine klare Zuordnung der Verantwortlichkei-
ten, das heil’t Abbau von Gemeinschaftsaufgaben und
Gemeinschaftsfinanzierung. Drittens: Wettbewerbsféde-
ralismus. Am Beitrag des Kollegen Mertes eben habe ich
gemerkt, dass wir noch einiges miteinander diskutieren
mussen. Wir Liberalen meinen, dass im Zweifel die Frei-
heit immer vor der Gleichheit kommt. Viertens: Entflech-
tung der Verwaltungszustandigkeiten. Das heif’t, die
Lander als ausfiihrende Ebene bestimmen Organisation
und Verwaltungshandeln autonom. Fiinftens: Die Star-
kung der Landtage und der Lander, das heil’t eine Er-
weiterung des politischen Gewichts der Landtage.
Sechstens: Europa. Beim Thema Subsidiaritat will ich
hervorheben, dass die Gesetzgebungskompetenz des
Bundes dahin gehend geandert werden soll, dass in
festgelegten Rechtsbereichen Bundesrecht nur so lange
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und so weit gilt, wie die Lander von ihrer Gesetzge-
bungsbefugnis keinen Gebrauch machen.

Wir mdchten noch einmal darlber diskutieren, ob nicht
die so genannte umgekehrte konkurrierende Gesetzge-
bung der Lander eine Lésung des Problems ist, und
nicht das, was nach Ole von Beust nach den Bespre-
chungen der letzten Woche nunmehr der Kompromiss-
weg sein soll, ndmlich, ich nehme einmal hier und neh-
me einmal da.

Wir kénnen uns vorstellen, dass die Gegenstande der
konkurrierenden Gesetzgebung und der Rahmenge-
setzgebung vollstandig auf die Lander Ubergehen. Wir
meinen, dass, wenn es vielleicht doch in dem einen oder
anderen Punkt einer Rahmengesetzgebung des Bundes
bedarf, es auch wirklich um den Rahmen geht und nicht
um die Verliebtheit in die Einzelheiten, wie es unser
Bundesprasident vorhin vorgetragen hat.

Artikel 74 Grundgesetz, konkurrierende Gesetzgebung,
und Artikel 75, Rahmengesetzgebung, haben viele Bei-
spiele, bei denen wir als liberale Truppe sagen kénnten:
Wir missen da auf alle Falle raus: Bei Artikel 74 die
aulerschulische berufliche Bildung, die wirtschaftliche
Sicherung der Krankenhauser und die Abfallbeseitigung;
bei Artikel 75 kénnen nach unserer Auffassung die all-
gemeinen Grundsatze des Hochschulwesens genauso
raus wie die allgemeinen Rechtsverhaltnisse der Presse
und — was wir besonders pikant finden — das Jagdwe-
sen.

Zur klaren Zuordnung der Verantwortlichkeiten! Meine
sehr verehrten Damen und Herren, hier ist schon ein
paar Mal angesprochen worden, dass von uns die Frage
zu beantworten ist, was eigentlich der Profit fiir den Bir-
ger ist. Der Profit fir den Birger kann nur sein, wenn er
bei seiner Entscheidung beurteilen kann, wer fir das
Gute aus seiner Sicht und wer fur das Schlechte aus
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seiner Sicht auch tatsachlich verantwortlich ist. Deshalb
muss es eine klare Trennung der Zustandigkeiten zwi-
schen den staatlichen Ebenen geben. Wir meinen damit
nicht nur den Bund und die Lander, sondern auch die
Ebene dartber, namlich Europa, und die Ebene — ich
scheue mich ein wenig, das Wort zu benutzen — darun-
ter, namlich die Kommunen. Es muss eine klare Tren-
nung der Aufgaben geben.

Unser Vorschlag, den wir in der Diskussion noch einmal
hochhalten werden, ist die Abschaffung von Artikel 91 a
und 91 b, Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Lan-
dern. Wozu brauchen wir die noch? Die Hochschulrekto-
renkonferenz hat uns gerade in der letzten Woche ihre
Vorstellungen fir ihren Bereich vorgetragen.

Wir mdchten die Mischfinanzierung abgeschafft wissen
und meinen nicht, dass wir Uberheblich sind, wie es
Bundesprasident Rau in seinem Eingangsstatement ein
bisschen gesagt hat. Es hat sicherlich gute Griinde dafiir
gegeben, dass diese Artikel, die bezeichnenderweise
ein a) oder ein b) im Hintergrund haben, im Rahmen der
Geschichte unseres Landes eingestellt worden sind. Im
Wege der Aufgabenkritik miissen wir aber immer wieder
fragen, ob sie heute noch sinnvoll sind.

Nach unserer Auffassung gehort die Bundesfinanzhilfe,
Artikel 103 a GG, abgeschafft. Es ist ein ungesunder
Anreiz fur den Bund, sich in die Aufgaben hineinzumi-
schen, die wir Bundeslander originar zu erfiillen haben.
Dabei sage ich ausdrucklich, dass im Zusammenhang
mit den finanziellen Problemen der neuen Bundeslander
nur an ein degressives Zurlickschrauben und nicht an
ein unverzigliches gedacht ist.

Wir wollen die Trennscharfe der Verantwortlichkeit des-
halb — alle Kollegen haben es schon gesagt —, weil wir
wollen, dass der Birger erkennt: Die Verantwortlichkeit
liegt dort und dann kann ich das Gute oder Schlechte
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auch im Rahmen einer konkreten Wahl belohnen oder
bestrafen. Um es anders auszudriicken: Eine klare Tren-
nung der Aufgaben und der Zustandigkeiten ist ein
politischer Befreiungsschlag fur unsere Gesellschaft und
fur unser Land. Ich bin froh, dass alle Kolleginnen und
Kollegen das so sehen und das auch in der Grundsatz-
erklarung steht.

Hierzu gehort auch das Konnexitatsprinzip; es ist bereits
von einem Kollegen angesprochen worden. Wir in Hes-
sen, die Parlamentsfraktionen gemeinsam mit dem Volk,
haben das in die hessische Verfassung implantiert.
Wenn das Land etwas bestellt, dann muss es das Land
auch bezahlen. Wenn der Bund etwas bestellt, dann
muss es der Bund auch bezahlen. Hier ist ganz klar die
finanzielle Zuordnung zu dem Recht, eine Aufgabe tat-
sachlich festzuschreiben.

Der fir uns wichtigste Punkt, der dritte Punkt, ist die
Frage des Wettbewerbsféderalismus. Hier sehe ich,
dass wir mit einer Reihe von anderen Kolleginnen und
Kollegen einen Dissens haben. Wir mdchten daflir wer-
ben und werden das in der konkreten Bearbeitung, die
nach dieser Konferenz stattfinden wird, auch tun.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, in unse-
ren liberalen Augen ist ein gerechter und gestarkter
Wettbewerbsfoderalismus das Gebot der Stunde. Er ist
ein wesentlicher Baustein des Systems der Checks and
Balances, einer geteilten und subsidiar geordneten
Staatsmacht. Er ist als Dezentralisierungsprinzip unent-
behrlich. Ein solcher Wettbewerbsfoderalismus zwingt
den Staat nicht nur zu Birgernahe, sondern er fuhrt
auch zu einer starkeren Eigenverantwortlichkeit in allen
Haushaltsfragen und zu mehr Wettbewerb der Lander
und Gemeinden untereinander.

Ein foderaler Wettbewerb als Entdeckungsverfahren
ermdglicht es, neue uUberlegene wirtschaftspolitische,
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aber auch bildungspolitische Wege in einzelnen Bundes-
ldndern zu erproben, erfolgreiche Aufgabenlésungen zu
finden und zu Ubernehmen, aber auch Folgewirkungen
von Fehlschlagen nur einmal und nicht gleich 16-mal
auszuldsen. Eine klare Trennung der Aufgaben und
Zustandigkeiten des Bundes, der Lander und der Kom-
munen ermdglicht im Rahmen des Wettbewerbsftdera-
lismus zugleich eine eindeutige Zuordnung. Und das ist
auch die Botschaft, die vom heutigen Tag ausgehen soll.

Als vierten Punkt nenne ich die Entflechtung der Verwal-
tungszustandigkeiten. Wir kénnen es nicht ganz nach-
vollziehen, dass in Artikeln 84 und 85 des Grundgeset-
zes der Bund so tut, als wenn nur er wusste, wie etwas
verwaltungstechnisch abzuarbeiten und zu organisieren
ist. Wenn in Artikel 84 Abs. 1 Grundgesetz und an ande-
ren Stellen steht, dass die Lander das als eigene Ange-
legenheiten erflillen sollen, ist es allein schon aus der
Logik heraus nicht nachvollziehbar, dass der Bund fest-
schreibt, wie die eigenen Aufgaben erfiillt werden kon-
nen. Das gilt im Ubrigen auch fiir Artikel 108 Abs. 5 und
Abs. 7 Grundgesetz. Wir wollen im Rahmen der Auf-
tragsverwaltung ebenfalls, dass der Bund nur noch die
Rahmen vorgibt und sich nicht — der Bundesprasident
hat es so schon gesagt — in Detailverliebtheit verliert.

Finfter Punkt, Starkung der Lander und der Landtage!
Ich bin sehr dankbar daflir, dass wenigstens — das sage
ich ein bisschen mit einem kritischen Unterton — die Kol-
legin aus Osterreich noch hier ist; denn wir wollen einen
Punkt ansprechen, der in Osterreich seit mehreren Jah-
ren praktiziert wird. Wir méchten, dass die Mitglieder des
Bundesrates kiinftig von den Landtagen gewahlt wer-
den. Wir méchten nicht mehr, dass sie von den Landes-
regierungen entsandt werden, so wie das bisher der Fall
ist. Und wir mochten, dass sie bei der Stimmabgabe frei
sind. Osterreich hat das seit vielen Jahren. Wir konnten
uns — jedenfalls wir Hessen — bei einem Besuch vor ein
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paar Monaten davon Uberzeugen, dass das in dem Sys-
tem der Balances sehr gut funktioniert.

Wir méchten, dass die Zahl der Fachministerkonferen-
zen auf ein notwendiges Minimum reduziert wird. Es ist
vorhin gesagt worden, dass iiber 700 derartige Gremien
bestehen. Das heil’t, pro Tag tagen mehr als zwei sol-
cher Gremien. Was hat das mit Transparenz zu tun, was
hat das damit zu tun, dass wir als vom Volk Gewahlte
eine Kontrolle ausuben sollen? Das kénnen wir Uber-
haupt nicht mehr leisten, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Ich glaube, hier ist auch sehr viel
Selbstbeschéaftigung — ich sage es einmal ein bisschen
frech — der Ministerialblrokratie auf den verschiedenen
Ebenen Ursache dafir, dass wir so viele dieser Konfe-
renzen haben.

Dass Europa und wir in einem europaischen Konzert zu
einer friiheren Informationseinbindung kommen muissen,
ist von den Kollegen schon gesagt worden. Deshalb
mochte ich das an dieser Stelle wegen der zeitlichen
Einschrankung auch nicht wiederholen.

Lassen Sie mich zum Abschluss sagen: Die ,Frankfurter
Rundschau® hat die Debatte, die wir hier heute fuhren
und die die Kollegen im Landtag von Baden-
Wirttemberg vor einigen Wochen gefiihrt haben, mit
dem Satz Uberschrieben ,Landespolitiker haben Zu-
schauerrolle im Bund satt®. Ich glaube, das ist eine rich-
tige Uberschrift, auch wenn sie in der ,Frankfurter Rund-
schau” steht.

Wir missen dem Bund, den Bundestagsabgeordneten
klarmachen, dass sie auch einen Profit davon haben,
wenn wir uns so entscheiden, wie wir das vorhaben.
Dann haben sie namlich auch bessere Gestaltungsmog-
lichkeiten und es ist nicht mehr so, dass tber 50 % aller
Gesetzesvorhaben durch den Bundesrat geschoben
werden mussen.
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Lassen Sie mich zum Abschluss sagen, dass das Prob-
lem, das wir hier diskutieren, schon sehr alt ist. Gute
Mitarbeiter haben mir das Protokoll der 56. Konferenz
der Prasidenten der deutschen Landesparlamente vom
15. Januar 1983 in Bonn herausgesucht. Ich erspare mir
und lhnen, das hier vorzulesen, aber es steht genau
dasselbe darin, was wir hier gerade diskutieren. Ich
glaube aber, dass wir inzwischen weiter sind. Der Prob-
lemstau und der Handlungsdruck sind im Land derart
stark geworden, dass die Ministerprasidenten, dass die
Bundespolitiker, dass die Landesparlamente gemerkt
haben, wir missen die Fesseln der iberkommenen Ord-
nung abstreifen. Fangen wir damit an, dafiir ist heute ein
guter Tag!

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Vielen Dank, Herr Hahn. Ich erteile jetzt fur die PDS
Herrn Fraktionsvorsitzenden Prof. Lothar Bisky das
Wort.

Prof. Lothar Bisky [PDS], Brandenburg:

Herr Prasident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Mei-
ne Damen und Herren! Vollig zu Recht wird in der ,LU-
becker Erklarung® festgestellt, dass der deutsche Fode-
ralismus in eine Schieflage geraten ist, in eine Schiefla-
ge, in der die Landesparlamente keine entscheidende
Rolle mehr spielen. Deshalb halt es die PDS fir notwen-
dig und fur legitim, auf diesem Konvent vor allem die
Interessen der Landesparlamente zu vertreten — wohl
wissend, dass diese nicht in allen Punkten mit denen der
Landesregierungen ubereinstimmen.

Auch wir treten daflir ein, dass vor allem die Kompeten-
zen jener Organe gestarkt werden, die sich besonders
an den Menschen und ihren Problemen orientieren, also
die der Lander, der Regionen und der kommunalen Ge-
bietskérperschaften. In diesem Sinne verstehen wir die
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vielleicht etwas vagen Formulierungen in dem vorgeleg-
ten Dokument zu allererst als Auftrag zur Weiterflihrung
der Arbeit des Foderalismuskonvents.

Die zunehmende Politikverdrossenheit in der Bevdlke-
rung hat auch eine ihrer Ursachen darin, dass die Mog-
lichkeiten unseres foderalen Systems fiir Politikndhe und
Transparenz nicht ausreichend genutzt werden. Hinzu
kommt, dass im Gestriipp zwischen Bundestag, Bundes-
rat und Vermittlungsausschuss Entscheidungen fir die
einzelne Burgerin und den einzelnen Burger zunehmend
undurchsichtiger geworden sind. Viele dieser Entschei-
dungen gehen zudem an uns Landesparlamentariern
wie auch an den Kommunen, die 80 % dieser Entschei-
dungen umzusetzen haben, vollig vorbei.

Nach den Vorstellungen der PDS-Landtagsfraktionen
sollten im Zuge der geplanten Reform die finanziellen
Méglichkeiten und die Kompetenzen der Lander und der
Kommunen so umgestaltet werden, dass eine eindeutige
Zuweisung von Zustandigkeiten zu den einzelnen politi-
schen Handlungsebenen erfolgt. Wir sollten uns nicht
darin erschépfen, das Prinzip der Subsidiaritat feierlich
zu beschworen, wir sollten es endlich konsequent nach
der Kompetenzordnung des Grundgesetzes umsetzen.
Die Schaffung einer ausgewogenen Balance zwischen
Zentralitat und Regionalitat steht auf der Tagesordnung.

Durch die Formulierung eines klar fixierten Katalogs
ausschlieBlicher Landerkompetenzen kénnten die sozia-
len, sozio6konomischen, soziodkologischen und kulturel-
len Belange der Burger in den Regionen und Kommunen
zZielgerichtet und wirksam berucksichtigt werden. Eine
Verlagerung der Kompetenzen auf die Bundeslander
und die Kommunen wirde nach unserer Auffassung
auch die Mdoglichkeiten verbessern, um in allen Lan-
dern— auch in den &6konomisch schwacheren — den
Willen zu starken, einen eigenen Beitrag zur Erfiillung
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des Verfassungsauftrags zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhaltnisse zu schaffen.

Damit bin ich beim zweiten Kernpunkt der Reformvor-
stellungen der PDS. Die Sicherung der Gleichwertigkeit
der Lebensverhaltnisse, wie sie in Artikel 72 Abs. 2
Grundgesetz festgeschrieben ist, stellt fir uns eine
Schlusselfrage bei der Form des Fdderalismus dar. Um
nicht missverstanden zu werden, sage ich ausdrtcklich:
Auch fur demokratische Sozialistinnen und Sozialisten
bedeutet die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse
nicht Uniformitat, nicht Gleichmacherei. Ausgehend von
den Uber 40jahrigen Erfahrungen mit dem kooperativen
Fdderalismus in Deutschland steht aber mit Blick auf
den europaischen Einigungsprozess eine Aufgabe von
besonderer Pragnanz vor uns. Wir haben gemeinsam zu
bestimmen, was wir zu Beginn des 21. Jahrhunderts
unter gleichwertigen Lebensverhaltnissen verstehen
wollen, die dann durch staatliches Handeln fiir die Bir-
gerinnen und Birger in allen 16 Landern gleichermalien
zu gewabhrleisten sind, also gemeinsam und solidarisch
vor allem Uber den Bund organisatorisch, strukturell und
finanziell abzusichern sind. Fir uns geht es da um den
gleichen Zugang aller zu Arbeit, Bildung, Kultur und
Sport, zu sozialer Sicherung und gesundheitlicher
Betreuung. Es geht um Rahmenbedingungen fur den
Schutz der natlrlichen Umwelt und um andere wichtige
Aspekte, die das Leben der Menschen in der Bundesre-
publik Deutschland heute und in Zukunft bestimmen
sollen.

Jetzt bin ich bei einem Punkt, der die PDS in einem be-
sonderen Malte bewegt, sich mit eigenen Ideen in diese
Diskussion einzubringen: Das ist die Lage in den neuen
Bundeslandern. Prof. Lehmbruch aus Koblenz hat auf
einer Foderalismuskonferenz der PDS Anfang des Jah-
res gesagt: ,Der Foderalismus hat sozusagen dem
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Osten seine eigene Stimme gegeben oder — sagen wir —
finf Stimmen.*

Das stimmt und zeigt zugleich das Dilemma unseres
gegenwartigen Fdderalismus. Ich spreche jetzt nicht
daruber, dass der Osten selbst bei ureigensten Ostinte-
ressen nicht mit einer Stimme spricht, ich spreche auch
nicht daruber, dass bei Entscheidungen im Bundesrat
die parteipolitischen Prioritaten bei fast allen Parteien
durch die Mehrheit der alten Bundeslander vorbestimmt
werden. Ich spreche jetzt nur davon, dass seit Mitte der
90er Jahre versucht wird, den solidarischen Grundge-
danken des kooperativen Fdderalismus auszuhoéhlen.
Ich bin froh, dass es in der ,Libecker Erklarung® heif3t:
.Der Foderalismus in Deutschland ist gekennzeichnet
von gemeinsamer Verantwortung fir das Ganze, von
Solidaritat und der Vielfalt der Lander mit ihrer unter-
schiedlichen Geschichte, Kultur, Gebietsstruktur und
Bevolkerungszahl.*

Unser Versuch aber, das konsequente Festhalten an
dem Verfassungswillen zur Schaffung gleichwertiger
Lebensverhaltnisse in diesem Dokument zu fixieren,
scheiterte, obgleich eine solche Formulierung fir viele in
den neuen Bundeslandern, die den Glauben daran ver-
loren haben, dass, so lange sie noch leben, zusammen-
wachst, was zusammengehort, ein wichtiges Signal ge-
wesen ware.

Niemand beachtet das bisher bei der Angleichung der
Lebensverhaltnisse Geleistete, etwa die Finanztransfers
all die Jahre. Man darf aber auch nicht ibersehen, dass
die Mehrheit der Ostdeutschen sich selbst noch immer
als Deutsche zweiter Klasse sieht. Dies ist flir ein fode-
rales System naturlich ein Problem, das genau mit dem
Artikel 72 Grundgesetz Uberwunden werden soll. Es
lohnt sich durchaus, fiir eine Balance von Solidaritat und
freiem Wettbewerb produktiv zu streiten. Einer solchen
Diskussion werden wir uns nicht verschlie3en. Wir mei-
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nen, Vielfalt, Unterschiedlichkeit und ein gewisses Maf}
an Wettbewerb gehdren zum foderalen System, kénnen
Effizienz und Innovation férdern.

Wir wirden gern Uber eine Fortschreibung des Fddera-
lismus in die Zukunft im Sinne von Einheit und Differen-
ziertheit, von Wettbewerb und Solidaritat, von Gerech-
tigkeit und Ungleichheit, von Eigenverantwortung und
Lastenausgleich, von Subsidiaritdt und gemeinsamer
Aufgabenbewaltigung sprechen. Dies ist Ubrigens ganz
im Sinne des Rostocker Manifestes der PDS, mit dem
wir vor funf Jahren nicht nur mit Blick auf die Zukunft
Ostdeutschlands groRere Spielraume fir eine Politik der
sozialen Gerechtigkeit und des sozial6kologischen Um-
baus durch mehr Entscheidungskompetenzen in den
Landern und Kommunen gefordert haben. Ich glaube,
nicht nur wir wollen einen fairen Wettstreit in Solidaritat.
Ich sehe gerade diesem Punkt der weiteren Arbeit des
Konvents mit gro3em Interesse entgegen.

SchlieRlich werden sich die PDS-Landtagsfraktionen
daflr einsetzen, dass ganz konkrete Vorschlage entste-
hen, die sichern, dass die Landesparlamente starker in
Entscheidungen des Bundesrates und der EU einbezo-
gen werden. Wir akzeptieren zwar, dass die Punkte, die
bei der Ubertragung der Landerkompetenzen auf den
Bund und die Europaische Union die Zustimmung der
Mehrheit der Landesparlamente vorsahen, zunachst
gestrichen wurden. Wir erwarten aber, dass im weiteren
Prozess umsetzbare Vorschlage entstehen — wo not-
wendig auch gepaart mit Verfassungsanderungen —, die
sichern, dass die schon jetzt schmalen Rechte der Lan-
desparlamente in Zukunft nicht noch mehr durch alleini-
ge Zustimmung der Landesregierungen im Bundesrat
eingeschrankt werden. Ein Mitspracherecht der Parla-
mente der Lander ist dringend erforderlich.

Die ,Lubecker Erklarung®“ ist ein Kompromiss mit einem
beachtlichen Grad an Ubereinstimmung. Die PDS sieht
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darin die Voraussetzungen dafir, im weiteren Prozess
der Fortsetzung des Konvents Vorschlage zu erarbeiten,
die die Demokratie in der Bundesrepublik férdern, das
foderale System weiterentwickeln und zu einer Landes-
politik mit mehr Birgernahe fihren kdnnen.

Namens der PDS-Landtagsfraktionen in Berlin, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thiringens stimme ich der ,Lubecker
Erklarung“ zu und ich méchte mich vor allem fur die ver-
dienstvolle Arbeit des Landtages Schleswig-Holstein bei
der Vorbereitung des Konvents bedanken, ganz beson-
ders bei Ihnen, Herr Prasident Arens! Danke.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Vielen Dank, Herr Bisky. Ich erteile jetzt fur die Fraktio-
nen der Partei Rechtsstaatlicher Offensive Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Peter Paul Muller das Wort.

Peter Paul Miiller [Partei Rechtsstaatlicher Offen-
sive], Hamburg:

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident Arens! Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin Orthner! Ich danke lhnen, dass
Sie so lange ausgehalten haben. Sehr geehrte Prasiden-
tin und sehr geehrte Prasidenten! Sehr geehrte Damen
und Herren!

Wir sind heute zusammengekommen, um die ,Lubecker
Erklarung“ zu verabschieden, mit der wir uns fir den
Fdderalismus und fir die Starkung der Landesparlamen-
te einsetzen wollen. Ich denke, sie greift genau die
Punkte auf, die dringend der Reform bedirfen, ist aber
zugleich realitatsnah, ausgewogen und wird daher
hoffentlich den Grundstein fiir eine umfassende Reform
legen.

Bevor ich kurz auf die Inhalte der ,Lubecker Erklarung*
eingehe, mdchte ich einige Anmerkungen zum Foédera-
lismus als Verfassungsprinzip voranstellen. Dieses
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Prinzip ist fir mich eines der wichtigsten Elemente unse-
rer Verfassung. Nicht umsonst schlie®t das Grundgesetz
in der so genannten Ewigkeitsgarantie die Aufhebung
der Gliederung der Bundesrepublik in Bundeslandern
aus. Das Foderalismusprinzip verleihnt dem Gedanken
der Gewaltenteilung und der Selbstbestimmung in tref-
fender Weise Ausdruck. Ein Blick auf andere foderale
Staaten zeigt, dass die Ausgestaltung des foderalen
Prinzips durchaus unterschiedlich sein kann. Deutsch-
land hat durch die starke Rolle der Landesregierungen
eine besondere Tradition. Diese Tradition wollen wir
nicht brechen. Wir setzen uns aber ausdriicklich daflr
ein, dass durch eine Aufwertung der Landesparlamente
demokratische Elemente starker zum Tragen kommen.
Der deutsche Fdderalismus darf nicht nur ein Foderalis-
mus der Exekutive bleiben, sondern muss ein Fodera-
lismus der Legislative werden.

Ich begrifRe daher, dass wir uns in der ,Libecker Erkla-
rung flr eine Vorranggesetzgebung einsetzen, die es
ermoglicht, bundesgesetzliche Regelungen durch Lan-
desrecht zu ersetzen oder zu erganzen. Auch die Mog-
lichkeit, Gegenstdnde der konkurrierenden Gesetz-
gebung und der Rahmengesetzgebung in die Kompe-
tenz der Lander zu Uberflhren, begrifRe ich aus Ham-
burger Sicht ausdricklich.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie alle wis-
sen, auch die finanzielle Verquickung von Bund und
Landern Gberdeckt eher foderale Elemente, als dass es
sie starkt. Eigenstandige Finanzquellen fir die Lander
mussen daher das Ziel sein.

Wenn wir den Foderalismus starken wollen, missen wir
im Zweifelsfall mehr Wettbewerb statt Vereinheitlichung
sowie unterschiedliche Verfahren akzeptieren. Wer Viel-
falt anstrebt, kann nicht alles einheitlich regeln wollen.
Hier ist ein klares Bekenntnis zur Deregulierung erfor-
derlich.
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Ich mochte es mir schenken, alles das, was meine ver-
ehrten Vorredner schon vorgetragen haben, zu wieder-
holen. Deswegen fasse ich mich — lhr Einverstandnis
vorausgesetzt — sehr kurz.

Die Hamburgische Burgerschaft hat zum Beispiel bereits
in einem ausfihrlichen Antrag zum Europaischen Ver-
fassungskonvent ihre Vorstellungen im Hinblick auf eine
kiinftige europaische Verfassung formuliert. Viele Vor-
schlage wie ein Klagerecht fur den Ausschuss der Regi-
onen und die konsequente Abgrenzung der Kompeten-
zen sind in dieser Erklarung enthalten. Darliber hinaus
haben wir uns ausdricklich fir die Einhaltung und die
Starkung des Subsidiaritatsprinzips ausgesprochen. Wir
brauchen auch ein Europa der Regionen, das die Blrger
erreicht, nicht ein abstraktes Europa der Verwaltungen
und der Regierungen.

Der Europaische Verfassungskonvent arbeitet derzeit
bereits an ersten Entwlrfen fiur eine europaische Ver-
fassung. Deshalb ist es hochste Zeit, dass die Lander
dem Konvent ihre Vorstellungen zigig dbermitteln.

Auch auf die neu zu grindende Verhandlungskommissi-
on unter der FUhrung des Vorsitzenden der Prasiden-
tenkonferenz kommen wichtige und anspruchsvolle Auf-
gaben zu. Ihr obliegt es, die Ergebnisse des Foderalis-
muskonvents nach aufden zu vertreten und durchzuset-
zen. Zugleich wird sie den weiteren Konventprozess
vorbereiten mussen. Die Formulierung der Erklarung ist
also nur ein erster Schritt. Jetzt ist es geboten, dass wir
alle auch vor Ort fur die Ergebnisse werben. Mir scheint
es wichtig zu sein, die Foderalismusdebatte zu einer
offentlichen Debatte zu machen. Wenn es uns gelingt,
dieses Thema in den Parlamenten vor Ort, in den Aus-
schussen und Gremien zu debattieren, kdnnen wir den
Blrgern zeigen, dass es vor allen Dingen um ihre Ein-
flusschancen geht— auf nationaler Ebene ebenso wie
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auf der Ebene einer demokratisch legitimierten Europai-
schen Union.

Heinz-Werner Arens, Prasident des Schleswig-
Holsteinischen Landtages:

Vielen Dank auch lhnen, Herr Miller. Meine Damen und
Herren, unser nachster Tagesordnungspunkt lautet:
Aussprache.

Ich will Ihnen die Rednerliste bekannt geben. Es haben
sich Herr Prasident Gansauer, Herr Vorsitzender Maget,
Herr Vorsitzender Kayenburg, Frau Prasidentin Bret-
schneider, Herr Vorsitzender Ratzmann, Herr Parlamen-
tarischer Geschaftsfihrer Dr. Klug, Frau Vorsitzende
Gramkow, Frau Vorsitzende Spoorendonk, Frau Prasi-
dentin Lieberknecht, Herr Vorsitzender Hans, Frau Vor-
sitzende Dr. Graldle, Herr Vizeprasident Dr. Linssen und
Herr Prasident Dr. Spotka zu Wort gemeldet.

Meine Damen und Herren, da ich denke, dass wir in den
bisher gehdrten umfangreichen Beitragen alle Argumen-
te zur Plattform, die wir hier heute zu beschlieen ha-
ben, und zum weiteren Arbeitsverfahren erértert haben,
schlage ich lhnen jedoch vor, auf alle weiteren Wortbei-
trage zu verzichten. Ich mache lhnen das Angebot, dass
Sie |hre Beitrdge heute oder innerhalb der néachsten
Tagen schriftlich zu Protokoll geben.

Noch eine kleine Bemerkung dazu: Die Beitrage sollten
zwei Seiten nicht Uberschreiten. Sie haben dem durch
Ihren Beifall offenkundig zugestimmt. Wir haben hier
keine Geschaftsordnung, sodass man dem gar nicht
widersprechen konnte. Ich finde es dennoch gut, dass
wir einvernehmlich so verfahren kénnen.

Ich habe jetzt aufzurufen: Bekenntnis zum Fdderalismus
und zur Subsidiaritdt — Landesparlamente starken!
.LUbecker Erklarung“ der deutschen Landesparlamente
Wer dieser ,Libecker Erklarung“ des Konvents seine
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Hand-
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zeichen. — Stimmenthaltungen? — Wir haben einstimmig
so beschlossen.

Abschliefiend kommen wir jetzt zur

Einsetzung einer Verhandlungskommission

Wer den Beschluss zur Einsetzung einer Verhandlungs-
kommission fassen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenstimmen? — Stimmenthaltungen? —
Einstimmig so beschlossen.

Ich bitte um unverzigliche Benennung der Mitglieder
nach dem Verfahren, das vereinbart worden ist.

Meine Damen und Herren, am Anfang der heutigen Ta-
gung habe ich gesagt: ,Wir stehen erst am Beginn.“ Der
Konvent hat dies nicht nur durch die Verabschiedung der
.Lubecker Erklarung“ und die Einsetzung der Verhand-
lungskommission, sondern auch durch die zahlreichen
und weiterfihrenden Wortbeitrage eindrucksvoll unter-
strichen.

Der Foderalismuskonvent wollte und sollte ein Signal
setzen. Er hat dieses Signal fur die Lander und fir die
Landesparlamente gesetzt. Er hat mit den getroffenen
Beschlissen die Plattform unserer gemeinsamen Vor-
stellungen und Forderungen der zukiinftigen Stellung
der Landesparlamente in Deutschland und Europa ge-
schaffen. Uber diesen Konsens in der Sache haben die
Fraktionen mit ihren Stellungnahmen bereits ihre weiter-
gehenden Vorstellungen fur eine Weiterentwicklung des
Foderalismus in Deutschland sowie die Stellung der
Landesparlamente in der EU kundgetan. Es zeigt sich
darin auch der einheitliche Wille, tGber den jetzt festge-
legten MaRstab der ,Libecker Erklarung® hinaus einen
weitergehenden Prozess zu erdéffnen, der sich in min-
destens einem Folgekonvent niederschlagen wird.

Es wird auch Aufgabe der Verhandlungskommission
sein, diesen Prozess — neben der Umsetzung der ,Li-
becker Erklarung“ — vorzubereiten und zu steuern. Denn
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wenn der Konvent ein wirksames Instrument sein soll,
mussen fir die Zukunft Regeln geschaffen werden, die
eine formscharfere und pointiertere Artikulation ermdgli-
chen. Das war hier in Libeck bewusst noch nicht der
Fall. Der Konvent hat seine Entscheidungen im Konsens
getroffen. Dank lhrer Disziplin, dank |hrer Bereitschaft,
Gemeinsames Uber das Trennende zu stellen, war die-
ser Konvent erfolgreich.

Ich danke Ihnen und allen, die im Rahmen der Vorberei-
tung ihren Beitrag zum Gelingen des Konvents geleistet
haben. Nur dadurch, dass alle an einem Strang gezogen
haben, konnte dieser Kraftakt geschafft werden.

Ich schlieBe den ersten Fdderalismuskonvent der deut-
schen Landesparlamente und wiinsche lhnen allen ei-
nen guten Heimweg. Zunéachst sollten wir uns aber die
Zeit nehmen, gemeinsam das Mittagessen einzunehmen
und dabei das eine oder andere Gesprach zu beginnen
oder — richtiger — fortzusetzen. Sowohl auf den Konvent
als auch auf das Essen bezogen kann man jetzt sagen:
Es ist angerichtet.

Schluss: 13:00 Uhr
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Jirgen Gansauer, Prasident des Niedersachsischen
Landtages:

Der deutsche Foderalismus ist kein Selbstzweck im
Konzert der Staaten, und er ist schon lange kein staat-
lich-parlamentarisches Auslaufmodell, dem man aus
Uberwiegend karitativen Erwagungen zwanghaft das
Leben erhalten misste.

Unser Foderalismus ist ganz im Gegenteil die Summe
der Lehren, die wir aus der deutschen Geschichte gezo-
gen haben und die im Grundsatz so richtig sind, wie sie
es immer waren. Noch heute schopft die féderale Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland ihre Kraft im We-
sentlichen aus ihren unterschiedlichen kulturellen und
landsmannschaftlichen Wurzeln ihrer Birgerinnen und
Blrger. Landerstaatlichkeit und Landerparlamente ge-
ben den Menschen die Gewissheit, dass ihre Anliegen
so lebens- und realitdtsnahe wie mdglich bedacht und
geregelt werden kénnen. Und genau diese Nahe der
Birger zu ihrem Staat ist es, die wir mit dem Fdderalis-
mus verteidigen.

Anders ausgedrickt, wir wollen den Féderalismus nicht
deshalb beibehalten, weil es ihn nun einmal gibt, son-
dern wir wollen den Fdderalismus beibehalten und wei-
terentwickeln, weil er die modernste Form sachgerechter
Aufgabenerledigung, demokratischer Teilhabe und kultu-
reller Identitdtswahrung ist.

Carlo Schmidt, der sich immer gegen den ,Berliner Zent-
ralismus” wandte, hat 1946 gesagt:

,Gesunde und kraftige deutsche Lander sollen sich ein-
mal, wenn die Sieger dieses Krieges, die heute die Her-
ren unseres Geschickes sind, uns dies erlauben werden,
zusammenschlielen zu einem neuen deutschen Bun-
desstaat, dessen Spitze aber nicht mehr Kompetenzen
Ubertragen bekommen soll, als zur Bewaltigung der ge-
meinsamen Aufgaben unbedingt erforderlich sind.”
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Was ist nun aus dem Wunsch nach Bundeslandern, die
die Mehrzahl der staatlichen Befugnisse besitzen, ge-
worden? Es ist— wie wir alle wissen — inzwischen zu
einer gravierenden Umverteilung von Kompetenzen
zwischen Bund und Landern gekommen, sodass man
heute von einer wirklichen Staatlichkeit der Lander, die
vor allem substantielle Entscheidungsbefugnisse vor-
aussetzt, nur noch bedingt sprechen kann.

An dieser Stelle wird nun allzu gern der politische Sub-
stanzverlust der Lander als Folge der europaischen In-
tegration beklagt. Ich tue dies ausdriicklich nicht, denn
so wie der Foderalismus die eine Konsequenz aus unse-
rer Geschichte ist, so ist ein zusammenwachsendes
Europa die andere. Aus diesem Grunde halte ich es fir
einen schweren Fehler, die europaische Integration ge-
gen den Foderalismus und den Féderalismus gegen die
europaische Integration auszuspielen. Gerade in diesen
Tagen sollte uns wieder besonders bewusst geworden
sein, dass wir zum Schaden aller europaischen Staaten
nicht zu viel, sondern in Wahrheit zu wenig Europa ha-
ben.

Eine ganz andere Frage ist die Kompetenzverteilung
und Aufgabenwahrnehmung innerhalb der EU. Hier wird
es unsere gemeinsame Aufgabe sein, dem ,Brisseler
Zentralismus® mit seinen zum Teil fatalen Folgen mit
aller Entschiedenheit entgegenzutreten.

Der politische Wille, auf der Basis der ,Libecker Erkla-
rung“ zu einer Reform und ,Revitalisierung” — des Fode-
ralismus in Deutschland zu kommen, kann nicht ein
schlichtes Zuriick zu den Anfangen sein, sondern er
muss die uUber 50jahrige Entwicklung Deutschlands und
Europas, berucksichtigen. Bericksichtigt werden muss
aber auch der mit den Handen zu greifende Wunsch
unserer Biirger nach eigener ldentitidt und Uberschau-
barkeit.
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Unser heutiger Ritli-Schwur zugunsten des Fdderalis-
mus, den wir Lubecker Erkldrung nennen, hat wegen
seiner Einvernehmlichkeit eine hohe politische Bedeu-
tung. Sollte er, wie so viele Erklarungen in unserem
Land, allerdings folgenlos bleiben, dann wird der Scha-
den groRer als der Nutzen sein. Dieser Rutli-Schwur
muss uns deshalb verpflichten, weiter an diesen Fragen
mit dem Ziel zu arbeiten, zu konkreten inhaltlichen Re-
formen zu kommen, denn es geht uns im Kern mit die-
sem Konvent um nicht weniger als um ein Stiick demo-
kratischer Teilhabe der Birger an den politischen Ent-
scheidungsprozessen unseres Landes. Wer wollte an
der Sinnhaftigkeit dieses Bemihens angesichts einer
sich im Zeitalter der Globalisierung beschleunigenden
Entfremdung unserer Burger von den sie betreffenden
staatlichen Angelegenheiten eigentlich noch zweifeln?

Franz Maget, Vorsitzender der SPD-Fraktion, Bayern:
Wie Sie wissen, ist die bayerische SPD seit tber 100
Jahren fir lhre féderale Gesinnung bekannt, in Kreisen
der Bundes-SPD sogar mitunter berlchtigt. Vor diesem
Hintergrund begrifRe ich naturlich die vorliegende ,LU-
becker Erklarung® als einen ersten wichtigen Schritt auf
dem Weg zu einer notwendigen Reform und Erneuerung
des Fdderalismus in Deutschland. Wir brauchen diese
Reform sowohl aus nationaler Sicht, als auch zur dauer-
haften Sicherung der Eigenstaatlichkeit der Lander im
fortschreitenden europaischen Integrationsprozess.

Im Bayerischen Landtag hat diese Erkenntnis, zu einem
parteilbergreifenden Konsens gefuhrt, der im Bericht
der Enquetekommission zur Starkung des Fdderalismus
und der Landerparlamente seinen Niederschlag gefun-
den hat und Ihren Tagungsunterlagen beiliegt.
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Ich will aus meiner Sicht nur vier Punkte kurz hervorhe-
ben:

1. Subsidiaritat neu definieren

Wenn es um die Verteilung von Aufgaben und Kompe-
tenzen zwischen Europa, den Nationalstaaten und den
Regionen geht, gilt bis jetzt das Prinzip: Europa, Bund,
Lander.

Diese Rangfolge gilt es neu zu justieren: Unterhalb der
supranationalen Ebene muss gleichrangig geprift wer-
den, ob Aufgaben auf nationaler oder regionaler Ebene
geregelt werden.

Und natirlich muss erst recht Uberlegt werden, welche
Aufgaben von Landesebene auf die kommunale dele-
giert werden konnen. Dass dabei eine ausreichende
Finanzkraft der Kommunen endlich sichergestellt werden
muss, ist selbstverstandlich.

Wir wollen und kénnen unser foderatives System nicht
unseren europadischen Partnern aufzwingen. Aber wir
kénnen und missen dieses Prinzip im deutschen Ver-
antwortungsbereich so ernst nehmen, dass es besser
funktioniert als jetzt und damit zu einem europaischen
Exportschlager werden kann.

2. Spielrdume der Lander erweitern

Die Ruckfiihrung und teilweise Abschaffung der so ge-
nannten Gemeinschaftsaufgaben und anderer Mischfi-
nanzierungen zwischen dem Bund und den Landern ist
fir mich nicht mehr eine Frage der Prifung des Ob,
sondern nur noch des Wann. Die Vermischung der Ver-
antwortlichkeiten muss beseitigt werden, und zwar so
schnell wie méglich. Bundesmittel kénnten so den Lan-
dern zuflieBen und ihre Verteilung in den Verantwor-
tungsbereich der Landesparlamente zurtickgefihrt wer-
den.
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Dieser Schritt wirde zu mehr Transparenz und groRerer
Durchschaubarkeit der Entscheidungen filhren und da-
mit gréRere Aussicht auf Akzeptanz bei der Bevolkerung
haben.

Dem unmissverstandlichen Wortlaut des Artikels 30 des
Grundgesetzes, wonach die Auslbung der staatlichen
Befugnisse und die Erflllung der staatlichen Aufgaben
Sache der Lander ist, muss auch in der Praxis wieder
Geltung verschafft werden. Dazu gehort die Vorrangge-
setzgebung der Lander, die das ureigene Gesetzge-
bungsrecht der Lander wieder zur Geltung bringen soll.

3. Ja zum solidarischen Wettbewerbsfoderalismus

Ich bekenne mich nachdrtcklich zum Prinzip eines soli-
darischen Wettbewerbsfdderalismus und lehne damit
ebenso nachdricklich einen ruindsen Standortwettlauf
zwischen den Landern in Deutschland ab. Den Landern
muss die Moglichkeit eréffnet werden, ihre Ressourcen
auch zum Wohl des Gesamtstaates besser zu nutzen,
als dies derzeit der Fall ist. Dabei muss es sowohl Leis-
tungsanreize geben, als auch weiterhin einen solidari-
schen Landerfinanzausgleich. Ich sage das ausdrucklich
als Vertreter eines Landes, das uber 30 Jahre lang Emp-
fanger im Landerfinanzausgleich gewesen ist.

Fdderalismus bedeutet Vielfalt und Vielfalt ist das Ge-
genteil von Einheitlichkeit. Was wir unverandert anstre-
ben missen ist eine Vergleichbarkeit der Lebensverhalt-
nisse. Schon damit haben wir, wenn ich mir das regiona-
le Gefalle in meinem Heimatland Bayern ansehe, gut zu
tun.

4. Auch der Bund ist Gewinner der Reform

Von einer Neuverteilung der Aufgaben und Kompeten-
zen zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen
werden nicht nur die Lander, sondern auch der Bund
profitieren. Denn mit der klaren Trennung der Verantwor-
tung und der damit verbundenen Starkung der Legis-
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lative auf Bundes- und Landesebene wird der Bundesrat
als quasi Nebenbundesgesetzgeber und immer mehr
auch als Blockadeinstrument an Einfluss und Gewicht
verlieren. Was wir wollen ist schlieRlich dem Parlaments-
foderalismus wieder Vorrang vor jenem Exekutivfédera-
lismus zu verschaffen, der im Laufe der Jahrzehnte zur
Verwischung der Verantwortlichkeiten gefihrt hat. Mit
einem Satz: Uber die Bundespolitik entscheidet der
Bundestag, uUber die Landespolitik die Landesparlamen-
te, also ein Win-Win-Geschaft fur beide parlamentari-
schen Ebenen gewinnbringendes Geschéft. Ich appellie-
re deshalb an den Bundestag, diesen Foderalismuskon-
vent auch in eigenem Interesse nach Kraften zu unter-
stutzen.

Martin Kayenburq, Vorsitzender der CDU-Fraktion,
Schleswig-Holstein:

Mehr Entscheidungskompetenz und eine Starkung der
Eigenverantwortung fir die Lander: Die Herausforderun-
gen, vor denen Europa steht, sind vielfaltig.

Die Erweiterung muss bewaltigt werden. Europa muss
sich als Weltmacht verstehen und Verantwortung Uber-
nehmen. Wir wollen eine starke und handlungsfahige
EU.

Wenn die EU keinen Weg zu gemeinsamer Wahrneh-
mung von Verantwortung findet, wenn die Staaten
selbstgerecht und regierungs-egoistisch Individualinte-
ressen priorisieren, dann stecken wir schlicht in einer
Sackgasse.

Eine Lésung kann der in Laeken angedachte Weg ,zu
einer Verfassung fir die europaischen Biirger® bieten,
wenn die Regionen, die Lander angemessen beteiligt
werden, das heil3t wir wollen eine Union, die foderal
organisiert ist und dem Subsidiaritatsprinzip gerecht
wird.
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Europaisches Handeln, europaische Gesetzgebung wird
kiinftig starker in die Rechte der Staaten und der Lander
bzw. Regionen eingreifen. Deshalb muss die Mitwirkung
der deutschen Bundeslander innerstaatlich geregelt
werden. Das fiihrt zwangslaufig zu einer Uberpriifung
und Erneuerung unserer foéderalen Ordnung. Diese Her-
ausforderung darf nicht von den Regierungen allein
wahrgenommen, sondern diese Aufgabe muss von den
Parlamenten geleistet werden.

Wir kénnen heute stolz darauf sein, in den Landespar-
lamenten fraktionsiibergreifend gemeinsam eine Chance
ertffnet zu haben, ein neues Selbstverstandnis in den
Landesparlamenten zu verankern und den Fdderalismus
zu modernisieren.

Wir haben die Chance, den Reformstau aufzubrechen,
das Gewicht der Lander zu starken und dem Foderalis-
mus eine neue, europagerechte, moderne Auspragung
Zu geben.

Wir missen weg von einem ,Mitwirkungsféderalismus® —
bei dem alle staatlichen Ebenen — vom Bund bis zu den
Kommunen — in der jeweils anderen Ebene nicht nur
mitreden wollen, sondern auch mitbestimmen koénnen.
Wir mussen weg von einem Zustand, bei dem sich alle
Ebenen gegenseitig blockieren und am Ende Uberhaupt
nichts mehr entschieden wird, hin zu einem echten
~Wettbewerbsfdéderalismus®.

Eine Reform des Foéderalismus ist deshalb dringend
erforderlich und wir freuen uns als schleswig-
holsteinische Parlamentarier, dass der ,Erste Foderalis-
muskonvent® in die auch in der deutschen Staatsge-
schichte so bedeutende Hansestadt Liibeck einberufen
wurde.

Ich will noch einmal drei Forderungen herausstellen, die
mir bei einer Reform und Starkung des Foderalismus
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besonders wichtig erscheinen. Das sind: die Starkung
der Gesetzgebungskompetenz der Lander, die Mitwir-
kung der Landesparlamente im Bundesrat und eine Fi-
nanzreform, die eine Neugestaltung der Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Landern vorsieht.

Eine Reform, eine Neuorientierung des Fdéderalismus
muss eine Starkung der Entscheidungskompetenzen
und eine Starkung der Eigenverantwortung der Lander
ergeben.

Der féderale Grundgedanke, der davon ausgeht, dass
der Bund als Gesamtstaat nur fur die Dinge zustandig
sein soll, die im Interesse des Volkes einheitlich geord-
net werden mussen, soll neu belebt, die Kompetenzzu-
ordnung in der konkurrierenden Gesetzgebung neu defi-
niert werden.

Dringend einer Reform bedarf auch unsere Mitwirkung
im Bundesrat. Die Landesregierungen haben verfas-
sungsrechtlich das Mandat, die Interessen ihrer Lander
Uber den Bundesrat auf der Bundesebene wahrzuneh-
men. Die Landtage werden als vom Volk gewahlte
oberste Organe der politischen Willensbildung dabei in
die Zuschauerrolle gedrangt.

Gerade auf den Gebieten, die die Lander unmittelbar
betreffen, haben die Parlamente somit kein Mitsprache-
recht auf Bundesebene. Das Parlament erfahrt oft erst
im Nachhinein, welche Position die Landesregierung im
Bundesrat vertreten hat. Das ist ein unbefriedigender
Zustand.

Deshalb wollen wir eine Erweiterung beziehungsweise
Erganzung des Artikels 23 des Grundgesetzes. Eine
solche Anderung des Grundgesetzes hat zum Ziel, den
Landesparlamenten eine Mitwirkung bei der Erarbeitung
der Voten ihrer jeweiligen Landesregierung fir den Bun-
desrat einzurdumen. Zumindest sollte aber sichergestellt
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werden, dass die Landesparlamente am Entscheidungs-
prozess der Landesregierungen beteiligt werden.

Seit Jahren reformbediirftig ist auch der wichtige Bereich
der Finanzbeziehungen. Landerfinanzausgleich, Ge-
meinschaftsaufgaben und die zahlreichen sonstigen
Mischfinanzierungen mussen dringend entflochten und
den aktuellen Erfordernissen angepasst werden. Auch
Uber eine eigene Steuerautonomie sollten wir diskutie-
ren.

Die Lander missen in die Lage versetzt werden, wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen mit eigenen Regelun-
gen auf Landesebene eigenverantwortlich gestalten zu
kénnen. Gleiches gilt auch fiir die Steuereinnahmen der
Kommunen. In dieser Steuerautonomie liegt eine grolRe
Chance des foderativen Systems.

Lassen Sie uns mit dem ,Ersten Fdderalismuskonvent®
auch in diesem Sinne einen mutigen Schritt zu einer
nachhaltigen Reform des Fdderalismus in Deutschland
einleiten.

Ich wiinsche mir, dass der Konvent von Libeck als Aus-
gangspunkt einer Wiedergeburt des deutschen Wettbe-
werbsfoderalismus in die Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland eingeht und bedanke mich fur lhre Auf-
merksamkeit.

Sylvia Bretschneider, Préasidentin des Landtages
Mecklenburg-Vorpommern:

Die Diskussionen zum Fdéderalismus haben den politi-
schen Raum erfasst. Das beweist dieser Konvent. Wir
haben damit ein wichtiges Zwischenziel erreicht, denn in
der Vergangenheit war es oftmals so, dass dieses The-
ma in wissenschaftlich orientierten und gepragten Gre-
mien behandelt worden ist. Die verschiedenen Vor-
schlage haben dementsprechend auch zumeist nur un-
ter Rechts- und Staatswissenschaftlern starke Resonanz
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erfahren. Jetzt haben sich die Vorsitzenden der Land-
tagsfraktionen und die Prasidentinnen und Prasidenten
dieses Themas angenommen. Das ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Was mich bei unseren Diskussionen
aber immer noch etwas stort, ist der hohe Abstraktions-
grad, mit dem wir an das Thema Fdderalismusreform
herangehen. Wir haben es noch nicht geschafft, die
Blrgerinnen und Burger in unseren Landern mit diesem
Thema zu erreichen. Es muss uns noch besser ge-
lingen, den Menschen deutlich zu machen, worum es
uns bei der Reform unserer féderalen Ordnung geht.

Es geht darum neu festzulegen, wer was zu entscheiden
und zu verantworten hat. Die Mitwirkungs- und Ein-
flussmadglichkeiten der Blrgerinnen und Blrger werden
dadurch entscheidend verbessert, wenn sie bei den
Wahlen wissen, wer fir bestimmte Entscheidungen
steht. Entscheidungen, die die Blrgerinnen und Burger
betreffen werden in Europa, vom Bund, Bund und Lan-
der gemeinsam oder sogar in Ministerkonferenzen ge-
troffen. Nur kaum jemand weil}, wer was entscheidet.
Die Entscheidungsstrukturen werden immer undurch-
sichtiger. Wirklich transparent und nachvollziehbar ist
das nicht. Diese fehlende Transparenz fiihrt oftmals
auch zur mangelnden Akzeptanz der Entscheidungen
und zur Abwendung von demokratischen Entschei-
dungsprozessen.

Die Reform unseres Foderalismus ist wichtig um dieser
Politikverdrossenheit entgegenzuwirken, die Demokratie
zu starken und fortzuentwickeln und um die regionale
Identitat der Menschen zu bewahren und zu férdern.

Gleichzeitig mussen wir deutlich machen, dass es uns
darum geht, dass Entscheidungen mdglichst dort getrof-
fen werden, wo sie sich konkret auf die Biirgerinnen und
Blrger auswirken. Nicht jede Regelung, die in Italien
oder Frankreich, in Berlin oder Minchen sinnvoll ist,



Reden zu Protokoll

muss auch in Mecklenburg-Vorpommern sinnvoll sein.
Wir missen die spezifischen Bedlrfnisse der in unseren
Landern lebenden Menschen wieder starker berlcksich-
tigen kdnnen. Die Vielfalt unseres féderalen Systems ist
seine besondere Starke und nicht seine Schwache.

Wir sind uns darin einig, dass die Lander und vor allem
die Landerparlamente gestarkt werden mussen. Diese
Starkung der Parlamente muss einhergehen mit einer
Neubewertung der Aufgabenverteilung zwischen Bund
und Landern. Dabei geht es nicht nur darum festzule-
gen, welche Materien wir neu regeln wollen, sondern wir
sollten auch die Mittel und Methoden dazu definieren.
Dazu ist der Vorschlag eingebracht worden, dass kinftig
in festgelegten Bereichen der konkurrierenden Gesetz-
gebung Bundesrecht durch Landesrecht ersetzt oder
erganzt werden kann. Diesen Ansatz unterstitze ich
nachdrucklich. Wer die ,Lubecker Erklarung® liest, dem
entgeht nicht, dass wir noch keine Festlegung getroffen
haben, in welchen konkreten Rechtsbereichen wir eine
Kompetenzverlagerung zugunsten der Lander anstre-
ben. Die zugrunde liegenden Interessenlagen sind sehr
weit gefachert. Es gibt unterschiedliche Auffassungen
zwischen Nord- und Sidlandern, zwischen Ost- und
Westléandern, zwischen Flachenlandern und Stadtstaa-
ten und zwischen finanzstarken und finanzschwachen
Landern.

Diese unterschiedlichen Interessenlagen spiegeln die
zwei unserem foderalen System immanenten Grundge-
danken wider. Solidaritdt und Wettbewerb unter den
Landern.

Leider wird die Vielfalt unseres foderalen Systems
manchmal gleichgesetzt mit dem nach meiner Auffas-
sung ungliicklichen Begriff des Wettbewerbsféderalis-
mus. Denn oftmals wird darunter ein wirtschaftlich orien-
tierter Verdrangungswettbewerb zwischen den Landern
verstanden. Der ,Wettbewerb“ unter den Landern ist
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dann etwas Positives, wenn man ihn vor allem als
Ideenwettbewerb versteht. Ein Wettbewerb um die beste
politische Lésung der anstehenden Probleme und Her-
ausforderungen, die sich mdglicherweise in einigen Lan-
dern gleichartig stellen.

Ich kann die Verfechter eines merkantil orientierten
Wettbewerbsfoderalismus durchaus verstehen, denn
einer der Beweggrinde ist es, momentan bestehende
Wirtschaftsvorteile in starkerem Male zum Vorteil des
eigenen Landes nutzen zu kénnen. Das hat nichts Eh-
renrihriges an sich.

Aber in unserem Staatswesen ist der Gedanke des
Wettbewerbs nicht alles. Es ist eine Seite unserer fode-
ralen Ordnung, die andere Seite ist die Solidaritat. Soli-
daritat ist ein ebenso pragendes Merkmal unserer staat-
lichen Ordnung. Beides — der Wettbewerb und die Soli-
daritat — sind kennzeichnend fiir unseren Fdderalismus.

Im Bereich der Gesetzgebungszustandigkeiten wird das
Prinzip der Solidaritdt durch Artikel 72 Abs. 2 des
Grundgesetzes widergespiegelt. Bei der konkurrieren-
den Gesetzgebung hat der Bund das Gesetzgebungs-
recht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhaltnisse eine bundeseinheitliche Regelung
erforderlich macht. Ich weil}, dass gerade diese Norm
des Artikels 72 Abs. 2 fir die schleichende Aushéhlung
des Foderalismus der Bundesrepublik Deutschland ver-
antwortlich gemacht wird. Wahrscheinlich haben die
Kritiker auch Recht, dass es eine der Normen ist, die
das Einfallstor fir den Bund bildete, in zahlreichen Fal-
len Regelungen zu treffen, die oftmals besser und sach-
gerechter von den Landern hatten getroffen werden
kénnen.

Aber neben allem erforderlichen Wettbewerb im Rah-
men unser gemeinschaftlichen staatlichen Beziehungen
in der Bundesrepublik Deutschland ist der Aspekt der
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Solidaritat, der Herstellung gleichwertiger Lebensver-
haltnisse und gleicher Chancen ganz wesentlich. Das
gilt nicht nur fur die neuen Lander. Die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhaltnisse ist eine dauerhafte
Aufgabe des Gesamtstaates und wesentliche Voraus-
setzung, mehr Wettbewerb in unserer foderalen Ord-
nung zu ermdglichen. Einen guten und gerechten Wett-
bewerb kann es nur da geben, wo die Aus-
gangsbedingungen ausgewogen sind. Im Moment ist
das nicht gegeben. Um es sportlich auszudriicken — wir
spielen zurzeit noch nicht alle in derselben Klasse. Wah-
rend einige Lander in der hdchsten deutschen Spielklas-
se vertreten sind, sind andere zwar schon dreimal auf-
gestiegen, spielen aber dennoch erst in der Regional-
liga. Wenn wir jetzt den ungehinderten Wettbewerb unter
den Landern zulassen, werden wir das Ziel der Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhaltnisse fir alle Birge-
rinnen und Burger nicht erreichen koénnen. Es gilt also
genau abzuwagen, wo wir zum Wohle aller Menschen in
Deutschland mehr Wettbewerb wollen und wo wir der
Auffassung sind, dass wir erst noch gleiche Startchan-
cen schaffen mussen, um alle wettbewerbsfahig zu ma-
chen.

Das betrifft natlrlich insbesondere die neuen Lander, die
nicht Uber die Ausgangsbedingungen verfiigen — Uber
eine 50 Jahre gewachsene und den jeweiligen Bedin-
gungen angepasste Wirtschaftsstruktur zu verfiigen. Das
gilt aber auch fur einige Regionen im Bereich der alten
Lander, in denen zurzeit wirtschaftliche Umstrukturie-
rungen erfolgen, um sich den neuen Anforderungen und
Gegebenheiten anzupassen.

Wir dirfen deshalb bei der Beurteilung der verfassungs-
rechtlichen Lage und der Artikulation unser verfas-
sungspolitischen Wiinsche und Ziele nicht aus den Au-
gen verlieren, dass in der vielfaltigen deutschen Land-
schaft unterschiedliche wirtschaftliche und soziale
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Bedingungen vorherrschen, die uns daran hindern,
gleichberechtigt am uneingeschrankten Wettbewerbsfo-
deralismus teilnehmen zu kdénnen. Aber die neuen Lan-
der werden bei der Schaffung von Mdoglichkeiten zur
Einfihrung von mehr Wettbewerb nicht als Bremser
dastehen, wie das vielleicht im Zuge der bundesweiten
Diskussion zur Reform des Fdderalismus nach der Wie-
dervereinigung in den Jahren 1991 bis 1994 den An-
schein hatte. Damals gab es seitens der ostdeutschen
Lander noch kein ausgepragtes Interesse daran, etwas
an dem in der alten Bundesrepublik erprobten System
des Foderalismus zu andern und zu reformieren. Wir
wollten beim Staats- und Gesetzesaufbau erst einmal so
weit kommen wie die alten Lander. Da gab es wenig
Interesse daran, mit dem Bund darum zu ringen, noch
mehr Kompetenzen zugewiesen zu bekommen, mit de-
nen umzugehen schwierig gewesen ware.

Die Ausgangslage hat sich verandert und wird sich hof-
fentlich zugunsten der strukturschwacheren Regionen
noch weiter verandern. Deshalb ist es wichtig, die ver-
fassungspolitische Diskussion offen zu halten. Auch
nach der nunmehr anstehenden Reform darf nicht am
dann bestehenden Status quo festgehalten werden.
Unser Fdderalismus braucht auch eine dynamische
Komponente. So wie sich die Lebensverhaltnisse in
Deutschland andern und hoffentlich angleichen, missen
auch Gewichtsverschiebungen zwischen den beiden
Prinzipien unserer fdderalen Ordnung — namlich Wett-
bewerb und Solidaritdt — méglich sein. Je weiter wir auf
dem Weg zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse gekommen sind, desto mehr Wettbewerb ist zwi-
schen den Landern mdglich und nétig.

Volker Ratzmann, Vorsitzender der Fraktion Biindnis
90/Die Gruinen, Berlin:

Antoine de Saint-Exupéry hat einmal gesagt: ,, Wenn du
ein Schiff bauen willst, dann trommle nicht Manner zu-
sammen, um Holz zu beschaffen, Aufgaben zu vergeben
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und Arbeit einzuteilen, sondern lehre die Manner die
Sehnsucht nach dem weiten unendlichen Meer.“ Europa
ist so eine Sehnsucht, die der stédndigen Vermittlung
bedarf.

Gerade heute zeigt sich in ungewollter Brutalitat, wie
wichtig handlungs- und durchsetzungsfahige, regelnde
Institutionen jenseits nationaler und partikularer Interes-
sen sind. Wir brauchen, wollen eine neue Weltordnung,
in der das Recht die Macht begrenzt— tun uns aber
schon schwer, regionale Interessen dem europaischen
Einigungsprozess anzuvertrauen. Wir werden Souvera-
nitat einblRen. Global Governance erfordert Kompetenz,
die wir abgeben mussen. Der Bau des Hauses Europa
ist die historische Herausforderung, der Globalisierung
einen Rahmen zu geben und sie zu gestalten. Und diese
Gestaltung erwarten die Menschen von uns. Es ist auch
unsere Aufgabe, die Aufgabe der Regionen, der Lander,
im Rahmen des Einigungsprozesses das Gemeinsame
zu starken und eine neue, eine europaische Identitat zu
fordern.

Mit der Erklarung von Laeken wurden am 15. Dezember
2001 die Grundlagen zur Fortentwicklung der Vertrage
einer politischen Union gelegt, die grundsatzlich allen
Volkern Europas offen steht und in denen kleinere und
gréRBere Mitgliedsstaaten in gleichberechtigtem Mitein-
ander, einen fairen Ausgleich der Interessen suchen
sollen. Im Rahmen dieses Interessenausgleichs missen
Demokratisierung und das Erdffnen von Entwicklungs-
chancen prioritar sein. Die Kompetenzen der europai-
schen Union und der Mitgliedsstaaten einschliel3lich der
Gebietskorperschaften bedirfen zweifellos einer Neu-
ordnung. Wichtig ist, dass am Ende der Neustrukturie-
rung den Burgerinnen und Birgern klar erkennbar ist,
welche Ebene fiur welche Entscheidung verantwortlich
ist. Die Leitschnur des Prozesses muss Demokratisie-
rung sein, nicht der Ausbau des Exekutivféderalismus.
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Die Verwirklichung des europaischen Verfassungspro-
zesses in diesem Sinne wird aber nur gelingen, wenn
Blrgerinnen und Burger in deren Erarbeitung einbezo-
gen werden. Dies wird nicht unmafigeblich davon ab-
hangen, wie und wann wir als Landesparlamente selbst
und durch die Landesregierungen Uber Vorhaben im
Rahmen der europaischen Union unterrichten.

Die Vielfalt in der Einheit zu wahren, wird uns mit klaren
Kompetenzabgrenzungen, demokratisch parlamentari-
scher Kontrolle auf européischer Ebene und Transpa-
renz und Vermittelbarkeit exekutiven Handelns besser
gelingen als mit Blockademdglichkeiten fur Lander und
Regionen. Wer jetzt wie einige Ministerprasidenten an-
fangt zu drohen, die Einigung Uber den Bundesrat zu
blockieren, scheint die Zeichen der Zeit verkannt zu
haben, sat Misstrauen statt Zuversicht. Die Sehnsucht
nach einem Raum der Freiheit, der Demokratie und der
Solidaritat zu vermitteln, ist die lohnendere Aufgabe.

Angelika Gramkow, Vorsitzende der PDS-Fraktion,
Mecklenburg-Vorpommern:

In diesen Tagen wird deutlich, wie wichtig fur jeden die
Diskussion um Reformen, die Frage nach Frieden ist.
Auch fiir unsere Debatte ist das ,Ja zum Frieden!“ unab-
dingbar. ,Das Ja zum Frieden“ schlieft fiir die Fraktions-
vorsitzenden der PDS ein ,klares Nein zum Krieg“ als
Mittel der Auseinandersetzung, als Mittel zur Konfliktl6-
sung, ein.

Krieg bedeutet Versagen von Politik. Lassen wir dies
nicht zu.

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn wir tatsachlich
ernst machen wollen mit der Reform des Féderalismus
in der Bundesrepublik Deutschland, so steht auch die
PDS diesem Anliegen aufgeschlossen gegenuber.
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Es war uns wichtig, sich auf eine gemeinsame Basis und
einen gemeinsamen Ausgangspunkt zu verstandigen.
Der Kompromiss liegt uns vor. Dieser gemeinsame Aus-
gangspunkt kann nicht, bei allem Verstandnis, die
Rechtfertigung flir unsere eigenen Arbeitsplatze sein,
sondern muss in der bestmdglichen Organisation der
demokratischen Interessenvertretung der Burgerinnen
und Birger liegen. Sie sind unsere Arbeitgeber und die
bestmdgliche Erflllung dieses Auftrages sollte ein Mal3-
stab fur Formuberlegungen im oOffentlichen Bereich sein.
Dies ist auch der Grund, weshalb sich unter anderem die
Vertreter der PDS-Fraktionen gegenwartig noch nicht in
der Lage sahen, einen Katalog von Zustandigkeiten
unter abstrakten Aspekten neu zu formulieren.

Wir missen uns schon die Arbeit machen, erstens tGber
die Notwendigkeit und zweitens Schritt fir Schritt die
bestmogliche Organisation fir die unterschiedlichen
staatlichen Funktionen zu diskutieren und drittens im
Ergebnis dieser Diskussion Kompetenz und Zuordnun-
gen vorschlagen.

Die Ministerprasidenten sind offensichtlich weiter in ihrer
Debatte. Wir missen also einen Zahn zulegen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich gebe zu,
dass die verfassungsrechtlich feinsinnige Differenzie-
rung zwischen der Selbstverwaltung in den Kommunen
und der demokratischen Interessenvertretung auf kom-
munaler Ebene und jener auf Landesebene mit Gesetz-
gebungsbefugnissen noch nie so richtig nachvollziehen
konnte.

Fakt ist, Demokratie wird auf kommunaler Ebene ge-
lernt, sie wird auch hier, in den Dorfern, den Gemeinden,
den Stadten auch unmittelbar durch die Birgerinnen und
Birger erlebt. Und dort ist es auch, wo wir alle unsere
tagliche Arbeit genauso wie die Ergebnisse des heutigen
Konventes vertreten mussen.
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Deshalb ist es unser Anliegen, erstens im Rahmen der
Foderalismusdiskussion nicht nur Uber das Verhaltnis
zwischen den kleinen Raumschiffen in den Landes-
hauptstadten und dem grofRen Raumschiff Berlin oder
Brussel zu diskutieren, sondern auch und vor allem die
Demokratisierung des gesellschaftlichen Lebens im Blick
zu behalten und eine Erhdhung der demokratischen
Teilhabemdglichkeiten jedes einzelnen Bdurgers, jeder
einzelnen Blrgerin ganz klar als Ziel fir einen solchen
Prozess zu definieren.

Als Vertreterin des Landes Mecklenburg-Vorpommern
mdchte ich betonen, dass es uns zweitens auch darum
geht, dass die 16jahrige Schilerin in Eggesin auch zu-
kiinftig die gleichen Chancen und Mobglichkeiten der
personlichen Entwicklung bekommt wie ihre Freundin in
Frankfurt am Main oder in Berlin.

Das grundgesetzlich verankerte Staatsziel der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhaltnisse in ganz Deutsch-
land muss Dreh- und Angelpunkt auch dieser Diskussion
bleiben.

Und drittens sollten wir gemeinsam daflir sorgen, dass
diese Diskussion auch so konkret und ehrlich wie mdg-
lich wird.

Klar ist, dass die Gesetzgebungsbefugnisse von Lan-
desparlamenten leere Worthllsen sind, so lange die
Lander und deren demokratisch gewahlte Vertreter nicht
Uber die finanziellen Mdglichkeiten verfligen, um diesen
demokratisch entwickelten politischen Willen auch im
realen Leben umzusetzen. Dies gilt genauso fur die
kommunale Selbstverwaltung, die aufgrund der finanziel-
len Situation der Kommunen in der Gefahr steht, leer zu
laufen. Deshalb fordern wir, dass das Konnexitatsprin-
zip, wie es in Mecklenburg-Vorpommern durch die SPD-
PDS-Koalition in die Verfassung festgeschrieben wurde,
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auch auf bundesdeutscher Ebene eingefiihrt werden
muss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die heutige gemeinsa-
me Erklarung zur Starkung der Landesparlamente halten
die Fraktionsvorsitzenden der PDS flr einen gut gelun-
genen Kompromiss, den Beginn einer notwendigen De-
batte an der wir uns aktiv weiter beteiligen werden.

Anke Spoorendonk, Vorsitzende des SSW, Schles-
wig-Holstein:

Der Foderalismuskonvent ist ein uniiberhérbares politi-
sches Signal: Er ist die groRe Chance, den Verfall des
deutschen Foderalismus aufzuhalten und die Umset-
zung der Subsidiaritat in der EU einzufordern!

Auch der SSW als Partei der danischen Minderheit und
der nationalen Friesen begriif3t diesen ersten Foderalis-
muskonvent der deutschen Landesparlamente. Wie
notwendig er ist, wird nicht zuletzt daraus ersichtlich,
dass die Lander in den vergangenen Jahrzehnten immer
mehr Gesetzgebungsbefugnisse an den Bund abgetre-
ten haben. Die Zustimmung zu den dazu nétigen Grund-
gesetzanderungen erkauften sie sich bekanntlich mit der
Ausweitung ihres Vetorechts im Bundesrat.

Mit diesem Konvent wird den Landesparlamenten erst-
mals die Mdglichkeit geboten, sich mit einer Stimme fir
eine Reform der bundesstaatlichen Ordnung auszuspre-
chen. Denn fest steht aus der Sicht des SSW: Die Lan-
desregierungen haben zwar das Mandat, die Interessen
der Lander Uber die Bundesebene — sprich im Bundesrat
— wahrzunehmen; sie haben aber nicht das Mandat, die
Landesparlamente in allen ihre Stellung als Verfas-
sungsorgan betreffenden Fragen gegeniiber dem Bund
zu vertreten.

Wir haben uns heute hier in Lubeck versammelt, um
durch eine gemeinsame Resolution einen Prozess in
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Gang zu bringen, der zu einer Neubelebung des Fodera-
lismus fihren soll und damit auch zu einer Ruickbesin-
nung auf die Starken unserer Lander. Wir wollen mit
anderen Worten, dass von dem heutigen Foderalismus-
konvent ein unuberhdrbares politisches Signal ausgeht.
Konkret ist dieses Signal sowohl vor dem Hintergrund
der aktuellen Fdderalismusdiskussion in Deutschland als
auch in Zusammenhang mit der Verfassungsdebatte auf
EU-Ebene zu sehen. Betroffen sind in jedem Fall die
Rechte und Kompetenzen der Landesparlamente. Der
heutige Konvent ist daher die grof3e Chance, den Verfall
unseres Foderalismus aufzuhalten und die versprochene
Umsetzung der Subsidiaritat von der EU einzufordern.

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang als Vertrete-
rin einer nationalen Minderheit auf die besondere Be-
deutung des Subsidiaritatsprinzips gerade auch fur Min-
derheiten und Volksgruppen in Europa hinzuweisen.
Etwa 14 % der Bevolkerung Europas sind Birger, die
nicht der offiziellen sprachlichen und kulturellen Ge-
meinschaft des jeweiligen Staatsvolkes angehdéren — und
in einer erweiterten EU werden es noch mehr sein. Da-
mit meine ich: Die Rechte auf das Erlernen und den
freien und offentlichen Gebrauch der eigenen Sprache,
auf den Zugang zu den Medien und auf kulturelle Identi-
tatsfindung missen allen Burgern Europas sowohl indi-
viduell als auch kollektiv zugestanden werden. In diesem
Sinne lebt Minderheitenpolitik davon, dass politische
Entscheidungen vor Ort— so birgernah wie moglich —
getroffen werden koénnen. Anders formuliert heif’t es,
dass die Kompetenzen auf allen Ebenen — von der EU
Uber die Bundesrepublik bis hin zu den Landern — klar
definiert werden missen. Nur so schaffen wir mehr
Transparenz und auch mehr gelebte Demokratie flr die
Menschen in Europa. Gleichwohl halt der SSW daran
fest, dass die Probleme des deutschen Fdderalismus
nicht von der EU geldst werden kénnen. Da sind wir
selbst gefragt zu handeln. Das heil3t aber auch, dass
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wir — die Vertreterinnen und Vertreter der Landesparla-
mente — mehr als bisher die Mdglichkeit nutzen sollten,
die uns im gesetzgeberischen Bereich noch verblieben
sind. Konkretes Handeln bewirkt viel mehr — und findet
auch starker Akzeptanz bei den Menschen — als immer
wieder Resolutionen oder Antrdge zu verabschieden,
worin die Bundesregierung oder die EU zum Handeln
aufgefordert wird. Mit einem Satz: Die Landtage mussen
selbst wollen und selbst wirken. Die heute zu verab-
schiedende ,Libecker Erklarung® gibt uns auch dafir
wichtige Argumente in die Hand. Packen wir es an.

Christine Lieberknecht, Prasidentin des Thiiringer
Landtages:

Wir sind heute Zeugen einer Zusammenkunft, die es so
in der bundesdeutschen Parlaments- und Verfassungs-
geschichte noch nicht gegeben hat. Die deutschen Lan-
desparlamente melden sich zu staatspolitischen
Grundsatzfragen nicht alleine Uber die regelmaRigen
Konferenzen ihrer Prasidenten zu Wort, sondern auch
die eigentlichen politischen Spielfiihrer, die Fraktionen,
haben sich heute mit den Prasidentinnen und Prasiden-
ten zusammengefunden, um einem gemeinsamen An-
liegen Nachdruck zu verleihen:

Wir moéchten, dass der Foderalismus nicht als kostspieli-
ges Entwicklungshindernis, sondern als Kraftquelle ver-
standen wird. Eine Kraftquelle, die Gestaltungswillen
freisetzt, Eigenverantwortung starkt und demokratische
Teilhabe tatsachlich verbessert. Es geht um nichts weni-
ger als die Starkung unserer féderalen Ordnung.

Der groRe Zuspruch zu diesem Konvent bis hin zum
Bundesprasidenten unterstreicht dieses Anliegen. Die
Parlamentsprasidenten haben diesen Konvent auf der
Wartburg in Thiringen vor rund zehn Monaten ange-
schoben, weil wir meinten, dass eine nachdrickliche
Wortmeldung an der Zeit ist. Im europaischen Zukunfts-
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konvent wie in der Bund-Lander-Kommission zur Mo-
dernisierung der bundesstaatlichen Ordnung werden
zurzeit Weichen fir die Zukunft der deutschen Lander
gestellt.

Unser Treffen hat vor diesem Hintergrund zwei Aufga-
ben: Zum einen soll es die Bemihungen der Landesre-
gierungen unterstitzen, den Landern im Bund und in
Europa wieder mehr Gestaltungsspielraum zu sichern.
Das ist in vielen Wortmeldungen deutlich geworden.

Aber es gibt zum anderen ein daruber hinaus gehendes,
im engeren Sinn demokratisch-parlamentarisches Motiv:
Der Foderalismus verblrgt zusatzliche Moglichkeiten
demokratischer Teilhabe fir Birgerinnen und Birger. Er
Offnet Spielraume fir die Ausgestaltung eigener Landes-
staatlichkeit und birger- und problemnaher Lésungen
politischer Aufgaben. Diese Vorzige kommen besser
zum Tragen, wenn wieder klarer als bisher wird, wer fir
was zustandig ist.

Deshalb geht es hier und heute darum einen machtigen
Trend nicht nur zu stoppen, sondern umzukehren. Die
vielfaltigen Verflechtungen des kooperativen Fdderalis-
mus mussen Zug um Zug wieder entflochten werden.
Unsere Resolution von Libeck benennt dazu Aufgaben-
felder wie die Gesetzgebung, die Finanzverfassung, die
Gemeinschaftsaufgaben. Und sie benennt Werkzeuge
wie verbindlichere Mitsprache der Parlamente im Land,
die neue Vorranggesetzgebung im Verhaltnis zur Bun-
desebene oder das so genannte ,Frihwarnsystem® auf
der europaischen Ebene.

Ich bin froh, dass es uns gelungen ist, die vorliegende
Resolution zustande zu bringen. Denn das ist angesichts
unserer Lander mit oft sehr unterschiedlichen Interessen
— Stadt- und Flachenstaaten, Geber- und Empfanger-
ldnder, Ost und West, Nord und Sid — genauso wenig
selbstverstandlich wie bei den vielen vertretenen politi-
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schen Farben. Fir Thiringen etwa ist wichtig, dass die
Uberproportionalen Zuweisungen an die ostdeutschen
Lander, mit denen die teilungsbedingten Sonderlasten
Uberwunden werden sollen, fur die Dauer des Solidar-
pakts Il fortgeflihrt werden.

Dass die Resolution trotz dieser und vergleichbarer, fir
die Lander nicht eben unwichtigen Interessen zustande
gekommen ist, zeigt, welchen hohen Stellenwert wir alle
— quer durch alle Fraktionen und Landtage — einer ver-
ninftigen, im Interesse unserer Parlamente liegenden
Klarung der aufgeworfenen Fragen beimessen.

Die Resolution ist so gesehen ein solides Fundament
und sie gibt — das gilt es zu unterstreichen — vor allem
eine klare Richtung vor: hin zu mehr klarer Trennung
von Zustandigkeiten und dies zugunsten der L&nder,
und weg von der Konzentration von Kompetenzen beim
Bund und der Kompensation durch Beteiligungsrechte
fur die Landesregierungen.

Hier in Libeck darf man es sagen: Wir haben die Leinen
los geworfen und nehmen Fahrt auf. Der Kurs ist eindeu-
tig: Der Konvent wird mit einer klaren zeitlichen Vorgabe
von einem Jahr weiterarbeiten und unsere Resolution
mit konkreten Vorschlagen untersetzen. Und die vorge-
sehene Verhandlungskommission dieses Landesparla-
mentskonvents wird gegentber der Bund-Lander-
Kommission und dem EU-Konvent wirksam ihre Stimme
erheben koénnen.

Das Signal von Liibeck ist gut fur die Landesparlamente,
es ist gut fur die Lander, aber auch fiir den Bund und die
EU. Denn alle werden von einer modernisierten, trans-
parenten foderalen Ordnung profitieren. Davon bin ich
fest Uberzeugt. Und deswegen bin ich dankbar, dass uns
mit dem heutigen Tag ein guter, ein notwendiger und
wichtiger Schritt auf diesem Weg gelungen ist. Wir blei-
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ben dran! Wir machen weiter! Dazu mochte ich uns alle
noch einmal auch von Seiten des Thiringer Parlaments
nachdricklich ermuntern.

Peter Hans, Vorsitzender der CDU-Fraktion, Saar-
land:

Beim gestrigen Besuch eines Jugendful3ballspiels habe
ich mich mit einem Bekannten Uber die jeweilige Wo-
chenendgestaltung unterhalten. Als ich dabei meine
Teilnahme am Foderalismuskonvent der deutschen
Landesparlamente erwahnte, meinte er: ,Oh, ich weil3,
es geht um die Auflésung der Lander.*

Damit hat dieser fuRballbegeisterte Zeitgenosse zwar
unfreiwillig seine Unkenntnis des Artikels 20 GG mit der
Ewigkeitsgarantie fur den féderalen Aufbau der Bundes-
republik bewiesen. Vielleicht hat in seinem Hinterkopf
aber auch eine AuRerung der unbestrittenen politischen
Autoritat Helmut Schmidt eine Rolle gespielt. In einem
Beitrag der ,Bild“-Zeitung vom 10. Februar 2003 hiel? es
namlich unter der Schlagzeile ,Altkanzler Schmidt spot-
tet Uber Landespolitiker”: ,lhre Minister und Abgeordnete
bilden sich ein, sie seien Politiker. In Wirklichkeit sind sie
Verwalter. Die entscheidenden Gesetze werden im Bund
gemacht.”

Diese fur uns wenig schmeichelhafte Einschatzung
spiegelt den schleichenden Einflussverlust der deut-
schen Landesparlamente seit 1949 wider. Mit dem
Schlissel Einheitlichkeit beziehungsweise Gleichwertig-
keit der Lebensverhaltnisse hat sich der im Grundgesetz
urspringlich angelegte Gestaltungsfoderalismus der
Lander zum Exekutivfdderalismus entwickelt. Dieses
Problem ist insbesondere von der Konferenz der Land-
tagsprasidenten seit langem theoretisch analysiert. Die
Landtage als die eigentlichen Verlierer dieses Prozesses
haben es allerdings versaumt, daraus die Konsequen-
zen zu ziehen. Sie haben sich nicht in die eigenen Ange-
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legenheiten eingemischt, weil sie offensichtlich die eige-
ne Entmachtung selbst nicht als Problem erkannt haben.

Deshalb bin ich personlich froh, dass meine in einer
Sitzung des saarlandischen Landtags am 22 August
2001 vorgetragene und den Prasidenten mitgeteilte Idee
eines Konvents der Landtage unter Moderation der Pra-
sidentenkonferenz, insbesondere von der schleswig-
holsteinischen Prasidentschaft, entschlossen aufgegrif-
fen worden ist. Dafuir bedanke ich mich.

Damit sind wir im letzten Moment auf einen fahrenden
Zug, Stichworte EU-Konvent und Bund-Lander-
Kommission aufgesprungen. Es ware eine Todslinde
wider den foderalen Geist gewesen, wenn wir die Re-
form des Foderalismus dem Bundeskanzler und den
Ministerprasidenten allein Uberlassen héatten.

Die ,LUbecker Erklarung® ist mir im Vergleich zur Tho-
leyer Erklarung der CDU-Landtagsfraktion zwar nicht
konkret genug, wichtig ist aber das Signal. Die deut-
schen Landtage schauen ihrer eigenen Entmachtung
nicht weiter tatenlos zu. Dabei hilft uns, dass viele die
negative Entwicklung des Fodderalismus als Teil des
Reformstaus in Deutschland ansehen. So kritisiert die
Stiftung Marktwirtschaft unter der Uberschrift ,Drangen-
der Reformbedarf: Zu wenig, statt zu viel Féderalismus®.
Gleichzeit fordert sie eine Wiederbelebung des deut-
schen Fdderalismus.

Deshalb rufe ich Sie auf: Zeigen wir in eigener Sache
Flagge, und zwar Uber Libeck hinaus, verstehen wir uns
nicht als Notare der Exekutive, lassen wir den Lander-
parlamentarismus nicht zu foderalistischer Folklore ver-
kommen.

Deshalb ist der weitere Verlauf der Féderalismusdebatte
der Lackmustest fiir die Vitalitat der Landesparlamente.
Der Einsatz lohnt, nicht wegen der Eitelkeit der Abge-
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ordneten, sondern wegen der Zukunft des Parlamenta-
rismus insgesamt.

Prof. Dr. Adolf Spotka, Prasident des Landtages von
Sachsen-Anhalt:

Der erste Foderalismuskonvent der deutschen Landes-
parlamente, der in die Geschichte des deutschen Foéde-
ralismus wohl als ,Libecker Konvent eingehen wird,
neigt sich seinem Ende zu.

Ich habe mich, sehr geehrter Herr Arens, vor |hren
Schlussbemerkungen zu Wort gemeldet, um bereits hier
in Libeck deutlich werden zu lassen, dass der so erfolg-
reich begonnene Konventsprozess auch unter der Fe-
derflhrung des Landtages von Sachsen-Anhalt ab Ende
Juni des Jahres fortgefihrt werden wird.

Was haben wir — die deutschen Landesparlamente — auf
dem Weg hierher nach Libeck erreicht, welche Bot-
schaft geht vom Libecker Konvent aus?

Wenn Fortschritt ganz wesentlich daraus besteht, fort-
schreiten zu wollen, dann haben die deutschen Landes-
parlamente nach dem Eindruck vieler Beobachter unter
Beweis gestellt, dass sie sich der gleichermalien reizvol-
len wie schwierigen, weil unserem féderalen Gemeinwe-
sen ans Mark gehende Aufgabe der Reform der bun-
desstaatlichen Ordnung offensiv stellen wollen.

Wir Mitglieder der Landesparlamente verkennen dabei
nicht, dass es zahlreiche Akteure auf diesem Reformfeld
gibt, die die Interessen des Bundes und der Lander ver-
treten. Naturlich gehen wir davon aus, dass die Interes-
sen der Lander in diesen Verhandlungen auch durch die
Landesregierungen solide und verantwortungsbewusst
vertreten werden.

Landesparlamente sind jedoch nicht lediglich in der Po-
sition, Betroffene dieses Prozesses zu sein. Schon von
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Verfassungs wegen ist ihnen vielmehr aufgegeben, sich
dort als malfigeblicher Akteur in diesen fir die Lander
wie den Bund essentiellen Verhandlungsprozess einzu-
bringen, wo es im Interesse der Wahrung ihrer Position
im demokratischen Gemeinwesen erforderlich und még-
lich ist.

Meine Damen und Herren! Eine alte Volksweisheit sagt,
man dirfe nur etwas Neues machen, wenn man etwas
besser machen kénne. Ich denke, dass uns in allen Vor-
bereitungstreffen und auch heute hier im Saal bewusst
gewesen ist, in welcher Verantwortung auch die Landta-
ge stehen, wenn sie sich maf3geblich an der Diskussion
beteiligen, die letztlich eine Debatte um eine Reform des
Grundgesetzes ist.

Verfassungen haben das Ziel, eine im Grundsatz auf
Dauer angelegte Ordnung zu schaffen und im Detail
auszugestalten, soweit dies auf der Ebene des Verfas-
sungsrechts nétig ist. Verfassungen sind die Vereinba-
rung einer nach reiflicher Uberlegung einmal geféllten
Grundentscheidung, die auf langere Zeit gelten soll.

Dies gilt auch und insbesondere fir die ,foderative Be-
sinnung“ der Mitglieder des Parlamentarischen Rates,
die beileibe kein reines Oktroy der Alliierten war und die
fur uns Ostdeutsche, denen 1952 die Lander endgliltig
genommen worden waren, in den Wendetagen von
1989/1990 ein wesentliches Element der Anziehungs-
kraft der deutschen Verfassung ausmachte. Hierzu be-
kenne ich mich auch heute in Lubeck.

Verfassungen leben nicht in einem Zustand der Ruhe.
Sie stehen vielmehr der Zeit mit den in ihr wirkenden
Kraften und Ideen, Ich denke, dass diese These auf kein
Prinzip unserer Verfassung so zutrifft wie auf die verfas-
sungsrechtliche Ausgestaltung der bundesstaatlichen
Ordnung, die seit 1949 niemals statisch und endgiiltig,
sondern stets dynamisch und sich fortentwickelnd war.
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So gesehen, sind Fdderalismus und Ausgestaltung des
Bundesstaatsprinzips in Geschichte, Gegenwart und
wohl auch in Zukunft die Verkdrperung des permanenten
Kompromisses, wie es Klaus Stern vor mehr als 20 Jah-
ren ausdrickte.

Wir sollten uns deshalb auch bei der FortflUhrung des
heute eingeleiteten Verfahrens bewusst halten, dass es
eine vollendete, alle Beteiligten zufrieden stellende und
auch — gemessen am dogmatischen Ideal — perfekte
Foderativverfassung wohl nicht geben kann; erreichbar
wird ,nur die relativ beste sein.

Wie ein roter Faden zieht sich durch die ,Libecker Er-
klarung“ und auch durch die EntschlieBungen der Lan-
desparlamente, in der Reformdebatte vor allem anzu-
streben, die Eigenstandigkeit und Lebensfahigkeit der
Lander zu starken, Wettbewerb zu ermdglichen, ohne
Solidaritat und Zusammenhalt, Homogenitat und Integra-
tion auszuschlieBen, und — nicht zuletzt — die Mdglich-
keiten landesparlamentarische Beeinflussung und Kon-
trolle der ganz Uberwiegend gouvernementalen Koope-
ration zwischen Bund und Landern zu starken.

Der Prozess der Reform der bundesstaatlichen Ordnung
lauft und hat— was sein Tempo, seine fachliche Tiefe
und nicht zuletzt den bereits erreichten Stand der Ver-
stéandigung zwischen Bund und Landern angeht— ein
bereits bemerkenswertes Niveau erreicht.

Was hier im Einzelnen aus der Sicht der Landesparla-
mente (noch) machbar sein wird, werden wir auch nach
dem LUbecker Konvent eingehend und sehr verant-
wortlich erwagen mussen.

Aber dass das Mdogliche heute machbar erscheint, ist
das wesentliche Verdienst lhres Anstolies, verehrter
Herr Kollege Arens.
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Sie haben uns auf der Grundlage einer Initiative der
Prasidentenkonferenz auf der Wartburg in Thiringen
hier in Lubeck zusammengefuhrt und auf dem Weg hier-
her die Landesparlamente — und alle haben das zwi-
schenzeitlich getan — dazu ermuntert, sich dieser Re-
formaufgabe auch auf Landesebene zu widmen und sich
gegeniuber der ,jeweiligen Landesregierung auch mit
eigenen Positionen aufzustellen. Namens der Versamm-
lung danke ich ihnen, Herr Arens, und lhrem Team fur
diesen Ansto und die uns erwiesene Gastfreundschaft
sehr herzlich.

Meine Damen und Herren, Libeck zeichnet kein Ende
des Konventsprozesses, sondern das Erreichen eines
ersten wichtigen Ziels. Wie die Schlusserklarung aus-
weist, sind wir einvernehmlich der Auffassung, dieses
Verfahren fortzufihren und in spatestens einem Jahr
abzuschlief3en.

Als Préasident, der die Ehre und Freude haben wird, die
Verantwortung fir dieses Verfahren von lhnen, Herr
Kollege Arens, im Juni Ubernehmen zu diirfen, sichere
ich dem Konvent zu, alles Erforderliche zu tun, um der
Stimme der Landesparlamente in dhnlich angemessener
Weise Gehor zu verschaffen, wie es heute gelungen ist.
Libeck wird im Osten Deutschlands, wird in Magdeburg
fortgefihrt werden!

Die Schlusserklarung gibt uns auf, uns mit konkreteren
Vorschlagen in die Reformdebatte einzubringen, und
dabei die Starkung der Parlamente als Hauptzielstellung
des Konventsprozesses zu verfolgen.

Far mich als kinftigem Konventsprasidenten wird dies
gemeinsam mit der einzusetzenden Verhandlungsgrup-
pe, die ich als Exekutive des Konvents ansehe, vor
allem heil3en, die Landesregierungen in ihren Verhand-
lungen mit dem Bund dort partnerschaftlich zu unterstit-



Féderalismuskonvent

zen, wo sie vitale Landerinteressen vertreten und durch-
setzen wollen.

Ich denke, dies wird sich — gemessen an der Durchset-
zung von Landerinteressen gegeniber dem Bund — als
einzig verantwortbare Herangehensweise erweisen. Und
dies ist auch der Blickwinkel, aus dem wir die in Kirze
vorliegenden Ergebnisse der Verhandlungen in der
Bund-Lander-Kommission zunachst beurteilen sollten.

Dort allerdings, wo essentielle Interessen der Landtage
oder der deutschen Parlamente insgesamt berthrt sind,
sollten wir uns nicht scheuen, diese entschlossen und in
der Gesellschaft vernehmbar vorzutragen. Das ist unser
besonderer, uns durch die Landesverfassungen zuge-
wiesener Auftrag, den wir insbesondere auf der Ebene
der Lander und damit vor allem in den Landtagen selbst
zu erfullen haben.

Eine Demokratie ohne Parlamente verdient ihren Namen
nicht. Die Starke der parlamentarischen Demokratie
zeigt sich in der Kompetenz und in der Fahigkeit der
Parlamente, die jeweiligen Grundsatzfragen eines Staa-
tes zu definieren, im Verein mit anderen nach Antworten
zu suchen und schlie3lich zu entscheiden. Parlamente
sind nicht der Staat, aber des modernen Staates Kern.
Sorgen wir gemeinsam dafiir, dass es so bleibt.
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Bekenntnis zum Foderalismus und zur
Subsidiaritat — Landesparlamente starken!

Liibecker Erklaruna
der deutschen Landesparlamente

angenommen

auf dem Foderalismuskonvent der
deutschen Landesparlamente
am 31. Mérz 2003 in der Hansestadt Liibeck

1.
Das bewahrte Modell des Foderalismus in Deutsch-
land fortentwickeln

Die verfassungsrechtliche Grundentscheidung fiir den
Foderalismus in Deutschland hat nichts von ihrer zu-
kunftsweisenden Bedeutung eingebiiRt. Die deutschen
Landesparlamente setzen sich fir eine Starkung des Fo-
deralismus ein, weil er sich als politisches Modell bewahrt
hat.

Der Foderalismus in Deutschland ist gekennzeichnet von
gemeinsamer Verantwortung fir das Ganze, von Solidari-
tat und der Vielfalt der Lander mit ihrer unterschiedlichen
Geschichte, Kultur, Gebietsstruktur und Bevdlkerungszahl.
Foderalismus ermdéglicht den Landern, eigene Wege der
Aufgabenerfiillung zu entwickeln. Er gewahrt zusatzliche
Mdglichkeiten demokratischer Teilhabe in Wahlen und
Abstimmungen und fordert regionale Identitadt und Burger-
nahe.

Gleichwohl ist der Fdderalismus in Deutschland reformbe-
durftig. Die Gestaltungsfahigkeit des deutschen Bundes-
staates hat in den vergangenen 50 Jahren zunehmend an
Dynamik verloren. Auch hat sich das im Grundgesetz an-
gelegte ausgewogene Verhaltnis zwischen dem Bund und
den Landern im Lauf der letzten Jahrzehnte verschoben.
Die zunehmende Zentralisierung und Verflechtung politi-
scher Entscheidungen sowie die Entwicklung zum
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Exekutivféderalismus gefahrden Vielfalt und Blrgerndhe,
demokratische Legitimation, Transparenz und Effektivitat
politischen Handelns.

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, treten die deut-
schen Landesparlamente fir eine Reform des Fdderalis-
mus ein. Dabei sind die Landesparlamente als die vom
Volk gewahlten obersten Organe der politischen Willens-
bildung zu starken. Das gilt insbesondere fiir ihre Kompe-
tenzen im Bereich der Gesetzgebung. Reformbedarf be-
steht ferner bei den Gemeinschaftsaufgaben und den Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund und Landern.

Mehr Mitwirkung der Landesparlamente
in Angelegenheiten der Europaischen Union

Die deutschen Landesparlamente haben wiederholt die
Uberragende Bedeutung der europaischen Einigung flr
Sicherheit, Frieden und Wohlstand in Europa betont. Sie
weisen aber darauf hin, dass die Kompetenzverluste der
Lander durch den Ubergang von Hoheitsrechten der Lan-
der auf die Europaische Union ein bedenkliches Ausmalf}
erreicht haben. Auch gehen Rechtsetzungsakte der Euro-
paischen Union in Umfang und Regelungstiefe nicht selten
Uber das erforderliche Mal} hinaus. Dies hat zu einer Aus-
héhlung der eigenstaatlichen Gestaltungsmaoglichkeiten
der Lander und ihrer Parlamente beigetragen.

Soweit zum Ausgleich von Kompetenzverlusten in Artikel
23 GG Mitwirkungsbefugnisse der Lander in Angelegen-
heiten der Europaischen Union Uber den Bundesrat vorge-
sehen sind, starkt dies die Position der Landesregierun-
gen, nicht aber die der Landesparlamente. Deren Interes-
sen sind in Angelegenheiten der Europaischen Union
durch eigene Mitwirkungsbefugnisse zur Geltung zu brin-
gen.

Wirksame Vorkehrungen zum Schutz der Rechte der Lan-
der sind auch auf Ebene der Europaischen Union zu tref-
fen. Dies gilt nicht allein fir die deutschen Lander. Auch in
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anderen europdischen Staaten vollziehen sich foderale
bzw. dezentrale Entwicklungen. Dem Subsidiaritatsprinzip
in Artikel 5 EGV, das die Bedeutung der regionalen Ebene
fur die Europaische Union anerkennt, muss durch geeig-
nete rechtliche Regelungen mehr Geltung verschafft wer-
den.

Il
Foderalismuskonvent der Landesparlamente — ein not-
wendiges Signal

Das Grundgesetz versagt den Landesparlamenten eine
unmittelbare Mitwirkung auf Bundes- und européaischer
Ebene. Selbst auf verfassungspolitische Grundentschei-
dungen zur Kompetenzverteilung im féderativen System
der Bundesrepublik Deutschland oder in der Europaischen
Union kdénnen sie keinen mitentscheidenden Einfluss
nehmen — nicht einmal dort, wo ihre eigenen Kompeten-
zen beruhrt sind.

Die Landesparlamente missen jetzt das Wort ergreifen:
Der Européische Konvent tagt, um die Grundlagen flr eine
europaische Verfassung zu erarbeiten. Gleichzeitig berat
die von der Bundesregierung und den Landesregierungen
eingesetzte Bund-Lander-Kommission zur Modernisierung
der bundesstaatlichen Ordnung, die die Weichen fur eine
Reform des Fdderalismus in Deutschland stellen soll.

Mit dem Fdderalismuskonvent in seiner besonderen Zu-
sammensetzung aus den Prasidentinnen und Prasidenten
und den Fraktionsvorsitzenden der deutschen Landespar-
lamente hat sich ein Forum konstituiert, dessen demokra-
tische Legitimation und politische Gestaltungskraft in die
aktuellen Reformdiskussionen eingebracht werden. Es
geht darum, ein notwendiges Signal zu setzen und die
Position der deutschen Lander in engem Schulterschluss
von Landesparlamenten und Landesregierungen in den
weiteren Beratungen Uber kinftige Strukturen und Ent-
scheidungsprozesse in Deutschland und in einer erweiter-
ten Europaischen Union mit Nachdruck zu vertreten.



M.
Die Lander und ihre Parlamente in der Bundesrepublik
Deutschland starken

1.Neben die konkurrierende Gesetzgebung muss eine
Vorranggesetzgebung treten, die es den Landern er-
mdglicht, bundesgesetzliche Regelungen durch Landes-
recht zu ersetzen oder zu erganzen, so dass in festge-
legten Rechtsbereichen Bundesrecht nur solange und
soweit gilt, wie die Lander von ihrer Gesetzgebungsbe-
fugnis keinen Gebrauch machen.

2. Der Bund hat beim Erlass neuer Rechtsvorschriften
verstarkt zu prifen, ob ein Geltungszeitraum angegeben
werden kann, nach dem die Vorschrift automatisch au-
Rer Kraft tritt, wenn nicht der Bund nachweist, dass die
Regelung weiterhin von ihm getroffen werden muss. Bei
der Auslbung seines Gesetzgebungsrechts im Bereich
der konkurrierenden Gesetzgebung hat der Bund die
Méglichkeit von Offnungs- und Experimentierklauseln zu
Gunsten der Lander zu priifen. Der Bund hat die im We-
ge der konkurrierenden Gesetzgebung erlassenen Vor-
schriften mit dem Ziel zu Uberprifen, ob diese durch
Landesrecht ersetzt werden konnen (Artikel 72 Abs. 3,
125a Abs. 2 GG).

3. Unter Bericksichtigung des Grundsatzes der Subsidiari-
tat sind geeignete Gegenstande der konkurrierenden
Gesetzgebung und der Rahmengesetzgebung in Lan-
derkompetenz zu Uberfihren. Entsprechend sind geeig-
nete Gegenstédnde der konkurrierenden Gesetzgebung
in eine deutlich eingeschrankte Rahmenkompetenz des
Bundes Uberzuleiten. Im Interesse einer Erweiterung des
Gesetzgebungsspielraums der Landesparlamente dur-
fen Rahmenvorschriften keine in Einzelheiten gehende
oder unmittelbar geltende Regelungen enthalten.

4. Die Eigenstaatlichkeit der Lander setzt eine ausreichen-
de Finanzausstattung und mdglichst eigenstandige
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Finanzquellen voraus. Dazu zahlen insbesondere mehr
Autonomie der staatlichen Ebenen bei der Gestaltung
von Einnahmen und Ausgaben sowie Konnexitat, d.h.
die Verknipfung von Regelungskompetenz und Finan-
zierungsverantwortung auf einer Ebene.

5. Es ist zu prufen, ob die Bereiche, die Bund und Lander

gemeinsam verwalten und finanzieren, nicht verringert,
zumindest aber dereguliert werden sollten. Dies gilt ins-
besondere flir die Gemeinschaftsaufgaben.
Bei einer Rickfihrung von Gemeinschaftsaufgaben und
sonstigen Mischfinanzierungen erheben die Landespar-
lamente den Anspruch auf die vollstandige, dauerhafte
und dynamisierte Kompensation der jetzigen Bundesmit-
tel zu Gunsten der Lander.

6.Die Landesregierungen haben zum frihestmdglichen
Zeitpunkt die Landesparlamente Uber alle Bundesrats-
angelegenheiten zu unterrichten, die fir das Land von
herausragender politischer Bedeutung sind und wesent-
liche Interessen des Landes unmittelbar berihren. Die
Landesregierungen habe den Landesparlamenten Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben und diese zu
berlcksichtigen.

7.In Bundesratsangelegenheiten, die Gesetzgebungszu-
standigkeiten der Lander wesentlich beruhren, haben die
Landesregierungen die Stellungnahmen der Landespar-
lamente mafgeblich zu bericksichtigen.

Iv.
Die Lander und ihre Parlamente in der Europiaischen
Union starken

1.Die auf 25 Staaten erweiterte Europaische Union muss
sich auf die europaischen Kernaufgaben beschranken,
wenn sie handlungsfahig bleiben will.



2.In einem Verfassungsvertrag ist eine europdische Kom-
petenzordnung zu verankern, in der die Zustandigkeiten
der Européischen Union eindeutig festgelegt werden.
Richtschnur fir die Zuordnung der Kompetenzen mis-
sen die Grundsatze der Subsidiaritadt und der Verhalt-
nismafigkeit, das Prinzip der begrenzten Einzelermach-
tigung der Européischen Union sowie die Verpflichtung
sein, die nationale ldentitdt und den innerstaatlichen
Aufbau ihrer Mitgliedstaaten zu respektieren.

3.Zur Sicherung der kunftigen Kompetenzordnung der
Européaischen Union ebenso wie zum Schutz der Ge-
setzgebungszustandigkeiten der Mitgliedstaaten und der
Lander bedarf es einer wirksamen politischen ex-ante-
Kontrolle. lhr Ziel muss es sein, bereits in der Entste-
hungsphase von Rechtsakten der Europaischen Union
die Einhaltung der Kompetenzordnung und des Subsidi-
aritatsprinzips zu Uberwachen.
Gefordert wird — wie im Schlussbericht der Arbeitsgrup-
pe ,Subsidiaritat® des Europaischen Konvents vorge-
schlagen — ein Mechanismus zur vorbeugenden Subsi-
diaritats- und Kompetenzkontrolle. An einem solchen
L<Frihwarnsystem® sind neben den nationalen Parlamen-
ten auch die regionalen Parlamente mit Gesetzge-
bungsbefugnissen — in Deutschland die Landesparla-
mente — zu beteiligen.
Die nachtragliche gerichtliche Kontrolle durch den Euro-
paischen Gerichtshof bleibt unberthrt.

4.Die Lander und Regionen mit Gesetzgebungsbefugnis-
sen sowie der Ausschuss der Regionen sollten zur Wah-
rung des Subsidiaritatsprinzips und ihrer verfassungs-
maRigen Rechte und Zustandigkeiten ein Klagerecht vor
dem Europaischen Gerichtshof erhalten.

5.Die Landesregierungen haben zum frihestmdglichen
Zeitpunkt die Landesparlamente Uber alle Vorhaben im
Rahmen der Europaischen Union zu unterrichten, die fur
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das Land von herausragender politischer Bedeutung
sind und wesentliche Interessen des Landes unmittelbar
berthren. Die Landesregierungen haben den Landes-
parlamenten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben
und diese zu berticksichtigen.

6.Bei Vorhaben im Rahmen der Europaischen Union, die
Gesetzgebungszustandigkeiten der Lander wesentlich
berthren, haben die Landesregierungen die Stellung-
nahmen der Landesparlamente malgeblich zu berlck-
sichtigen.

V.
Fortfiihrung des Konventprozesses

Die im Foderalismuskonvent versammelten Abgeordneten
der Landesparlamente sprechen sich dafiir aus, die Arbeit
des Konvents fortzufiihren.

Im Hinblick auf die guten Erfahrungen der Europaischen
Union mit dem Grundrechte-Konvent und dem Konvent zur
Zukunft Europas und im Interesse einer moglichst umfas-
senden und vor allem offenen und transparenten Fddera-
lismusdiskussion wird vorgeschlagen, den Konvent in
neuer Zusammensetzung einzuberufen. Ihm fallt die Auf-
gabe zu, konkrete und fiir die Gesetzgebung geeignete
Vorschlage fir eine Reform des bundesstaatlichen Sys-
tems im Sinne einer Starkung der Landesparlamente vor-
zulegen, wobei die oben genannten Forderungen zu
Grunde gelegt werden sollen.

Die Arbeit des Konvents soll in zwdlf Monaten abge-
schlossen sein, damit die Ergebnisse in der laufenden 15.
Wahlperiode des Deutschen Bundestages eingebracht,
ausreichend beraten und die notwendigen Anderungen
noch in dieser Wahlperiode beschlossen werden kénnen.



Beschluss

zur Einsetzung einer Verhandlungskommission

angenommen

auf dem Foderalismuskonvent der
deutschen Landesparlamente
am 31. Marz 2003 in der Hansestadt Liibeck

Der Foderalismuskonvent setzt eine Verhandlungskom-
mission ein. Sie besteht aus vier Vertreterinnen oder
Vertretern der Konferenz der Prasidentinnen und Prasi-
denten und sieben Vertreterinnen und Vertretern der
Fraktionen der deutschen Landesparlamente.

Aufgabe der Verhandlungskommission ist es, die in der
,Lubecker Erkldrung“ enthaltenen Forderungen der
deutschen Landesparlamente nach auf’en zu vertreten
und den Dialog mit der Bund-Lander-Kommission zur
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung und mit
dem Europaischen Konvent aufzunehmen.

Die Leitung der Verhandlungskommission liegt bei der
oder dem Vorsitzenden der Prasidentenkonferenz. Die
Prasidentinnen und Prasidenten und die Fraktionen der
deutschen Landesparlamente werden ihre Vertreterin-
nen und Vertreter unmittelbar nach dem Libecker Féde-
ralismuskonvent gegenuber dem Vorsitzenden der Pra-
sidentenkonferenz benennen.
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Teilnehmerliste

Foéderalismuskonvent am 31. Marz 2003
in der Musik- und Kongresshalle in Liibeck

Name Vorname Funktion / Bundesland
Adler Peter Vors. Europaausschuss, Sachsen
Althaus Dieter Vors. der CDU-Fraktion, Thiringen
Al-Wazir Tarek Vors. d. Frakt. B 90/GRUNE, Hessen
Ankermann Michael CDU-Fraktion, Mecklenb.-Vorp.
Arens Heinz-Werner Landtagsprasident, Schl.-H.
Astrup Holger Parl. GF der SPD-Fraktion Schl.-H.
Baasch Wolfgang M.d.L., SPD-Fraktion, Schl.-H.
Barmin-Foth Rolf Pers. Ref. V. Ole v. Beust, Hamburg
Becker Glnter Vors. d. Rechtsauschusses., Saarl.
Behm Joachim M.d.L., FDP-Fraktion, Schl.-H.
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